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Editorial 
30 Jahre IMI

die Redaktion 

Die 1996 gegründete IMI feiert dieses Jahr ihr 30-jähriges 
Bestehen. Diese eigentlich sehr erfreuliche Tatsache wird 
etwas überschattet von der auch in diesem Jahr nicht ab-
�achenden, „Zeitenwende“ genannten, extremen Militari-
sierung der BRD. Da wir somit mehr Hände voll zu tun 
haben, als wir zur Verfügung haben, entschieden wir uns 
für nur ein kleines (aber sehr feines!) Fest und dafür, den 
Schwerpunkt dieses AUSDRUCKs für Re�exionsprozes-
se, Rück- und Ausblicke zu nutzen. 

Wir haben ehemalige und langjährige Mitstreiter*innen 
gebeten, auf gemeinsam ausgetragene Kämpfe zurückzu-
blicken. Vieles kommt dabei zur Sprache: Die Aufstellung 
des Kommandos Spezialkräfte 1996, die Auseinanderset-
zungen um den Kosovo-Krieg, die Militarisierung der Eu-
ropäischen Union, ihre Militäreinsätze auf dem afrikani-
schen Kontinent und ihre Abschottung gegen Ge�üchtete; 
der Widerstand gegen bewaffnete Drohnen der Bundes-
wehr, die lokale Auseinandersetzung um den KI-For-
schungscluster Cyber Valley und eine – sich über den ge-
samten Zeitraum immer mehr der Herrschaft andienende 
– etablierte Friedensforschung. Vieles wird dabei nur an-
gerissen, andere Themen, wie der Kampf um Zivilklauseln 
und gegen die Bundeswehr an Schulen (wo es zwischen-
zeitlich durchaus auch Erfolge gab), konnten hier nicht ab-
gebildet werden. Ergänzt wird der Schwerpunkt dafür 
durch einige persönliche Erzählungen, wie Mitstreiter*in-
nen zu uns gefunden haben und was ihre persönliche Mo-
tivation war und ist. Viele der angefragten Autor*innen 
nutzten dies wiederum, um warme Worte an die IMI aus-
zusprechen – was eigentlich gar nicht unsere Absicht war 
(und was wir in einigen Fällen gekürzt haben).

Der Rück- und Ausblick: Die im Schwerpunkt versam-
melten Beiträge und die Auszüge aus einigen Grußwör-
tern sind jedoch nur ein Teil unseres Re�exionsprozesses. 
Längere Beiträge und viele gehaltvolle Grußwörter �nden 
sich auf unserer Sonderseite „30 Jahre IMI“ unter www.
imi-online.de/termine-veranstaltungen/30-jahre-imi/ und 
werden dort weiterhin ergänzt. Was sich als Zwischenfa-
zit schon einmal festhalten lässt und immer in Erinnerung 
behalten werden sollte ist, dass es schon vor der „Zeiten-

wende“ 2022 viele kleinere Zeitenwenden gab, die alle 
bereits den Weg geebnet haben für das, was heute als 
„Kriegstüchtigkeit“ erklärtes Programm und oberste Prio-
rität der Regierenden ist. Dieser Weg ist auch die Ge-
schichte einer „sicherheitspolitischen Community“, die in 
verschiedensten Kontexten immer wieder für mehr Auf-
rüstung argumentiert und die außenpolitische Diskussion 
mittlerweile sehr weitgehend monopolisiert hat.

Als wir vor 30 Jahren unsere Arbeit aufnahmen, war die 
Frequenz neuer Entwicklungen im Bereich der Militarisie-
rung überschaubar und wir oft die ersten, die überhaupt 
darüber schrieben. Heute ist das anders – und für uns stel-
len sich Fragen wie: Was ist heute der Anspruch der Frie-
densbewegung an die IMI? Welchen Beitrag können wir 
leisten, um den Antimilitarismus zu stärken? Wie gehen 
wir mit der schieren Masse an Informationen um? Müssen 
wir unsere thematische Ausrichtung oder unsere Arbeits-
weise anpassen? Worauf sollte unser Fokus liegen?

Vielleicht hilft uns der Blick in unsere Geschichte dabei, 
diese Fragen zu beantworten. Dabei hilft uns natürlich die 
Wertschätzung unserer Erfolge, doch angesichts der rasan-
ten Militarisierung wollen wir uns – und Euch – auch wei-
ter fragen, wo wir unsere Arbeit noch verbessern können.

Das Fest: Am 8. August fand im Theatersaal des Sud-
hauses in Tübingen (wo die IMI ihr Büro hat) die ordent-
liche Mitgliederversammlung des IMI e.V. statt und im 
Anschluss eine Jubiläumsfeier. Nach zwei zurückblicken-
den Vorträgen der Gründungsmitglieder Claudia Haydt 
und Tobias P�üger wurde das Buffet eröffnet; zwischen 
musikalischen Beiträgen des Jaffa Trios und von Cristó-
bal Araya wurden unter freiem Himmel und anfangs sen-
gender Sonne mehr oder weniger spontane Reden, Kurz-
geschichten und Grußwörter vorgetragen. Es gab viele 
salbungsvolle Worte für die IMI. Was dabei zu kurz kam, 
möchten wir hier schriftlich nachholen: All denen zu dan-
ken, die da waren und mit uns gefeiert haben; all jenen, 
die durch ihre Beiträge unsere Arbeit möglich machen 
und all denjenigen, die ihr überhaupt erst einen Sinn ge-
ben, indem sie unsere gemeinsamen Forderungen auf die 
Straßen und Plätze bringen. 

http://www.imi-online.de/termine-veranstaltungen/30-jahre-imi/
http://www.imi-online.de/termine-veranstaltungen/30-jahre-imi/
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Als die Informationsstelle Militarisierung (IMI) 1996 ge-
gründet wurde, war das erklärte Ziel, an der Schnittstelle 
zwischen Friedensbewegung und Wissenschaft die Ent-
wicklung der deutschen Militärpolitik kritisch zu untersu-
chen und die Ergebnisse der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. Dies geschieht bis heute in Form von Fact Sheets, 
der Mailingliste „IMI-List“, Schwerpunkt-Artikeln, Ana-
lysen und Studien sowie des quartalsweise erscheinenden 
Infomagazins AUSDRUCK. Der AUSDRUCK ist im Juli 
2003 zum ersten Mal erschienen und über die Jahre zu ei-
nem Archiv antimilitaristischer Analysen geworden: Er 
dokumentiert politische Entwicklungen und bietet eine 
Plattform, auf der wissenschaftliche Studien und Erfah-
rungen aus der Bewegung zusammengeführt werden. Zu-
gleich geben die bisherigen Ausgaben einen Überblick 
über die Themen, mit denen sich die Informationsstelle 
Militarisierung (IMI) über die Jahre beschäftigt hat.

Ursprünglich sollte der AUSDRUCK zentrale Texte 
bündeln und kompakt präsentieren – und sie auch jenseits 
des Internets, eben in „ausgedruckter“ Form, zugänglich 
machen. Im Editorial der ersten Ausgabe im Juli 2003 
wurde die Hoffnung formuliert, „wichtige kritische Infor-
mationen zur gegenwärtigen Lage zusammengestellt zu 
haben“. Auch nach dem Relaunch 2020 hat sich an die-
sem Anliegen nichts geändert. Inzwischen wird der AUS-
DRUCK aber nicht mehr, wie es in den ersten Jahren noch 
der Fall war, von Hand kopiert und gefalzt. Stattdessen 
druckt ihn, seit die im Sudhaus ansässige Campus Dru-
ckerei 2017 ihre Pforten schließen musste, die Pachnicke-
Druckerei in Göttingen überaus zuverlässig und mit viel 
Herzblut.

Der AUSDRUCK versammelt aktuelle Beiträge mit 
wechselnden Schwerpunkten und einem Umfang von 
rund 60 bis 80 Seiten; die Au�age des gedruckten Hefts, 
das aus dem Tübinger Büro an IMI-Mitglieder und Abon-
nenten sowie auf Bestellung verschickt wird, beträgt ak-
tuell über 500 Exemplare. Sämtliche Ausgaben stehen zu-
dem kostenlos online zur Verfügung – Zeichen eines 
Selbstverständnisses, das kritisches Wissen möglichst 
breit zugänglich machen möchte.

Ein Blick in die bisher 125 Ausgaben zeigt, dass wich-
tige Aspekte und Tendenzen der Aufrüstung früh erkannt 
und kontinuierlich begleitet sowie kritisch eingeordnet 
wurden. Dabei deckt der AUSDRUCK ein breites The-
menspektrum ab, dessen Bezugspunkt stets Militarisie-
rung und Kriegspolitik aus friedenspolitischer Perspekti-
ve ist. Er ist damit nicht nur das Publikationsorgan der 
IMI, sondern kann zugleich als ihr publizistisches Ge-
dächtnis bezeichnet werden.

Chronik der deutschen Militarisierung

Ein roter Faden der ersten Ausgaben des Magazins war 
die Analyse der Rolle der Bundeswehr in Deutschland, 
bald ging es aber auch um die Aufrüstung im Rahmen der 
EU. Schon früh wurde die Funktion der Partei Die Grünen 
bei der Militarisierung der BRD aufgezeigt, die im Laufe 
der 1990er Jahre Fahrt aufnahm. Der AUSDRUCK unter-
suchte den zunehmenden Sozialabbau, speziell die Be-
deutung von Arbeitslosigkeit und der Hartz-Gesetze, im 
Zusammenhang mit der Rekrutierung für die Bundes-
wehr. Michael Haid zog im Februar 2012 unter dem Titel 
„Ab durch die Hecke!“ eine „Erste Bilanz des freiwilligen 
Wehrdienstes der Bundeswehr“, 2020 erschienen die 
Schwerpunkte „Rekrutierung“ und „Reserve“. Seit der 
Zeitenwende hat das Thema Wehrp�icht nun erneut Kon-
junktur. 

Die Erhöhung der Rüstungsausgaben wurde kritisch 
dokumentiert – so im Beitrag „Milliardengeschenke für 
die Rüstungsindustrie“ von Claudia Haydt im April 2007. 
Neue Formen militärischer Aufrüstung und technologi-
sche Entwicklungen rückten in den Mittelpunkt. Ab dem 
Jahr 2013 re�ektierte der AUSDRUCK die zunehmende 
militärische Bedeutung von Drohnen, wenige Jahre später 
auch „Künstliche Intelligenz“ sowie den Kampf um den 
Cyber- und Informationsraum. Das Thema war speziell 
brisant in Tübingen, wo sich 2018 IMI-Mitglieder an den 
Auseinandersetzungen um das Cyber Valley beteilig-
ten. Im März 2020 stand schließlich eine Ausgabe unter 
dem Schwerpunktthema „Rüstung digital“.

Widerspruch in gedruckter Form
Der AUSDRUCK als publizis�sches Gedächtnis der IMI

von Sophie Voigtmann
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Militarisierung beschränkt sich nicht auf die Streitkräf-
te, sondern umfasst ausdrücklich auch innere Sicherheit. 
Parallel zur Kritik an Rüstungsindustrie und Waffenex-
porten rückte zunehmend die Aufrüstung der Polizei in 
den Fokus. Mit den Polizeigesetzen der späten 2010er 
Jahre erreichte diese neue Dimensionen. Dazu berichtete 
Martin Kirsch immer wieder, so im April 2017 unter dem 
Titel „Militarisierung der Polizei – Massive Aufrüstung 
im Namen der Terrorabwehr“. Im Juni 2024 erschien 
schließlich eine Ausgabe mit dem Schwerpunktthema 
„Militarisierung der Polizei“, in der unter anderem die 
Kooperation zwischen Polizei und Bundeswehr und ras-
sistische Polizeigewalt thematisiert wurden. Weitere The-
menkomplexe betreffen die Militärpolitik der AfD, rechte 
Netzwerke wie den Hannibal-Komplex oder das Kom-
mando Spezialkräfte (KSK); Alexander Kleiß schrieb im 
Oktober 2017 über „Braune Nostalgie beim KSK – keine 
Überraschung!“. 

Die Debatten um Künstliche Intelligenz, Aufrüstung 
der Polizei oder Wehrp�icht sind heute hochaktuell. Der 
Blick in ältere AUSDRUCK-Ausgaben zeigt, dass diese 
Entwicklungen oft schon lange vor ihrer breiten Wahr-
nehmung in der öffentlichen Diskussion kritisch begleitet 
wurden. Außerdem wird hier sichtbar, wie weit die Vorge-
schichte vieler heutiger Debatten zurückreicht.

Globale Perspek�ven

Von Beginn an verstand der AUSDRUCK deutsche Mili-
tärpolitik als Teil globaler Machtverhältnisse und be-
leuchtete entsprechend auch Auslandseinsätze, geopoliti-
sche Kon�ikte und europäische Sicherheits- und Grenz-
politik. Anhand des AFRICOM-Hauptquartiers in Stutt-
gart – praktisch vor der Haustür der IMI – oder auch der 
Münchener Sicherheitskonferenz zeigte er exemplarisch, 
wie die internationalen Entwicklungen mit lokalen Aus-
einandersetzungen verknüpft sind. Im Mittelpunkt stand 
dabei die Rolle des deutschen Militarismus, speziell im 
Kontext der NATO, und dessen Ein�ussnahme in der 
Welt. Die Texte re�ektierten die US-Kriegspolitik und die 

Lage im Irak, in Afghanistan, in Syrien, im Kongo und im 
Sudan. Die Situation im Kosovo war ebenso Thema ein-
zelner Artikel wie China, Russland oder auch die Lage 
zwischen Israel und Palästina. Später kamen Rückblicke 
auf die Folgen in Afghanistan oder im Irak hinzu.

Die Militarisierung Afrikas beschrieb Christoph Ma-
rischka unter anderem im Februar 2012 am Beispiel der 
Aufstandsbekämpfung im Sahel und in Libyen und zeigte 
den Zusammenhang mit EU-Militarismus und Tendenzen 
der Entdemokratisierung auf. Über die Jahre etablierte 
sich die Setzung von Schwerpunktthemen in den AUS-
DRUCK-Ausgaben, zunächst mit der „EU-Militarisie-
rung“ im April 2008 oder der „Privatisierung des Krie-
ges“ ein Jahr später.

Schon früh thematisierte das Magazin die Auswirkun-
gen kolonialer Unterdrückungsverhältnisse, die „Festung 
Europa“ und deren Abschottung durch Frontex. Seit dem 
Artikel „‚Mare Nostrum‘. Humanitäre Operation oder 
Deckmantel militarisierter Migrationspolitik?“ von 
Jacqueline Andres im Februar 2014 war die Kritik der Mi-
grationsbekämpfung und der Grenzregime im Kontext 
der Militarisierung immer wieder Gegenstand von Arti-
keln. Die Ausgabe von September 2023 stand unter dem 
Schwerpunktthema „Grenzen“. Die internationale Per-
spektive erweitert den Blick auf deutsche Militärpolitik 
und zeigt, dass lokale Entwicklungen stets Teil umfassen-
der geopolitischer Veränderungen sind – was auch für den 
Widerstand notwendige Perspektiven eröffnet.

Kampf um die Köpfe

Mit der 100. Ausgabe im März 2020 wurden einige we-
sentliche Veränderungen eingeführt: Das Layout wurde 
modernisiert, die Zahl der Ausgaben wurde von sechs auf 
vier pro Jahr reduziert und es wurde eine Schwerpunkt-
Redaktion eingeführt, die über aktuelle Ereignisse und 
Texte hinaus ein bestimmtes Thema intensiver und aus-
führlicher bearbeitet. Im Editorial schrieben Martin 
Kirsch und Christoph Marischka: „Mit dieser 100. Ausga-
be des Ausdrucks wollen wir an die letzten 17 Jahre an-



6

AUSDRUCK
MAGAZIN DER INFORMATIONSSTELLE MILITARISIERUNG E.V.

Einzelpreis 3,50 € - ISSN 1612-7366

Ausgabe 1 - Februar 2012
10. Jahrgang, Nr. 52

Deutschland und die Bundeswehr

LuciusTeidelbaum / ThomasMickan - Das Militärhistorische
Museum in Dresden – zwei Blickwinkel - 1

Michael Haid - Eine deutsche „Blankettnorm“ zum Töten?
Anmerkungen zur Debatte um ein Gesetz für den Auslandeinsatz
der Bundeswehr - 5

Christian Stache - Erst kämpfen, dann studieren: Universität Reut-
lingen und Bundeswehrhochschule München weiten ihr Modell
zivilmilitärischer Zusammenarbeit aus - 7

AndreasSeifert - Für eine friedliche Universität: Zur Tübinger
Debatte über eine „zivile“ Universität - 9

Michael Haid - Ab durch die Hecke! Erste Bilanz des freiwilligen
Wehrdienstes der Bundeswehr - 12

EU-Militarisierung
MatthiasMonroy - Augen aus dem All, Netzwerke der Satelliten-
aufklärung - 13

Militarisierung Afrikas
Jonna Schürkes- Die vielen Formen des Krieges am Horn von
Afrika - 20

Christoph Marischka - Sahara, der Libyenkrieg und die kommende
Aufstandsbekämpfung - 28

NATO
Jürgen Wagner -Münchner Sicherheitskonferenz: Deutsches
Europa und Verhärtung der Fronten - 33

AUSDRUCK
MAGAZIN DER INFORMATIONSSTELLE MILITARISIERUNG E.V.

Einzelpreis 3,50 € - ISSN 1612-7366

Ausgabe 1 - Februar 2015
13. Jahrgang, Nr. 70

Forschung & Krieg

Christoph Marischka ~ Wissenschaft im Krieg – staatliche
Steuerung oder Ermöglichungsraum? – 1

Thomas Gruber ~ Friedensstadt Augsburg? – 9
Krieg um die Köpfe. Der Diskurs der „Verantwortungsüber-

nahme“ – Kongressankündigung – 11

Deutschland und die Bundeswehr

Thomas Mickan ~ Wie viele Menschen hat die Bundeswehr in
Afghanistan getötet? – 12

Jonna Schürkes ~ Wer wird Soldat? – 16

Helmut Groß ~ In Treue fest… ?  – Vom Umgang mit der
Geschichte in der bayerischen Provinz – 18

Jürgen Wagner ~ Die Sozialdemokratie und die Vereinigte
Armee von Europa – 21

Peter Clausing ~ Deutsche Firmen in Mexiko – 23
Carsten Albrecht ~ Bundeswehr zieht aus Sardinien ab – 25

Pulverfass Nordafrika und Mittlerer Osten

Jürgen Wagner ~ Bahrein: Britische Militärbasis „Östlich von
Suez“ – 26

Jürgen Wagner ~ Libyen: Clintons Kriegslügen – 27
Joachim Guilliard ~ Der Irak im Vielfrontenkrieg – 28

März 2020
18. Jahrgang - Ausgabe 100

Einzelpreis: 4,50€
ISSN 1612-7366

Magazin der Informationsstelle Militarisierung e.V.

AUSDRUCK

KI und Geopolitik
Digitalisierung der Bundeswehr

Großmanöver Defender 2020
Per EU-Umweg zur Atommacht?

Klimawandel und militärische Planungen

Schwerpunkt:

RÜSTUNG DIGITAL

knüpfen und haben doch (mal wieder) einiges verändert. 
Ausgehend von kleineren und größeren Änderungsvor-
schlägen haben wir nach intensiven Diskussionen einen 
größeren Sprung gemacht, als zu Beginn gedacht.“

Militarisierung vollzieht sich nicht nur in Form physi-
scher Aufrüstung, sondern auch in politischen Diskursen 
und Deutungsmustern, vermittelt durch Medien und Bil-
dungseinrichtungen. Der AUSDRUCK widmete sich des-
halb auch den ideologischen Voraussetzungen und Legiti-
mationsstrategien von Kriegspolitik. So dokumentierte er, 
wie die Anwendung des Völkerrechts und die Berücksich-
tigung der Menschenrechte von Machtverhältnissen ab-
hängt und zur Legitimation von Kriegseinsätzen genutzt 
wird und analysierte Rechtfertigungsdiskurse humanitä-
rer Interventionen.

Immer wieder thematisierte das Magazin die ideologi-
sche Militarisierung und Verschiebungen des Diskurses 
um Krieg und Frieden. Bereits Anfang der 2010er Jahre 
ging es speziell um die Rolle der Universitäten als Institu-
tionen der Bildung und Wissenschaft sowie um den 
Kampf um Zivilklauseln. So wurde 2012 die Militarisie-
rung von Forschung und Lehre diskutiert und Andreas 
Seifert schrieb im April „Für eine friedliche Universität: 
Zur Tübinger Debatte über eine ‚zivile‘ Universität“. Im 
Dezember 2023 widmete sich ein AUSDRUCK dem 
Schwerpunktthema „Medien“ und – zum vorherigen IMI-
Kongress – erschien im März 2025 der Schwerpunkt „Bil-
dung & Hochschule“. Der Blick auf Diskurse, Medien 
und Wissenschaft verdeutlicht, dass antimilitaristische 
Kritik immer auch ein Kampf um gesellschaftliche Deu-
tungshoheit ist.

Ein weiteres Thema war der „Schulterschluss“ von 
DGB und Bundeswehr 2013. Immer wieder wurden auch 
geopolitische Entwicklungen und der antimilitaristische 
Widerstand national und international – darunter die De-
batte um TTIP oder die Repressionen gegen die Proteste 
gegen G20 in Hamburg – re�ektiert. Zum Kongress 2020 
„Politik der Katastrophe“ erschien eine Ausgabe mit dem 

Schwerpunkt „Katastrophenpolitik“, der die konkrete Be-
deutung der Schock-Doktrin (Naomi Klein) für die Mili-
tarisierung beleuchtete.

„Zeitenwenden“: Eskala�on und Widerspruch 

Der russische Angriff auf die Ukraine markierte den Be-
ginn einer neuen Phase der Militarisierung, stellte den 
AUSDRUCK jedoch nicht vor völlig neue Fragen. Viel-
mehr knüpften die Analysen an Entwicklungen an, die be-
reits zuvor über Jahre hinweg begleitet worden waren. 
Bereits im April 2013 dokumentierte der AUSDRUCK 
die Spannungen zwischen Russland und den USA, ab 
dem folgenden Jahr ging es zunehmend um die Lage in 
Osteuropa, bis diese mit dem Angriff Russlands auf die 
Ukraine 2022 endgültig eskalierte. Die anschließenden 
Ausgaben verfolgten anhand von Schwerpunktthemen 
wie „Manöver“ (März 2022) und Rüstung (September 
2022) die beschleunigte Militarisierung mit Beiträgen wie 
„100.000.000.000 Euro. Wer pro�tiert vom Sonderver-
mögen?“ von Martin Kirsch im September 2022. Der 
Kongress im selben Jahr stand unter dem Titel „Zeiten-
wenden: Ukraine-Krieg und Aufrüstung“, einige der Bei-
träge wurden im AUSDRUCK schriftlich veröffentlicht. 
Seither werden die Zeitenwende(n), die Lage in der Uk-
raine und der Zusammenhang mit der Aufrüstung der 
NATO, der EU und der BRD verfolgt. Sichtbar wird dies 
in seither erschienenen Titelthemen wie „Kriegstüchtig“ 
(März 2024), „Militarisierung und Militarismus“ (Juni 
2023) oder „Kriegswirtschaft“ (Juni 2025). Die Perspek-
tive der internationalen Friedensbewegung ist dabei im-
mer wichtiger Bezugspunkt: So schrieb Franz Nadler im 
März 2023 über „Sand im Getriebe: Rekrutierung, Wider-
stand und Asyl im Ukraine-Krieg“ zum Schwerpunkt 
„Zeitenwenden“. Die Ausgaben der vergangenen Jahre 
zeigen, dass der AUSDRUCK die sogenannte Zeitenwen-
de nicht als isoliertes Ereignis, sondern als Zuspitzung 
langfristiger Entwicklungen versteht. 



7

März 2021
19. Jahrgang - Ausgabe 104

Einzelpreis: 4,50€
ISSN 1612-7366

Magazin der Informationsstelle Militarisierung e.V.

AUSDRUCK

Coronapro�teur Bundeswehr
Die Bundeswehr als Krisenakteur im Inland

Corona-Ausnahmezustand und „neue Normalität“
Der heilbare Krieg

Frontex-Files und das Cyber Valley
NATO 2030

Schwerpunkt:

Katastrophenpolitik

Dezember 2021
19. Jahrgang - Ausgabe 107

Einzelpreis: 4,50€
ISSN 1612-7366

Magazin der Informationsstelle Militarisierung e.V.

Offenbarungen der Afghanistan Papers
„Wunderwaffe“ des Afghanistan Krieges

Afghanistankrieg und die Friedensbewegung
Elektromobilität als rüstungsindustrielles Programm?

Neue Arktis-Strategie der EU
Wettstreit um Zentralafrika

Schwerpunkt:

Afghanistan

AUSDRUCK AUSDRUCK
Magazin der Informationsstelle Militarisierung e.V.

Dezember 2025
23. Jahrgang - Ausgabe 123

Einzelpreis: 4,50€
ISSN 1612-7366

Schwerpunkt:
Feminismus heißt
Antimilitarismus Militär.Macht.Gender

Bundeswehreinsatz in Wokistan
Kriegsmatrix – KI-Kriegsführung

„Sicherheitsrisiko“ psychiatrische Diagnosen
Das Ende der Konversion

Hinzu kamen regionale Fokussierungen wie „Mittel-
meer“ (Juni 2021) und „Nasse Nord�anke“ (September 
2021), Afghanistan (Dezember 2021) und Türkei (Sep-
tember 2025), aber auch zahlreiche Artikel zur Sahelzone. 
Zunehmend relevant wurde der Zusammenhang von Kli-
makrise und Militär, dem im Dezember 2022 ein Schwer-
punkt „Umwelt und Krieg“ gewidmet wurde. Ein wieder-
kehrendes Thema war außerdem die Rolle von KI, beson-
ders mit Blick auf die Lage in Gaza. Zuletzt beschäftigten 
sich einige Ausgaben des AUSDRUCK schwerpunktmä-
ßig mit speziellen Bereichen der Militarisierung, in denen 
die Konsequenzen der seit Längerem begleiteten techno-
logischen Entwicklungen beleuchtet wurden: Dazu ge-
hörten neben KI Themen wie „Weltraum“ (Juni 2022) und 
„Atomwaffen“ (Dezember 2024).

In den AUSDRUCK-Jahrgängen spiegelt sich nicht nur 
die Eskalation der deutschen Militärpolitik über die ver-
gangenen Jahrzehnte. Sie zeigen zugleich, wie diese Ent-
wicklung von einer antimilitaristischen Bewegung kri-
tisch begegnet wurde. Im Sinne dieses Widersprechens 
sind zuletzt Schwerpunkte wie „Feminismus heißt Anti-
militarismus“ (Dezember 2025) erschienen; die erste 
Ausgabe 2026 dokumentierte den Kongress des Vorjahres 
unter dem Titel „Militärrepublik verweigern!“ und thema-
tisierte entsprechend die Bedeutung der Kriegswirtschaft 
für Kommunen und Gesellschaft. Es ging um die Vorbe-
reitung des Kriegsfalls von Militär und Behörden, den 
„Operationsplan Deutschland“, die Militarisierung spezi-
eller gesellschaftlicher Bereiche wie des Gesundheitswe-
sens und der Medien. Zugleich wurden aktuelle Formen 
des Widerstands beleuchtet – etwa die Kampagne „Stop 
ReArm Europe" oder das Projekt „Orte der Aufrüstung“ 
sowie der Protest gegen die Wiedereinsetzung der Wehr-
p�icht und gegen den Genozid in Palästina.

Ein kollek�ves Projekt

Für den AUSDRUCK schreiben neben den IMI-Mitglie-
dern auch Aktive aus der Friedensbewegung und aus dem 
Umfeld der wissenschaftlichen Forschung. Die Redaktion 
erarbeitet jeweils ein Schwerpunktthema, die Ausgaben 
beinhalten daneben aber auch eine Reihe aktueller Beiträ-
ge zu diversen friedenspolitischen und antimilitaristi-
schen Themen. Das Magazin präsentiert damit nicht nur 
die Analysen der IMI selbst, sondern versteht sich als Fo-
rum antimilitaristischer Debatten und greift auch bewusst 
andere relevante Beiträge auf, um sie einem breiten Publi-
kum zugänglich zu machen.

Weit über 300 Menschen schrieben über die Jahre min-
destens einen Beitrag für den AUSDRUCK. Zu Beginn 
war der Kreis der Autoren noch weitgehend auf die IMI-
Mitglieder beschränkt; die Ausgaben wurden nur durch 
einzelne Gastbeiträge ergänzt. Mit den Jahren wuchs der 
Kreis der Mitwirkenden, es gab mehr externe Beiträge 
aus Wissenschaft und Aktivismus und häu�ger Gemein-
schaftsbeiträge. Seit dem Relaunch 2020 kamen in fast je-
der Ausgabe neue Stimmen zu Wort, insbesondere zu den 
Schwerpunktthemen wurden fachlich spezialisierte Bei-
träge aufgenommen. Gleichzeitig blieb der kleine Kreis 
der langjährigen IMI-Autoren weiterhin konstant produk-
tiv. Über die Jahre kamen die meisten Texte (weit über 
200) von Jürgen Wagner, gefolgt von Christoph Marisch-
ka. Bislang jeweils über fünfzig Texte steuerten Tobias 
P�üger, Jacqueline Andres, Martin Kirsch, Andreas Sei-
fert und Claudia Haydt bei.

Diese kollektive Arbeit verweist sowohl auf das 
Wachstum als auch die Kontinuität in der Arbeit der IMI. 
Der AUSDRUCK ist zu einem publizistischen Gedächt-
nis antimilitaristischer Wissensproduktion und Debatte 
geworden – entstanden aus wissenschaftlicher Analyse, 
politischer Praxis und kontinuierlichem Widerspruch ge-
gen die Militarisierung.
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Angesichts eines 30-jährigen Jubiläums ist es ja nicht un-
üblich, die in dieser Zeit entstandene Arbeit wenigstens 
kursorisch Revue passieren zu lassen. Im Falle der – wenn 
auch nicht ausschließlich, so doch vorwiegend – publizis-
tischen Betätigung der Informationsstelle Militarisierung 
(IMI) stellt sich allerdings die Frage, wie man dem recht 
umfangreichen Konvolut von mittlerweile knapp 15.000 
Beiträgen, die seit 1998 auf der IMI-Homepage (und viel-
fach auch im Print) erschienen sind, gerecht werden soll. 
Erschwert wird dies durch den sehr unterschiedlichen 
Charakter vieler dieser Texte: Stellungnahmen, Aufrufe, 
Analysen Studien, Broschüren, Bücher und was alles 
noch in dieser Zeit entstanden ist. Hier wird als Weg ein 
Überblick über die meisten der in dieser Zeit von der IMI 
veröffentlichten Broschüren gewählt, da sie neben den 
Kongressen am ehesten unsere inhaltlichen Schwerpunk-
te (auch über die Jahre) abbilden. 

Die Wurzeln: Deutschland als globaler Militärakteur

Als „Taufpate“ der IMI fungierte die Gründung des Kom-
mando Spezialkräfte (KSK) in Calw, die wir bereits 1996 
– zu Recht – als sichtbarsten Ausdruck für die damals 
statt�ndende Umwandlung der Bundeswehr in eine Inter-
ventionsarmee betrachteten. IMI-Gründungsmitglied To-
bias P�üger legte 1997 mit „Die neue Bundeswehr“ in 
Buchform einen Überblick über die neue „Strategie, 
Struktur und Bewaffnung“ vor. Nach jahrelangen „Vorar-
beiten“ wurde mit der deutschen Beteiligung am Angriffs-
krieg gegen Jugoslawien im Jahr 1999 der Rubikon über-
quert – ein Schritt, den wir beim IMI-Kongress 1998 un-
ter dem Titel „Sie reden vom Frieden und planen den 
Krieg“ leider recht präzise vorhergesagt hatten. In der 
Einladung hieß es damals bereits recht prophetisch: „Mi-
litär(einsätze) als Mittel der Politik sind in Deutschland 
wieder hoffähig geworden. Die Bundeswehr soll eben 
nicht (mehr) nur zur Landesverteidigung genutzt werden. 
Inzwischen sind auch Kampf- und Kriegseinsätze in aller 
Welt Teil der Planungen für die Bundeswehr.“

In den Anfangsjahren dominierten zunächst eher kür-
zere Infoblätter und Analysen, unsere erste große Bro-

schüre war dann die Dokumentation des IMI-Kongresses 
im November 2002, die unter dem Titel „Deutschland und 
die Bundeswehr als globaler Akteur“ erschien. Ihren Hin-
tergrund bildete die durchaus auch bis tief in arrivierte 
Kreise hineinreichende Kritik am damaligen US-amerika-
nischen „Krieg gegen den Terror“ und der gleichzeitig pe-
netrant ausbleibenden Beschäftigung mit der deutschen 
Rolle. Hier sollte gezielt ein Kontrapunkt gesetzt werden, 
wie schon aus dem damaligen Vorwort herauszulesen 
war: „Deutschland ist eben keineswegs nur unbeteiligter 
Beobachter im ‚Kampf gegen den Terror‘ und schon gar 
nicht Kriegsgegner im drohenden Irak-Krieg, wie man 
uns glauben machen will, sondern ein zunehmend auf die 
militärische Durchsetzung seiner Interessen setzender 
weltpolitischer Akteur.“

Bei aller inhaltlichen Breite zieht sich die kritische Be-
schäftigung mit der deutschen Rolle bis heute wie ein ro-
ter Faden als eine Art Markenkern durch sämtliche IMI-
Publikationen. Dieser Ansatz besänftigte sogar einen ex-
tra zum Kongress angereisten Redakteur des damals füh-
renden antideutschen Magazins Phase 2, der halb lobend, 
halb konsterniert in einem Diskussionsbeitrag einräumte, 
seine Sicht einer blindwütig US-feindlichen Friedensbe-
wegung, die gegenüber deutschen Großmachtansprüchen 
die Augen verschließe, habe er hier beim besten Willen 
nicht bestätigt sehen können. 

Auch wenn wir uns in den Folgejahren mit unzähligen 
Facetten deutscher Militärpolitik beschäftigt hatten, ließ 
der nächste „Meilenstein“ bis April 2015 auf sich warten. 
Die bis dahin eher hinter vorgehaltener Hand – oder in 
den zahlreich im IMI-Büro archivierten militärisch-strate-
gischen Spezialpublikationen – artikulierten (militäri-
schen) Großmachtansprüche traten nun offen zu Tage. Im 
Vorwort der entsprechenden IMI-Broschüre „Deutsch-
land: Wi(e)der die Großmacht“ schrieben wir: „Die Moti-
vation, diese Broschüre zu erstellen, liegt auf der Hand: 
Nach dem von langer Hand geplanten und umgesetzten 
Umbau der Bundeswehr zu einer ‚Armee im Einsatz‘ 
(Weißbuch) läutete der Auftritt von Bundespräsident Joa-
chim Gauck bei der Münchner Sicherheitskonferenz An-
fang 2014 eine neue Etappe deutscher Großmachtpolitik 

IMI-Broschüren – Ein kursorischer 
Überblick in eigener Sache
von Jürgen Wagner

https://www.imi-online.de/1998/09/01/sie-reden-vom-frieden-und-planen-den-krieg%C2%B4/
https://www.imi-online.de/2003/03/11/broschuere-deutschla/
https://www.imi-online.de/2003/03/11/broschuere-deutschla/
https://www.imi-online.de/2015/04/09/deutschland-wieder-die-grossmacht-2/
https://www.imi-online.de/2015/04/09/deutschland-wieder-die-grossmacht-2/
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ein. In bis dahin nicht gekannter Offenheit drängen seither 
große Teile aus Politik, Wirtschaft, Militär und Medien 
auf einen weltpolitischen Aufstieg Deutschlands. Gleich-
zeitig benennen sie auch offen die hierfür notwendige 
Bedingung: Die Bereitschaft, sich künftig häu�ger militä-
risch-machtpolitisch in Szene zu setzen.“ 

Hier liegen die Grundlagen der späteren sogenannten 
Zeitenwende, die in Wahrheit diese Großmachtansprüche 
– wenn auch auf ungleich aggressiverem Niveau – fort-
schreibt. Was sich dabei zeigt, ist die Kontinuität militäri-
scher Großmachtambitionen, die sich aufgrund veränder-
ter Rahmenbedingungen immer lauter und hemmungslo-
ser Bahn brechen konnten und mittlerweile immer tiefer 
in die Gesellschaft hineinwirken. In den 1990er und 
2000er Jahren wurden hierfür aber eher leisere Töne und 
Umwege gewählt, alles andere wäre damals noch gesell-
schaftlich kaum durchsetzbar gewesen. 

Der Umweg: Militarisierung per EU(-Verfassung)

Einer der lange wohl wichtigsten Steigbügelhalter für den 
Wiederaufstieg des deutschen Militarismus war dessen – 
zumindest vorgebliche – systematische Einbettung in die 
meist positiv konnotierte Europäische Union, um so Kri-
tik abzumildern. Tatsächlich ging es bei allen Bemühun-
gen um eine Stärkung der EU-Militärkomponente nie um 
die Abschaffung der nationalen Apparate, sondern um de-
ren „effektive“ Ergänzung.

Als ein wesentlicher Schritt zur Militarisierung der – 
angeblichen – Zivilmacht Europa sollte sich die im Jahr 
2003 zuerst als Verfassungsvertrag betitelte neue primär-
rechtliche Grundlage der Europäischen Union erweisen. 
Sie enthielt eine Reihe bahnbrechender militärischer „In-
novationen“, worauf wir – nicht zuletzt auch wegen häu-
�g recht unkritischen EU-Positionen innerhalb der Frie-
densbewegung – mit der Broschüre „Die verfasste Milita-
risierung“ aufmerksam machten. Immer wieder haben wir 
versucht, mit unseren Broschüren zur Mobilisierung von 
Protesten beizutragen, in diesem Fall war sie als Beitrag 
zur Kampagne gegen die EU-Verfassung gedacht.

Die kritische Beschäftigung mit dem Verfassungsver-
trag war nicht nur der Einstieg in die – teils bewusst ver-
klausulierte – Welt der EU-Dokumente, sondern auch ein 
Lehrstück über die realexistierende demokratische Praxis 
im Falle vom Herrschaftskonsens abweichender Ergeb-
nisse. Denn nachdem der Verfassungsvertrag 2005 an Re-
ferenden in Frankreich und den Niederlanden scheiterte, 
wurde das ganze Unterfangen nicht etwa beerdigt. Statt-
dessen wurden alle symbolischen Elemente – Fahne, 
Hymne, Verfassungsbegriff … – über Bord geworfen, 
während alle relevanten militärischen Neuerungen auch 
im dann vorgelegten Reformvertrag erhalten blieben. 
Schlussendlich trat das Ganze am 1. Dezember 2009 als 
Vertrag von Lissabon in Kraft, der bis heute auch im Mi-
litärbereich die geltende EU-Rechtsgrundlage darstellt. 

Viele bereits im Lissabon-Vertrag verankerten Maßnah-

men wie etwa die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit 
(engl. PESCO) wurden in den Folgejahren durch das – tra-
ditionell eher auf die NATO �xierte – Großbritannien blo-
ckiert. Diese Funktion gab das Land mit dem Austrittsre-
ferendum im Juni 2016 auf, weshalb das EU-Militarisie-
rungsprojekt unter deutsch-französischer Führung in der 
Folge einen großen Sprung nach vorne machte. Mit diesen 
Entwicklungen beschäftigten wir uns im Mai 2017 in der 
Broschüre „Kein Frieden mit der Europäischen Union“, in 
der wir schon damals kritisierten, es werde versucht, aus 
der „Wahl Donald Trumps Kapital in Form einer Militari-
sierungsdividende zu schlagen“. Auch die nachfolgenden 
Sätze wirken bedrückend aktuell: „Denn die – notwendige 
– Kritik an der Europäischen Union rechten Parteien und 
Gruppen zu überlassen, ist fahrlässig. Dabei ist speziell 
für den friedenspolitischen Bereich feststellbar, dass er in 
linken Europakonzeptionen – hoffentlich nicht mehr lange 
– strä�ich vernachlässigt wird.“

Interna�onalismus: Globalisierung und Krieg 

Eine weitere Mobilisierungsbroschüre haben wir zusam-
men mit Attac im Vorfeld der G8-Proteste in Deutschland 
2008 veröffentlicht: „Globalisierung und Krieg. Antimili-
taristische Positionen zum Gipfel in Heiligendamm“. Sei-
tens Attac wurde die Kooperation ausgerechnet von Sven 
Giegold initiiert. Giegold war schon damals nicht in allem 
mit uns auf einer Wellenlänge, doch seine Karriere bei 
den Grünen führte ihn schließlich als Staatssekretär ins 
Wirtschaftsministerium, wo er 2023 einen katastrophalen 
Entwurf für ein Rüstungsexportkontrollgesetz zu verant-
worten hatte.

Schon länger – etwa im 2003 veröffentlichten Buch 
„Globalisierung und Krieg“ von Claudia Haydt, Tobias 
P�üger und Jürgen Wagner – hatten wir uns damit be-
schäftigt, die Frage von Krieg und Frieden mit einer kapi-
talismuskritischen internationalistischen Perspektive zu 
verknüpfen, die auch durch besagte Broschüre trug (und 
bis heute einen wichtigen Pfeiler unseres Selbstverständ-
nisses darstellt): „Über Abrüstung, über eine Au�ösung 
ihrer Armeen, werden die G8-Vertreter ganz sicher nicht 
diskutieren. Denn sie sind die Grundlage ihrer Macht. 
[…] Mit Hilfe des Militärs wollen sie das durchsetzen, 
was sie Sicherheit nennen: Eine neoliberale Globalisie-
rung, die ganze Regionen in Armut und Kon�ikte stürzt, 
die Menschen weltweit bedroht.“

Im Ergebnis verschob sich der Fokus über die Jahre 
immer stärker weg von der Armutsbekämpfung hin zur 
(militärischen) Bekämpfung der Armen. Besonders deut-
lich wurde und wird dies am verbrecherischen EU-Grenz-
regime, das wir in gewisser Hinsicht über die Beschäfti-
gung mit der EU-Grenzschutzagentur in den Broschüren 
„Was ist FRONTEX“ (2008) und „FRONTEX – Wider-
sprüche im erweiterten Grenzraum“ (2009) mit einem Be-
griff bzw. einer Organisation greifbar machen konnten. 
Die Solidarität mit Menschen, die vor Krieg und Ausbeu-

https://www.imi-online.de/2017/05/18/eu-broschuere2017/
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tung �üchten, ist ein weiterer wichtiger Baustein in unse-
rem Selbstverständnis – ebenso wie die Kritik an denen, 
die die Flucht zum Geschäft machen, wie etwa in der Bro-
schüre „EU-Grenzregime. Pro�teure der Entmenschli-
chung und mythologisierter Technologien“ (2021). 

Kriegsbündnis: Kein Frieden mit der NATO

Mit „Kein Frieden mit der NATO – Die NATO als Waffe 
des Westens“ wollten wir eine umfangreiche Bestands-
aufnahme des westlichen Kriegsbündnisses vorlegen und 
gleichzeitig einen Beitrag zu den Protesten gegen das 60-
jährige NATO-Jubiläum und das Gipfeltreffen in Straß-
burg und Kehl 2009 leisten. Obwohl schon damals die 
Kon�ikte mit Russland zunahmen, dominierten seinerzeit 
noch die Auseinandersetzungen mit den globalen Inter-
ventionskriegen des Bündnisses (gern und oft mit sub-
stantieller deutscher Beteiligung). Zum Zweck des Bünd-
nisses, das eigentlich spätestens mit dem Untergang des 
Warschauer Paktes Anfang der 1990er hätte aufgelöst 
werden müssen, hieß es in der Broschüre: „Offenkundig 
konnte und durfte die NATO nicht aufgelöst werden, da 
sie weiterhin für die Durchsetzung der ökonomischen und 
strategischen Interessen ihrer Mitgliedsstaaten von zen-
tralem Nutzen war. Denn während es zur Zeit des Kalten 
Krieges noch darum ging, die Sowjetunion niederzurin-
gen, ist die NATO heute ein wesentliches Instrument, um 
die Anfang der 90er Jahre erlangte westliche Vormacht-
stellung im internationalen System militärisch abzusi-
chern. Hierfür setzte die Allianz auf eine doppelte Expan-
sion: territorial ging sie rasch dazu über, möglichst große 
Teile der sowjetischen Konkursmasse unter ihre Kontrol-
le zu bringen, während sie sich funktional von ihrem bis-
herigen Hauptzweck, der zumindest formal in der Lan-
desverteidigung bestand, verabschiedete und den Operati-
onsschwerpunkt auf weltweite Militärinterventionen im 
Ausland verlagerte.“

Gerade aus deutscher Sicht war dabei der mit teils über 
5.000 Bundeswehrsoldat*innen unterstützte NATO-Krieg 
in Afghanistan Dreh- und Angelpunkt der Bemühungen 
um eine Normalisierung der weltpolitischen Rolle. Aus 

diesem Grund widmeten wir mit „Experimentierfeld Af-
ghanistan: Zehn Jahre Krieg und kein Ende in Sicht“ den 
vielen Aspekten dieses Krieges 2011 noch einmal eine ei-
gene Broschüre. In Afghanistan zeigte sich, dass damals 
zwar der Sieg auf dem Schlachtfeld gegen Gegner im Glo-
balen Süden vergleichsweise rasch errungen werden konn-
te, die anschließenden blutigen Besatzungen aber allent-
halben mit einer Niederlage endeten – insbesondere dann, 
wenn man die Ergebnisse anhand der vermeintlichen Ziele 
von Demokratieaufbau, sozialer und wirtschaftlicher Sta-
bilität etc. bemisst, die zur Legitimation des Afghanistan-
einsatzes und anderer herangezogen wurden.

Afghanistan wurde zu einem Experimentierfeld für das 
neu entdeckte Geschäft der Staatenbildung und die dazu-
gehörigen Kontrolltechniken – eine Blaupause für quasi-
koloniale neoliberale Besatzungsregime. Der Zynismus, 
mit dem dabei agiert wurde, offenbart sich anhand einer 
Gra�k, die wir auch als Cover unserer Broschüre wählten. 
Auf dem Titelbild von „Experimentierfeld Afghanistan“ 
wurde eine Powerpointfolie des damaligen NATO-Ober-
kommandierenden Stanley McChrystal abgebildet, die 
eine vollkommen verwirrende Vielzahl von Pfeilen, Käst-
chen, Rück- und Querbezügen für eine „effektive“ Besat-
zung Afghanistans enthielt und die er mit dem bitteren 
Kommentar veredelte: „Wenn wir diese Gra�k verstanden 
haben, haben wir den Krieg gewonnen!“ 

In der Einleitung zur Broschüre schrieben wir: „Zehn 
Jahre nach seinem Beginn liegt das sorgsam um den Af-
ghanistan-Krieg herum gebaute Lügengebäude in Trüm-
mern: Was dem größtenteils passiv-ablehnenden westli-
chen Publikum als ‚bewaffnete Entwicklungshilfe‘ ver-
kauft wurde, entpuppt sich mehr und mehr als brutale 
Aufstandsbekämpfung. Der afghanischen Bevölkerung, 
der blühende Landschaften versprochen wurden, hat der 
Krieg unsägliches Leid gebracht.“

Dennoch versuchten die westlichen Staaten in der Fol-
ge weiter unverdrossen, ihre Techniken zur „Stabilisie-
rung“ unter anderem auch über die Vereinten Nationen zu 
verfeinern. Mit dieser Instrumentalisierung beschäftigten 
wir uns in „Die UN und der neue Militarismus. Von Krieg 
und UN-Frieden: Peacekeeping, Regionalisierung und die 

Covergra�k von 
Experimentierfeld 
Afghanistan ... siehe Text

https://www.imi-online.de/2009/04/01/kein-frieden-mit-der-2/
https://www.imi-online.de/2009/04/01/kein-frieden-mit-der-2/
https://www.imi-online.de/2011/11/14/experimentierfeld-af-2/
https://www.imi-online.de/2011/11/14/experimentierfeld-af-2/
https://www.imi-online.de/2011/10/21/dieunundderneue-2/
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Rüstungsindustrie“, die auch Themen wie Sicherheitssek-
torreformen und zivil-militärische Zusammenarbeit in 
den Blick nahm. Im Falle Afghanistans sollte es weitere 
zehn Jahre dauern, bis es zu einem Abzug der westlichen 
Truppen kam.

Neuer Kalter Krieg: Metamorphose der Geopoli�k

Spätestens die Wirtschafts- und Finanzkrise ab 2007 mar-
kierte einen doppelten Wendepunkt: Die neoliberale Welt-
wirtschaftsordnung (sowie der letztinstanzlich zu ihrer 
Absicherung gedachte westliche Militärinterventionis-
mus) geriet zunehmend in die Kritik und wurde immer 
weniger als einzig seligmachendes Ordnungsmodell ak-
zeptiert. Gleichzeitig wendeten sich Russland und ab da 
auch zunehmend China gegen westliche Vormachtansprü-
che, worin die Ursache liegen dürfte, dass sich die Kon-
�ikte mit diesen Ländern mittlerweile bis zu einem Grad 
verschärft haben, dass es fast eine Untertreibung ist, von 
einem neuen Kalten Krieg zu sprechen. Mit diesen epo-
chalen Umwälzungen haben wir uns in „Krisenmanage-
ment: ‚Sicherheitsarchitektur‘ im globalen Ausnahmezu-
stand“ beschäftigt. In der 2010 erschienenen Broschüre 
ging es unter anderem um den Versuch, langfristige Fol-
gen der Wirtschafts- und Finanzkrise abzuschätzen. Wir 
verwiesen darin auf die Ergebnisse einer vom Bundes-
nachrichtendienst (BND) erstellten Studie über deren 
Auswirkungen auf die globalen Machtverhältnisse. Bei 
der Präsentation soll der damalige BND-Chef Ernst Uhr-
lau von einer „Metamorphose der Geopolitik“ gesprochen 
haben, die sich durch einen westlichen Machtverlust, den 
Aufstieg der Schwellenländer und zunehmende Groß-
machtkon�ikte auszeichne.

Die sich zuspitzenden Kon�ikte eskalierten dann dra-
matisch im Zuge der Auseinandersetzungen um die Uk-
raine in den Jahren 2013 und 2014. Ohne das ebenfalls 
machtpolitisch mit harten Bandagen agierende Russland 
beschönigen zu wollen, ging es uns auch in diesem Kon-
�ikt darum, die westliche und insbesondere die deutsche 
Rolle kritisch zu hinterfragen. Der mittlerweile vollzoge-
ne Übergang zur offenen Konfrontation mit Russland 

spielte dann auch in unserer zweiten großen NATO-Bro-
schüre „Die 360°-NATO: Mobilmachung an allen Fron-
ten“ von 2016 eine zentrale Rolle. Zum damaligen Zeit-
punkt hatte man zur Legitimation von Aufrüstung, insbe-
sondere der Bundeswehr, auch noch auf internationale 
Kon�ikte und Auslandsinterventionen zurückgegriffen. 
Heute spielen derlei Militäreinsätze kaum noch eine Rol-
le, denn die politische Großwetterlage hat sich durch die 
verschärften Konfrontationen unter den Großmächten 
derart verschlechtert, dass es keiner zusätzlichen Impulse 
für die Aufrüstung der Bundeswehr mehr Bedarf. 

Von Drohnen, Rüstung und rechten Tendenzen 

Der bisherige Überblick zeigt bereits, dass antimilitaristi-
sche Positionen dem schwierigen Umfeld geschuldet be-
sonders in den letzten Jahren viel Boden preisgeben 
mussten. In einer Reihe von relevanten Fällen gelang es 
aber immerhin, Sand in den Militarisierungsmotor zu 
streuen. So leistete die „Kampagne gegen die Etablierung 
von Drohnentechnologie für Krieg, Überwachung und 
Unterdrückung“ sicher einen Beitrag dazu, dass eine Be-
waffnung von Drohnen über viele Jahre trotz immenser 
Lobbyanstrengungen verhindert werden konnte. Im Zu-
sammenhang mit dieser Kampagne entstand bereits 2013 
ein „Drohnenforschungsatlas“, in dessen Vorwort wir 
schrieben: „Klar wurde dabei jedoch, dass an fast allen 
deutschen Universitäten Beiträge zur Weiterentwicklung 
unbemannter �iegender Systeme unter sich ähnelnden 
Fragestellungen geleistet werden, dass dies durch ver-
schiedene Formen der Forschungsförderung – v.a. die 
EU-Forschungsrahmenprogramme und die High Tech 
Strategie der Bundesregierung – unterstützt wird und dass 
demgegenüber eine erkennbare Re�exion dieser For-
schung in Form einer Technikfolgenabschätzung, einer 
Behandlung im Rahmen der Science- and Technology 
Studies oder ethischer Auseinandersetzungen durch die 
beteiligten Wissenschaftler allenfalls in Ansätzen zu �n-
den ist. Selbst die juristische Auseinandersetzung mit dem 
Neuland der militärischen und zivilen Anwendungen, die 
hierdurch ermöglicht und offen angestrebt werden, hinkt 
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den weitverzweigten technischen Netzwerken sichtbar 
hinterher.“

Auch die mit diesem Thema verknüpften Aspekte wie 
Künstliche Intelligenz, die Kontrolle von Daten und Pro-
paganda (etwas vornehmer im westlichen Jargon „Strate-
gische Kommunikation“ genannt) beschäftigen uns bis 
heute intensiv. Sie standen bereits im Zentrum der 2018er 
Broschüre „Krieg im Informationsraum“ – auch die da-
maligen Feststellungen sind leider heute aktueller denn je, 
darunter: „Dass Gegner, denen Propaganda bzw. Informa-
tionskrieg vorgeworfen wird, identi�ziert werden, setzt 
die Annahme einer eigenen moralischen Überlegenheit 
und Wahrheitstreue voraus, die inhaltlich kaum unterfüt-
tert, sondern eben durch den Verweis auf die Manipulati-
on durch den Gegner ersetzt wird. […] Argumente gegen 
die eigene Regierung, die EU oder die Nato werden als 
bezahlte und gesteuerte Propaganda der Gegner disquali-
�ziert und in keiner Weise inhaltlich adressiert.“ 

Vor allem um Proteste vor der eigenen Haustüre zu er-
muntern und zu unterstützen haben wir uns auch um eine 
lange ausstehende kritische Kartierung der deutschen 
Rüstungslandschaft bemüht. Dies mündete zunächst 2012 
in die Veröffentlichung des „Rüstungsatlas Baden-Würt-
temberg“, in dem wir nicht nur Standorte der Rüstungsin-
dustrie, sondern auch solche der Bundeswehr, von For-
schungseinrichtungen und dergleichen markierten und 
Hintergrundtexte zu zahlreichen Orten versammelten 
(eine Aktualisierung folgte 2017). Im Jahr 2022 folgte mit 
dem „Handbuch Rüstung“ dann der größere Wurf, in dem 
die Rüstungsindustrie in ganz Deutschland erfasst wurde.

Seither ist es allerdings überaus schwer, mit den seit 
der Zeitenwende massiv beschleunigten Fusions- und 
Übernahmeorgien Schritt zu halten. Angesichts der Wirt-
schaftskrise und angesichts von Milliarden von Steuergel-
dern können sich heute nicht nur Rüstungskonzerne über 
volle Auftragsbücher freuen, sondern es sehen sich auch 
viele im Kern zivile Unternehmen gezwungen, sich auch 
in diesem Bereich zu engagieren – letztlich mit fatalen 
Folgen für die Wirtschaft insgesamt. Für Betriebe, die von 
solch einer Situation bedroht sind, haben wir eine unserer 
jüngsten Broschüren erstellt: „Den Betrieb entrüsten – 
Aktiv gegen Kriegstüchtigkeit. Handlungshilfe für Be-
triebsräte und gewerkschaftliche Vertrauensleute“ vom 
Oktober 2025. Wie der Titel schon sagt wird darin in bes-
ter IMI-Manier versucht, denen, die gegen den fortschrei-
tenden Militarismus – in diesem Fall gegen die Rüstungs-
konversion ihres Betriebes – Widerstand leisten wollen, 
hoffentlich hilfreiches Material aufzubereiten. 

Denn für uns als Pazi�st*innen und Antimilitarist*in-
nen sind Rüstung und Militär keine normalen Akteure wie 
alle anderen. Es ist nicht normal, wenn Menschen zum 
Töten (und getötet werden) ausgebildet werden. Und es 
ist nicht normal, wenn Drill, Befehl und Gehorsam jegli-
che demokratische Praxis verdrängen. Aus all diesen 
Gründen ist das Militär vor allem für rechte und rechtsex-
trem eingestellte Menschen überaus attraktiv.

Die Gefahr wird strä�ich unterschätzt beziehungswei-
se in vielen Fällen auch bewusst kleingeredet. Mit dem 
Ausmaß rechter Umtriebe in der Bundeswehr haben wir 
uns unter anderem in der Broschüre „Keine Einzelfälle!
Wie der Staat mit rechten Soldat*innen und ihren Netz-
werken umgeht“ (2022) beschäftigt. Besonders auch weil 
sie unserem auf der Notwendigkeit internationaler Solida-
rität basierenden Friedensverständnis diametral entgegen-
steht, weil sie noch jedes Rüstungsprojekt durchgewun-
ken hat (solange dabei eine deutsche Aufrüstung im Vor-
dergrund stand), weil sie eine zunehmende Gefahr dar-
stellt und weil sie alles andere als eine Alternative zur 
herrschenden Kriegspolitik ist, haben wir zudem die Bro-
schüre „Warum die AfD keine Friedenspartei ist“ (2024) 
veröffentlicht.

IMI – Ins�nc�vely Mainstream Ignoring

Als wir Johannes Becker, den damaligen Leiter des Zen-
trums für Kon�iktforschung in Marburg, darum baten, die 
Laudatio zum zehnjährigen Bestehen der IMI zu halten, 
begann er mit den Antworten auf die Frage an Kolleg*in-
nen und Freund*innen, wie sie die IMI beschreiben wür-
den. Eine der Antworten, die er erhielt, war „IMI – In-
stinctively Mainstream Ignoring“.

Und in der Tat charakterisiert dies – hoffentlich – unse-
re Tätigkeit bis heute. Wir haben uns immer bemüht, früh 
auf unseres Erachtens zentrale und – zum damaligen Zeit-
punkt noch – eher randständige Themen einzugehen, die 
dann immer prominenter wurden. Dass viele der in den 
Broschüren der frühen IMI-Jahre angegangenen Themen 
bis heute eine zentrale Rolle spielen, bestätigt hier einen 
gewissen Riecher für entscheidende Trends und Entwick-
lungen. 

Broschürenprojekte waren und sind für die IMI immer 
eine Chance, sich ausführlicher mit einem Thema zu be-
schäftigen. Seit wir unser Magazin Ausdruck 2020 im 
Umfang vergrößert und um einen „Schwerpunkt“ erwei-
tert haben, können wir viele Themen aber auch ohne ei-
genständige Broschüren abdecken. 

Am Grundverständnis, möglichst tiefgreifend und wo 
erforderlich eben auch etwas ausführlicher Militarisie-
rungstendenzen aufzuarbeiten, hat sich und wird sich da-
her nichts ändern (auch wenn Fragen einer besseren Prä-
sentation gern und ausgiebig diskutiert werden können). 
In einer Zeit, in der viele Menschen der Auffassung sind, 
ein Text dürfe die Länge eines Tweets oder Posts nicht 
überschreiten, mögen lange Analysen (auf die wir uns im 
Übrigen ja nicht beschränken, siehe etwa unsere Facts-
heets) auf manche anachronistisch wirken.

Aber nur eine Bewegung, die sich intensiv mit den ak-
tuellen Militarisierungsentwicklungen auseinandersetzt, 
ist in der Lage, komplexe Sachverhalte auf kürzere For-
mate herunterzubrechen – deshalb werden wir auch in Zu-
kunft versuchen, dem Militarisierungssumpf mit fundier-
ten Informationen entgegenzuwirken.
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https://www.imi-online.de/2022/08/11/handbuch-ruestung-2/
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Das Engagement in der IMI hat viele zu Zeitzeug*innen 
gemacht – zu genauen Beobachter*innen einer Entwick-
lung in all ihren Details. Wir haben die Umwandlung der 
Bundeswehr von einer auf Landesverteidigung ausgerich-
teten Truppe zu einer interventionsfähigen Armee beglei-
tet: ablehnend, kritisch und mit einem Blick auf die große 
Linie. Wir haben deutlich gemacht, dass hinter diesem 
Streben auch immer eine Portion Großmachtanspruch 
steckte. Die Friedensdividende nach dem Ende des Kalten 
Krieges wurde dementsprechend gerade nicht genutzt, um 
eine pazi�stische oder doch zumindest entmilitarisierte 
Zukunft für Europa und darüber hinaus zu entwickeln. 
Das Gegenteil war der Fall. Das Festhalten an der NATO 
und die Zuweisung einer neuen Rolle für diese durch die 
deutsche Politik haben wir umfangreich in den Publikati-
onen der IMI dokumentiert und analysiert. Teile dieser 
Entwicklung haben wir als quantitative Abrüstung und 
qualitative Aufrüstung beschrieben. Hier soll der Blick 
auf eine „Nebengeschichte“ gelenkt werden, die aktuell 
ein neues Kapitel aufschlägt: Die Entwicklung der Rüs-
tungsindustrie. Es war einer unserer Ausgangspunkte in 
den 1990er Jahren.

1990er Jahre – Friedensdividende?

Die deutsche Rüstung – Deutschland ein Meister des To-
des – gilt als eine der technisch versiertesten der Welt. An 
dieser angeblichen technischen Überlegenheit wurde 
auch im Kalten Krieg �eißig gearbeitet. Sowohl etwa in 
der Fortentwicklung von Panzern, wie auch von Sensor-
technik, die in Fregatten verbaut wurde. Die Zuverlässig-
keit deutscher Gewehre von Heckler&Koch, Exportschla-
ger seit den 1960er Jahren, oder anderer Tötungstechno-
logien endete nicht mit dem Fall der Mauer. Stattdessen 
endete die Geschichte der ostdeutschen Pendants zur Rüs-
tungsindustrie im Westen: Ihres Stammmarkts enthoben 
und den Verwertungsinteressen der westdeutschen Politik 
unterworfen, war das Ende der Industrie im Osten schnell 
herbeigeführt. Die Reste dieser Industrie gingen bis zum 
Ende der 1990er in den Strukturen westlicher Konzerne 
auf oder wurden aufgelöst. 

Eines der Phänomene dieser Zeit waren die großen Fu-
sionen, die quasi aus den nicht mehr eigenständig lebens-
fähig gewordenen Firmen zusammengeschoben wurden. 
So entstand 1989 der DASA-Konzern (Deutsche Aero-
space) unter der Führung des Daimler-Benz Konzerns, 
der sukzessive die Reste der Luftfahrtindustrie in Ost und 
West in sich aufnahm und schließlich zu EADS (ab 2000) 
und heute Airbus (ab 2013) als einem der größten Rüs-
tungskonzerne Europas hinleiten sollte. 

An der Marineindustrie ließe sich zeigen, dass das Aus-
bleiben der Aufträge aus dem Militär – nicht nur von 
deutscher, sondern auch von internationaler Seite und 
auch nicht erst seit 1989 – zu massivem Stellenabbau 
führte, allerdings auch einer Spezialisierung Vorschub 
leistete. Der „Niedergang“ der deutschen Werftindustrie 
wurde durch die Verlagerung des zivilen Schiffsbaus aus-
gelöst und der Abbau der militärischen Kapazitäten weit-
gehend in Kauf genommen. Die Aufrechterhaltung eines 
Mindestmaßes an maritimer Kompetenz ließ man sich in 
der Folge deutlich mehr kosten. Jedes neue Schiffbaupro-
jekt kostete schon damals Unsummen mehr als das vor-
hergehende. Kapazitäten und Kompetenzen wurden, wie 
z.B. bei U-Booten, durch den Export erhalten. Konventi-
onelle U-Boote aus deutscher Produktion dominieren den 
Weltmarkt auch heute noch. 

In anderen Bereichen mündete der Wille zum Erhalt 
von Kompetenz in die Flucht in Gemeinschaftsprojekte – 
die dann wiederum für den Steuerzahler noch teurer wur-
den, da die Militärs bei aller internationalen „Kooperati-
on“ auch noch nationale Spezi�kationen eingehalten wis-
sen wollten: Die Goldrandlösung war geboren. Goldrand-
lösungen verteuerten sich noch einmal mehr durch die 
sich verändernden sicherheitspolitischen Anforderungen 
an das Gerät. Dieser Dreiklang – geringere Bestellmen-
gen, veränderte Anforderungen und nationale Industrie-
entwicklung – hat mögliche „Einsparungen“ in der Be-
schaffung, die für den Laien im Wort „Friedensdividen-
de“ mitschwingen, komplett aufgefressen. Übersetzt be-
deutet dies, dass die Rüstungsindustrie mit einem Volu-
men von rund 400.000 Arbeitsplätzen in den 1980er Jah-
ren auf unter 100.000 in den 2000er Jahren abgeschmol-

Waffengeschäfte
Militärgerät und dessen industrielle Produk�on

von Andreas Seifert
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zen wurde – sektoral durchaus unterschiedlich – wohin-
gegen das damit verdiente Geld in etwa gleich bleib. 

Militärgerät im Kalten Krieg war an der Maßgabe 
größtmöglicher Stabilität und leichter Reproduzierbarkeit 
ausgerichtet: robust, langlebig, effektiv, tödlich. Das neue 
Material für die Truppe sollte einen technischen Vor-
sprung sichern: Sensortechnik, weitreichende Hochpräzi-
sionsmunition, Tarntechnik, abhörsichere Verbindungen .
.. Multifunktionswaffen ausgestattet mit der letzten ver-
fügbaren Technologie. Jedes neue Projekt, jede neue An-
schaffung, übertraf das Projekt, die Waffe oder die Aus-
rüstung der vorhergehenden Generation an Komplexität, 
an Leistungsfähigkeit und vor allem im Preis.

Die Ausstattung eines einfachen Soldaten, der in der 
Kaserne sitzend das Land „schützte“, trat in der Priorisie-
rung von Ausgaben in den Hintergrund. Hier wurden für 
die Industrie geringe High-Tech-Anforderungen und Be-
stellmengen (Abbau von Soldatenzahlen) zusehend zu ei-
nem Faktor, sich aus dem Geschäft mit dem Militär zu-
rückzuziehen, oder sich doch zumindest zusätzlich neue 
Märkte zu erschließen. Hightech-Anforderungen auf der 
einen Seite bei stagnierenden Bestellmengen in bestimm-
ten anderen Bereichen führten zu einem Wandel der In-
dustrie als Ganzer. 

2000 bis 2010 
– Waffen und Technologie für die Interven�on

Die Spezialisierung im technischen Bereich setzte sich 
auch jenseits der Jahrtausendwende fort – angetrieben 
aber weniger durch den militärischen, sondern eher durch 
den zivilen Bedarf. Dual Use – bis Ende der 1980er Jahre 
eher ein Übergang militärischer Entwicklungen in den zi-
vilen Bereich – wurde ab den 2000er Jahren zusehends zu 
einem Synonym für eigentlich zivil angelegte Technolo-
gien, Techniken und Materialien, die für eine Integration 
in militärische Anwendungen kaum modi�ziert werden 
mussten. Die rasanten Sprünge in der Entwicklung der 

Digitaltechnik, die Miniaturisierung von Speichermedien, 
die Steigerung der Leistungsfähigkeit durch neue Materi-
alien ermöglichten auch in der Militärtechnik neue Lö-
sungen – dennoch oftmals auf der Basis gedachter ziviler 
Anwendungsfelder. Ohne additive Produktionsverfahren, 
z.B. 3D-Druck, gedacht zur (dezentralen) Produktion von 
Ersatzteilen oder komplizierten Bauteilen in zivilen An-
wendungen, ist die Produktion von (Kampf-)Drohnen 
heute kaum vorstellbar.

Firmen, die Entwicklungen anstießen, waren vor allem 
im zivilen Bereich zu �nden und taten dies in erster Linie, 
um industrielle Bedarfe zu decken oder neue Konsumgü-
ter zu schaffen. Dual-Use wurde von diesen Firmen teil-
weise sogar als ein Problem gesehen, da es den freien Ex-
port einschränkte. Neue Technologien, die als Dual-Use 
klassi�ziert werden konnten, konnten sich letztlich nega-
tiv auf das Geschäft auswirken.  

Der Trend, sich zivilen Feldern zuzuwenden und eher 
nebenbei auch noch für Militär bzw. für die Systemliefe-
ranten wie Airbus, Rheinmetall, KNDS, TKMS etc. zu 
produzieren, war für die frühen 2000er Jahre dominant. 
Dabei war es immer noch lukrativ, für diesen technisch 
hochwertigen Bereich zu arbeiten – aber es reichte eben 
nicht, um Fabriken auszulasten oder Standorte zu erhal-
ten. Im Panzerbau war hier ein Wandel von einer industri-
ellen Produktion zu einer Manufaktur zu beobachten. Die 
Firmen, die einen Großteil ihrer Produktion im Bereich 
Wehrtechnik hatten, versuchten über den Export eine 
Auslastung zu erzeugen. Gesamtwirtschaftlich gesehen 
spielte der Rüstungssektor seit den frühen 2000er Jahren 
keine Rolle mehr.

Dieser Wandel war, so ließ sich beobachten, auch ein 
gesellschaftlicher: Rüstung war in der öffentlichen Wahr-
nehmung nicht mehr positiv besetzt, Exporte galten als 
potenziell gefährlich und mit dem von den Bundesregie-
rungen unentwegt beschworenen Anspruch, eine „positi-
ve Rolle in der Welt“ spielen zu wollen, kaum vereinbar. 
Für nicht wenige Firmen war dies eine Zeit, sich entweder 

Foto: Haim Charbit über unsplash
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ganz aus dem Feld zu verabschieden, oder aber das eigene 
Engagement für Rüstung nicht gerade in den Vordergrund 
zu rücken. Ein Beispiel hierfür wäre wiederum der Daim-
ler-Benz-Konzern, der zwar munter weiter militärische 
Lastwagen produzierte, aber hierfür nur versteckt auf ei-
ner englisch-sprachigen Webseite warb. Das negative 
Image der Rüstungsindustrie verstärkte sich durch eine 
endlose Serie von Skandalen wegen zu hoch angesetzter 
Preise, zu langer Lieferzeiten und fehlerhaften Materials. 
Außer im Selbstbild deutscher Firmen war niemand mehr 
davon überzeugt, dass die deutsche Rüstungsindustrie 
leistungsfähig und vor allem technisch versiert war.

Zwei Unternehmen, die in dieser Zeit der „Krise“ den-
noch neue Akzente gesetzt haben, sind MBDA und Diehl 
Defence. MBDA stellt eine Fusion der europaweit zer-
streuten Lenk�ugkörperproduktion dar und gliedert sich 
mit seinen Nationalgesellschaften in Frankreich, Großbri-
tannien, Deutschland und Italien. MBDA gehört zu 37,5 
% jeweils Airbus und BAE Systems, sowie zu 25 % Leo-
nardo. In Deutschland wurden die – von DASA/EADS 
zur LFK-Lenk�ugkörpersysteme zusammengesetzten, 
früher eigenständigen – Unternehmensteile von Telefun-
ken, AEG und anderen zur MBDA Deutschland ver-
schmolzen und in den Konzern eingebracht. MBDA ist 
der europaweit größte Produzent von Lenk�ugkörpern 
und hat beispielsweise den Taurus im Programm. Diehl 
Defence ist als Mittelständler bemerkenswert, da die Un-
ternehmenshistorie nicht nur seit der Frühzeit mit der Pro-
duktion für den Krieg verbunden ist, sondern das Unter-
nehmen auch agil auf die unterschiedlichen Herausforde-
rungen der Zeit reagierte. Einzig dem Ziel verp�ichtet, 
eine hohe Rendite zu erwirtschaften, hat sich Diehl in den 
verschiedensten, auch militärischen, Feldern versucht. 
Die diversen Produkte und Firmen des Konglomerats ge-
ben noch heute Auskunft über dieses Streben. In den 
2000er Jahren versuchte Diehl, an den in dieser Zeit ent-
stehenden Outsourcing-Projekten der Bundeswehr zu ver-
dienen – zum Beispiel mit dem Einstieg in die Heeresin-
standsetzungslogistik (HIL), zusammen mit Rheinmetall 
und Krauss-Maffei Wegmann (heute KNDS) 2005. Dieser 
Schritt, damals eine Innovation, war ein Nachgeben ge-
genüber den Stimmen, die schon immer der Auffassung 
waren, dass die Inef�zienz der Bundeswehr durch die Er-
fahrung der freien Wirtschaft ein Ende haben wird. Das 
Unternehmen entpuppte sich vor allem als ein teures Un-
terfangen, das die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr ne-
gativ beein�usste: Die (angeblich) „kaputt gesparte Bun-
deswehr“ nimmt ihren Anfang in dem Versuch, ökono-
misch und kostenorientiert zu wirtschaften ... nicht im 
mangelnden Geld. Diehl zog sich, wie die anderen Part-
ner, 2013 wieder zurück und konzentrierte sich auf seine 
Politik, sich in Nischen der Rüstungsproduktion zu bewe-
gen und mit technischen Kompetenzen zu glänzen.

Der Krieg in Afghanistan und die diversen anderen 
Auslandseinsätze der Bundeswehr veränderten das Bild 
der Bundeswehr nachhaltig. Weg von der Landesverteidi-

gung und in internationale Einsätze hinein, aber auch weg 
vom Image der „Brunnenbohrer“ und „Entwicklungshel-
fer“ hin zu Kampftruppen mit echten Toten und Korps-
geist. Der Widerspruch zwischen hehrem Anspruch und 
militärischer Realität wurde offensichtlicher.

Ab 2010 – Neuformierung?

Die Aussetzung der Wehrp�icht durch Verteidigungsmi-
nister zu Guttenberg hat die Bundeswehr davon entbun-
den, in größerem Umfang Material für die Landesvertei-
digung vorzuhalten. Die hier folgenden Umschichtungen 
von Personal und Material haben zu neuen „Mängeln“ ge-
führt, wie sie auch dazu geführt haben, dass die Rüstungs-
industrie noch weniger Anreiz hatte, begonnene Projekte 
frist- und kostengerecht zu Ende zu bringen. Die lange 
Zeit halbjährlich erscheinenden Berichte über das Rüs-
tungswesen des Verteidigungsministeriums, eingeführt, 
um gegenüber dem Bundestag nachzuweisen, dass man 
immer noch nach Kräften versucht, sorgsam mit dem 
Geld umzugehen, gerieten zur Dokumentation institutio-
nellen Versagens in der Beschaffung. Und wenn hierin 
oftmals auch die Industrie angegangen wurde, die immer 
wieder aufs Neue bewies, dass sie vor allem am Geld und 
weniger an der „Wehrbereitschaft“ der Truppe interessiert 
ist, verstand es die Industrielobby, vor allem die Beschaf-
fungsprozesse selbst in Frage zu stellen. So entstand das 
zweite PR-Märchen der „kaputt gesparten Bundeswehr“: 
Die Beschaffungsbürokratie sei das Problem. Im Ministe-
rium von Ursula von der Leyen wusste man hingegen 
schon, dass es neben den überzogenen Ansprüchen der 
Militärs, ihren sich ständig ändernden Anforderungspro-
�len und der langsamen Bürokratie auch durchaus syste-
mische Probleme mit einer behäbigen und bestens ver-
netzten Industrie gab. Die Industrie war aber in der Lage, 
mal lokale Politiker, mal Bundespolitiker von ihrer eige-
nen Unentbehrlichkeit zu überzeugen. Es gelang ihr, 
überdimensionierte und überambitionierte Projekte auf 
die Schiene zu setzen und die bürokratischen Prozesse zu 
überlasten.

Insbesondere in Bayern und Bremen konnte die Rüs-
tungsindustrie überleben, indem Landespolitiker Wer-
bung in Berlin machten und zur (angeblichen) Kompeten-
zerhaltung Gelder in lokale Strukturen leiteten, aber, und 
das sollte entscheidend sein, vor allem bei der Priorisie-
rung von Investitionen mitwirkten. Projekte wie FCAS 
(Flugzeuge) oder auch MGCS (Panzer) atmeten trotz der 
Ansätze von Combat-Cloud und digitalem Schlachtfeld 
den Geist des Erhalts vorhandener industrieller Struktu-
ren. Schließlich waren beide Systeme noch ausgerichtet 
auf die Erfordernisse einer Interventionsarmee. Alle vor-
gesehenen Beteiligten waren der etablierten Rüstung zu-
zurechnen.

Das Geschacher um die Premiumplätze am Futtertrog 
des Verteidigungsministeriums wurde schon damals im-
mer öfter im Sinne der großen Akteure entschieden. Zur 
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besseren Vertretung haben sie sich 2010 im Bundesver-
band der Deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindus-
trie (BDSV) zusammengeschlossen, um sich auch in ihrer 
Lobbyarbeit von der bis dahin dominanten Wehrtechni-
schen Gesellschaft (DWT) abzusetzen. Die Erweiterung 
der Begrif�ichkeit um die Sicherheitsindustrie war dabei 
nicht nur eine zeitgemäße Erweiterung des Selbstver-
ständnisses, sondern auch ein Anzeiger, sich von der ne-
gativ belasteten Begrif�ichkeit Rüstungsindustrie abzu-
setzen. Die Begrif�ichkeit sollte auch dazu dienen, ein-
mal mehr für die die Lockerung von Exportbestimmun-
gen einzutreten. Das als enges Korsett beschriebene Rüs-
tungsexportregime, das eigentlich hinter den europäi-
schen Anforderungen in diesem Bereich sogar noch zu-
rückblieb, sollte aus Sicht der Industrie abgeschafft oder 
doch zumindest bis zur Unkenntlichkeit verwässert wer-
den –was heute, 15 Jahre später, zum Greifen nahe 
scheint. Die immer noch nicht steigenden Produktions-
mengen – bei doch anziehender Bereitschaft, mehr Geld 
auszugeben – waren der Industrie ein Dorn im Auge. 

Eine Diversi�zierung war für viele, wenn nicht die 
meisten Unternehmen, eine Chance, diese Zeit zu überste-
hen. Auch wenn nicht ganz so viel produziert wurde, so 
waren die militärischen Gewinnmargen nicht schlecht 
und ein Garant für dauerhaft hohe Einkünfte. Großkon-
zerne wie Airbus suchten Wege, sich des Rüstungsge-
schäfts zumindest in den Teilen zu entledigen, wo es kei-
ne Berührungen mit dem Hauptgeschäft gab – im Falle 
Airbus: alles, was nicht �iegt, musste weg. Die Auslage-
rungen der Unternehmensteile, die man als EADS im Be-
reich Elektronik, Optronik und Sensorik erworben hatte, 
wurden auch aus PR-Gründen vollzogen. So war der 
High-Tech-Grenzzaun, den man noch 2009 voller Stolz 
nach Saudi-Arabien verkauft hatte, damit das Land die 
Grenze zum Jemen militarisieren konnte, zu einem 
Imageproblem für den Konzern geworden. Die Lösung 
hier war die Schaffung eines neuen Unternehmens, das in 
der Lage war, diese oftmals zerstreuten Einheiten zu bün-
deln und unabhängig von der Marke Airbus auch an ande-
re Systemanbieter verkaufen zu können: Wir kennen das 
Unternehmen heute als Hensoldt. An Hensoldt wird aber 
nicht nur deutlich, wie man sich potenziell kritischer Fra-
gen entledigte, sondern auch, wie die Entwicklung der 
deutschen Rüstungsindustrie in dieser Zeit insgesamt ver-
lief. Es entwickelten sich tendenziell viele kleine Spezia-
listen, die Kompetenzen in engen Feldern hatten und �e-
xibel genug waren, um an verschiedene Systemhersteller 
liefern zu können. Kein Wunder also, dass heute Kompo-
nenten von Hensoldt in den verschiedensten Drohnenty-
pen weltweit enthalten sind – das ist kein Zufall, das ist so 
gewollt.

Ein anderes Unternehmen, dessen Aufstieg zum Rund-
umanbieter hier seinen Anfang nimmt, ist der Rheinme-
tall-Konzern. Rheinmetall war geschickt darin, verschie-
denste Aufträge an Land zu ziehen, obwohl es (noch) gar 
nicht in der Lage war, diese umzusetzen. Wenn es einen 

potenziellen Auftrag gab, bemühte sich Rheinmetall um 
diesen und erwarb als nächstes eine Firma, mit der sich 
das dann auch umsetzen ließ. Diese Strategie wird auch 
heute noch durchgeführt – und leider auch nicht ohne Er-
folg. Dabei pro�tiert Rheinmetall davon, dass es kaum 
Mitbewerber mit ähnlicher Strategie gibt und die potenzi-
ell zu kaufenden Firmen oftmals allein ebenfalls nicht in 
der Lage waren, entsprechende Aufträge zu erhalten. Zu-
dem entspricht die „deutsche“ Firma Rheinmetall dem 
Bild, das sich Verteidigungspolitiker von einer Vergabe 
im Sinne des deutschen Steuerzahlers machten – ob 
Rheinmetall tatsächlich die günstigste Lösung bietet, oder 
überhaupt in der Lage dazu ist, ein einsetzbares Produkt 
abzuliefern, blieb dabei unbeachtet. Wem das zu kryp-
tisch erscheint, der sei an die Verträge Rheinmetalls zur 
Bereitstellung von Behelfskrankenhäusern oder auch an 
die Beschaffung von Puma Schützenpanzern erinnert, 
oder, wem jüngere Beispiele lieber sind, die Beschaffung 
von Drohnen oder der Einstieg ins Weltraumgeschäft. 
Rheinmetall gehört zu den Firmen, die sich als Erstes im 
Zuge des Ukrainekrieges bereichern konnten – vielleicht 
auch, weil ihre Expansionsstrategie bereits 2014 Fahrt 
aufgenommen hatte und heute, mit einem großzügigen Fi-
nanzpolster ausgestattet, scheinbar unaufhaltsam ist. 

Ukraine – ein Krieg als Ausgangspunkt 
ungehemmter Geschä�e

Der Ukrainekrieg ist Ausgangspunkt ungehemmter Auf-
rüstung. Unter dem Deckmantel der äußeren Bedrohung 
sind Pläne für eine neue Bundeswehr geschmiedet wor-
den, die kaum mit den militärischen Erfordernissen in 
Einklang zu bringen sind. Es wird nicht einmal versucht, 
plausibel zu erläutern, warum welche Form der Aufrüs-
tung und Materialerneuerung von Nöten ist. Ausschlagge-
bend sind in der öffentlichen Debatte nur zwei Faktoren: 
5 % der Wirtschaftsleistung und NATO-Vorgaben. Jede 
Frage nach einer Spezi�zierung eines realen Bedarfs, 
nach einer Begründung für die eine wie die andere An-
schaffung, wird mit diesen beiden Argumenten vom Tisch 
gewischt – wer dann noch Nachfragen stellt, bekommt zu 
hören, dass man selbstverständlich aus Geheimhaltungs-
gründen nicht mehr sagen könne, dass das aber so schon 
seine Richtigkeit habe. Und das war so prompt auf den 
russischen Angriff zu hören, dass man schon fast gewillt 
ist zu glauben, diese Erklärung hätte bereits in der Schub-
lade gelegen. Die 5 % des BIP für Rüstung sind indes eine 
Maßgabe, die sich aus nichts anderem rechtfertigt, als ih-
rer Setzung durch ein paar Staatschefs. „NATO-Vorga-
ben“ sind ebenso eine Blackbox, die mit dem Beige-
schmack eines feuchten Großmachttraums hängen blei-
ben – leider mit realen Folgen für Sozial- und Bildungs-
systeme in diesem Land. 

Betrachtet man mit etwas Abstand die ersten Entschei-
dungen zum Sondervermögen, so fällt auf, dass hier vor 
allem das bedient wurde, was schon seit längerem geplant 
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war: Erneuerung der nuklearen Teilhabe, FCAS, MGCS, 
Fregatten ... Der Geldregen ging in die Breite und wies 
doch von Anfang an Lücken auf. Doch das soll hier nicht 
Thema sein. Worum es geht, ist, wie er vor allem eine In-
dustrie befeuert hat, sich an neue Bedingungen anzupas-
sen. Der Rheinmetall-Konzern wurde bereits erwähnt, an-
dere Unternehmen wie KNDS, Airbus oder auch die Ma-
rinebauer TKMS, Lürssen (inzwischen an Rheinmetall 
verkauft) und andere hatten hier tatsächlich mehr Proble-
me, ihre Produkte passgenau anzubieten. Nichts aus dem 
aktuellen Portfolio dieser Firmen passte, um schnell auf 
eine tatsächliche oder vermeintliche Bedrohung zu re-
agieren. Es waren alles Produkte, die einen langen Vor-
lauf brauchen, um realisiert zu werden. Hier wird das Di-
lemma der Industrie deutlich – die unmittelbaren Be-
schaffungsbedürfnisse ließen sich mit einer Fregatte, die 
noch mindestens fünf Jahre nach Kiellegung braucht, 
oder einem Panzerprojekt, das nicht einmal in den Kin-
deschuhen steckt, oder einem ultramodernen Luftkampf-
system, das grob geschätzt noch zwanzig Jahre braucht, 
bevor es �iegt, kaum befriedigen. Hier liegt einer der Wi-
dersprüche von „jetzt aber sofort“ einerseits und militäri-
schen Planungszeiträumen von mehreren Jahren anderer-
seits. Daher kommt auch der Planungszeitpunkt 2029 – 
nicht aus der realen Abwägung einer russischen Bedro-
hung (die ja so oder so gleich morgen den Krieg in der 
Ukraine verlieren wird). Das jüngste Aus für die beiden 
Projekte FCAS und MGCS verweist somit nicht nur auf 
ein Koordinationsproblem in der deutsch-französischen 
Rüstungspartnerschaft, sondern es gibt uns den Hinweis, 
dass diese Projekte vielleicht zu viel Geld fressen, das 
man (auch zur Beruhigung der Wählerschaft) in Projekte 
stecken sollte, die schneller zu sichtbaren Ergebnissen 
führen. Kleinere Waffensysteme, wie beispielsweise die 
nun anzuschaffenden kleineren schwimmenden Einheiten 
anstelle einer großen Fregatte, Drohnenschwärme, von 
denen suggeriert wurde, sie könnten schon morgen in die 
Kaserne geliefert werden, oder auch die Fabrikation vie-
ler kleiner Schützenpanzer und Transportroboter, sind 
hier geeignet und lassen alle darüber hinwegsehen, dass 
die eigentlichen Ausgabenmilliarden doch wieder an an-
derer Stelle landen.

Deutschland soll nach dem Willen der Regierung wie-
der einen Großkonzern bekommen, der die ganze Breite 
des militärischen Bedarfs abdeckt und dieser Großkon-
zern soll Rheinmetall sein. Rheinmetalls Auftrag ist es 
nicht allein, Material für die Bundeswehr bereitzustellen, 
sondern die Rüstungsindustrie in Deutschland neu zu 
strukturieren. Dazu gehört es nicht nur, kleinere Spezial-
anbieter zu integrieren und neue Militärtechnik zu adap-
tieren, sondern auch, Teile der im Abstieg begriffenen In-
dustrien in Deutschland abzufangen. Die „Erfolgsge-
schichte“ der Gegenkonversion und des Aufstiegs Rhein-
metalls wird als sinnvolles industriepolitisches Projekt 
verkauft, wie die Gesamtheit der Aufrüstung auch mit 
Blick auf die Wirtschaftsentwicklung als positiv darge-

stellt wird. Der Ausbau der Rüstung wird in der Öffent-
lichkeit deshalb vehement mit dem Fokus auf „Material“ 
debattiert. Andererseits dient genau diese Debatte dazu, 
davon abzulenken, dass eine große Menge der Rüstungs-
milliarden in Unternehmen und Technologien �ießen, die 
überhaupt nur wenige Arbeitsplätze generieren werden. 
Auch hier ist die Debatte schief.

Heilmi�el für die Konjunktur?

Rüstung, so ist das Narrativ, hilft Arbeitsplätze zu erhal-
ten, weshalb auch alle dort mitmischen wollen ... und na-
türlich aus ‚reinem Patriotismus‘. Für kleinere Unterneh-
men in Deutschland ist dieser Schritt aber kein selbstge-
wählter, sondern eine Notwendigkeit und Reaktion auf 
ausbleibende Aufträge an anderer Stelle. Nicht wenige 
Unternehmen, die nun ihre „Rüstungsaf�nität“ äußern 
und Bereitschaft zeigen, sich der Rüstung zu öffnen, tun 
dies notgedrungen und hoffen nicht selten, die Ausfälle an 
anderer Stelle zu kompensieren – was absehbar nicht ge-
lingen kann. 

Ein Beispiel mag hier die traditionsreiche Deutz AG 
sein, die erst in einer Kooperation versuchte, Kompeten-
zen in Teilbereichen der Rüstung zu erwerben (Kauf von 
SOBEK 2025), um schließlich konsequent 2026 mit dem 
Panzerbauer FFG zusammenzugehen, der zur Verstär-
kung seines Gewichts einen größeren Industriepartner 
brauchte. Deutz wird damit zum drittgrößten Panzerbauer 
Deutschlands – nach KNDS und Rheinmetall. Dadurch, 
dass die Eigentümer der FFG gut ein Drittel aller Aktien 
am neuen Unternehmen halten und damit der größte Ein-
zelaktionär von Deutz werden, kann man fragen, wer hier 
eigentlich wen übernimmt. Die Anschlussfrage, ob dann 
durch den Schritt alle Arbeitsplätze bei Deutz erhalten 
bleiben, muss bisher offen bleiben.

Die Regierung verkauft ihr Tun als ein Konjunkturpro-
gramm, das bis heute schon zu erheblichen Veränderun-
gen in der Rüstungsindustrie geführt hat. Die Industrie 
kann dies teilweise nutzen, die Fragmentierung, die in den 
1990er Jahren ihren Anfang nahm, zurückzuführen. Sie 
kann es nutzen, um die Bedingungen für den Export von 
Rüstung zu erleichtern und den Staat zu zwingen, auch 
zukünftig viel Geld aufzuwenden, um einmal begonnene 
Projekte zu Ende zu bringen. Dumm nur, dass es weder 
das Versprechen sicherer Arbeitsplätze oder einer sichere-
ren Welt erfüllt, aber mit absoluter Sicherheit zur Demon-
tage unserer Demokratie, unserer Sozial- und Bildungs-
systeme und unseren Schwierigkeiten, den Klimawandel 
gerecht zu moderieren, beitragen wird. 
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Ein sonniger Tag Mitte/Ende der 90er Jahre: Im Burg-
holzweg in Tübingen sitzen Leute um einen Tisch, disku-
tieren. „Wir nennen uns einfach „Infostelle Militarisie-
rung“.“ „Hach nee, langweilig. Das reißt niemand vom 
Hocker.“ Andere Ideen mit „Hoch die..“ oder „Weg mit..“ 
oder „...ist doof“ oder sonst was werden verworfen. Es ist 
bei der „Informationsstelle Militarisierung“ geblieben. 
Und bei der nüchternen Sachlichkeit: Erst die gründliche 
Analyse – daraus folgend die politische Haltung, die Ak-
tion, das Netzwerk. Mittlerweile 30 Jahre lang – und hof-
fentlich noch viele weitere Jahre, denn die Infostelle wird 
auch in Zukunft gebraucht. Klare Analysen, Standpunkte, 
Meinungen, der jährliche Kongress und Factsheets zu 
sämtlichen Themen und Facetten nationaler und internati-
onaler Militär- und Wirtschaftspolitik wurden und werden 
erstellt und wecken auch schon bald das Interesse sowohl 
politisch aktiver Menschen aus unterschiedlichen sozia-
len Bewegungen, als leider auch des Verfassungsschut-
zes. Dazu gibt es durch die Geschichte von IMI hindurch 
immer wieder Versuche, die Gemeinnützigkeit abzuer-
kennen – gottseidank bislang vergeblich.

Erfreulicherweise ist die IMI gewachsen – aus dem 
Wohnzimmer von Tobias und Claudia ist eine halbe Etage 
im Sudhaus geworden.

Von den vielen Themen, die im Laufe der Zeit er-
forscht, bearbeitet, diskutiert und auch in politische Akti-
onen umgesetzt wurden, möchte ich drei herausgreifen. 
Sie stehen stellvertretend für viele andere, zeigen aber 
auch, dass Entwicklungen in den Gründungsjahren von 
IMI bis in die heutige Gegenwart – und vermutlich auch 
in die Zukunft – hineinragen:
•  die Transformation der Bundeswehr, insbesondere die 

Rolle und Funktion des Kommando Spezialkräfte 
(KSK) in Calw;

•  die sich verändernde Rolle der Nato, insbesondere in 
Afghanistan;

•  die Absicherung der EU-Außengrenzen, z.B. durch 
Frontex;

Sie weisen gemeinsame Merkmale auf:
•  die parlamentarische Kontrolle ist in der Regel außer 

Kraft gesetzt;

•  der allgemeine Auftrag „Helfen und schützen“ wird in 
einen nationalistischen umgeprägt: „Wir schützen uns 
und helfen uns“ (das KSK schützt deutsche Interessen, 
Frontex die der EU, die NATO schützt die Interessen 
ihrer Mitgliedstaaten) 

Zur Transforma�on der Bundeswehr 

In den Umbauprozessen der Bundeswehr ist die Grün-
dung und der Aufbau des Kommando Spezialkräfte KSK 
in Calw ein zentraler Moment. „KSK“ war für mich bis 
dato immer die Abkürzung für „Kreissparkasse“. In der 
Geschichte der Bundeswehr ist das KSK allerdings ein 
wichtiger Meilenstein in der Umgestaltung und Aufrüs-
tung der Bundeswehr Mitte der 90er Jahre – denn nun 
wird ganz offensichtlich über Weltmachtgeltung und Ex-
pansion gesprochen. Das KSK ist aufgestellt als Eliteein-
heit, ausgebildet im Guerilla- und Nahkampf im Ausland. 
Immer wieder �nden Demonstrationen dagegen statt. Ich 
bin dabei. Die Kernaussage auf den jeweiligen Kundge-
bungen: Das KSK ist die Symboltruppe für die zukünfti-
gen Kriege mit deutscher Beteiligung, Symboltruppe für 
den Anspruch, weltpolitische Ordnungsmacht zu werden. 
Ein Novum in der deutschen Kriegspolitik: über die Ein-
sätze des KSK entscheidet allein die Regierung – das 
KSK ist damit der parlamentarischen Kontrolle entzogen. 
Eindrücklich in Erinnerung sind mir dazu die Ostermär-
sche 1997 und 2007 in Calw. Schon 1997 hatte ein breites 
Bündnis verschiedener Friedensgruppen und Gewerk-
schaften dazu aufgerufen. „KSK au�ösen“ – diese politi-
sche Forderung ist nach wie vor aktuell. Denn: nicht nur 
der politische Hintergrund, sondern auch die Art und Wei-
se, wie das KSK immer wieder von sich reden macht, zei-
gen, dass das KSK dringend abgeschafft gehört. So spielt 
das KSK im Fall Murat Kurnaz, der 2001 in Afghanistan 
gefangen genommen und in das Lager Guantanamo inter-
niert wurde, eine unrühmliche Rolle: Ein Angehöriger des 
KSK soll ihn schwer misshandelt haben. Außerdem fällt 
die Truppe immer wieder durch rechtsextreme Aktionen 
auf. So soll der besagte Soldat, der Kurnaz misshandelt 
hat, der Identitären Bewegung nahe gestanden sein. Er 

KSK, Afghanistan, Frontex
Ein sehr unvollständiger Rückblick auf 30 Jahre IMI

von Bärbel Danner
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wird zwar suspendiert – kann aber doch noch schnell 
beim Bund Karriere machen. Bei einer Abschiedsfeier 
werden in der Kaserne Hitlergrüße ausgetauscht. Immer 
wieder gibt es Skandale um rechte KSK-Of�ziere. Daher 
ist die Forderung „KSK au�ösen“ nach wie vor aktuell.

Die NATO in Afghanistan 

Ja, was wollte und was will die NATO in Afghanistan? 
Diese Frage bewegt die Jahre ab 2003. Damals hat die 
NATO jedenfalls in Afghanistan die Gewalt eskaliert – 
und die Bundesregierung respektive die dort stationierten 
Truppenteile verstrickten sich immer wieder in blutige 
Auseinandersetzungen, die die Opfer unter der Zivilbe-
völkerung erhöhten. Für die NATO selbst ist der Krieg in 
Afghanistan die zweite Phase der Generalüberholung. In 
der ersten Phase soll die NATO von der Territorialvertei-
digung zu einer globalen Interventionsarmee umgebaut 
werden – in der zweiten Phase dann erweitert und in eine 
global agierende Besatzungstruppe zur Aufstandsbe-
kämpfung umstrukturiert werden. Also: nichts mit huma-
nitärer Mission, Demokratisierung, Stärkung und Schutz 
der Rechte von Frauen. Es geht, wie so oft, um Macht und 
Geld. Das hat verheerenden Folgen für die afghanische 
Zivilbevölkerung. Als „Ortskräfte“ werden sie im Sinne 
des Kriegszieles Aufstandsbekämpfung instrumentali-
siert, selbst humanitäre Helfer sind nicht mehr erkennbar 
und unterscheidbar, verlieren durch dieses Kriegsziel ihre 
Neutralität und werden Angriffsziele des Widerstandes 
gegen die Besatzer. Viele werden verfolgt und ermordet. 
Und: Statt, wie versprochen, diese Zivilpersonen nach 
Deutschland einreisen zu lassen, weil in Afghanistan ihr 
Leben und das ihrer Familien bedroht ist, sitzen viele in 
Pakistan und ihnen droht die Ausweisung nach Afghani-
stan und damit Lebensgefahr. Die Bundesregierung er-
weist sich hier mit Dobrindt als Innenminister als wort-
brüchig und verlogen. 

Diese Kriegführung hat zwischenzeitlich dazu beige-
tragen, dass Afghanistan ein Selbstbedienungsladen für 
westliche Konzerne wurde. Auch hier begegnen wir ei-
nem Kapitel unrühmlicher deutscher Außenpolitik: die 

von Deutschland ins Leben gerufenen „Afghan Invest-
ment Support Agency“ ist zu der Zeit ein wichtiger 
Durchlauferhitzer für westliche Investitionen.  

Grenzregime

Ein weiteres Thema, das IMI durch die Jahre beschäftigt: 
die EU-Migrationspolitik und damit verbunden ihre 
Agentur Frontex. Im Jahr 2007 gibt es dazu eine IMI-Bro-
schüre, die schnell vergriffen ist. Kein Wunder: Das The-
ma ist neu, und der IMI gelingt es (wie oft), ein Thema 
überhaupt erst zu einem Thema zu machen – und Netz-
werke zu verschiedenen politischen Akteuren und Akteu-
rinnen und Bewegungen zu bilden. Kurze Zeit später folgt 
eine zweite Broschüre und ein IMI-Kongress in Tübin-
gen, ich glaube, es war im Café Hirsch. Dieser Kongress 
hat sich unter anderem mit Frontex beschäftigt. Eindrück-
lich ist mir eine kurze Filmszene, die auf dem Kongress 
gezeigt wurde. Darin sitzt ein Frontex-Mitarbeiter vor ei-
ner Radartafel, auf der das Mittelmeer zu sehen ist. „Was 
sind das für gelbe Punkte“ wird er gefragt. „Das sind 
Flüchtlingsschiffe.“ Ab und zu verschwindet ein Punkt. 
„Was passiert da ?“ Antwort: „Das ist ein Schiff, das un-
tergeht.“ Die verschwindenden Punkte sind also Men-
schen, die ertrinken. Also schaut da jemand seelenruhig 
zu, wie Menschen den Tod �nden. Da fehlten mir dann 
die Worte.

Frontex, die „Europäische Agentur für die operative 
Zusammenarbeit an den EU-Außengrenzen“, leistet eine 
wichtigen Beitrag zur Sicherung der Festung Europa.  Of-
�ziell und vordergründig hat sie die Aufgabe, den inte-
grierten Grenzschutz der EU zu leisten.

„Frontex, the European Border and Coast Guard Agen-
cy, supports EU Member States and Schengen-associated 
countries in the management of the EU’s external borders 
and the �ght against cross-border crime.“ So steht es auf 
der Homepage der Agentur. Allerdings wurde mit ihr 
durch die Vernetzung verschiedenster Behörden ein In-
strument geschaffen, das zwar per EU-Gesetz ins Leben 
gerufen wurde, als autonome Agentur aber möglichst we-
nigen rechtlichen Bindungen und keiner parlamentari-

Wappen des KSK: gemeinfrei; 
Fuchs in Afghanistan, Foto: 
USAF: gemeinfrei; 
Frontextgra�tti, Foto: 
Alexander Hauk über 
Wikipedia CC.
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schen Kontolle unterliegt. Rasch mausert sich Frontex 
deshalb zur Grenzschutzagentur, die die Festung Europa 
sichert und vor Migranten und Migrantinnen abschottet. 
Wie gesagt, die Mitarbeiter verfolgen auf Radarschirmen 
die Bewegung der Flüchtlingsboote – und registrieren un-
gerührt, wenn eines sinkt und die Menschen ertrinken. 
Mehr Menschenverachtung geht eigentlich nicht mehr. 
2009 gab es zu der ersten Frontex-Broschüre ein Follow-
Up, das gemeinsam mit Flüchtlingsintiativen und Netz-
werken aus der Asyl- und Flüchtlingsarbeit erstellt wurde. 
Daran wird deutlich, dass Frontex nicht nur ein Thema 
der Militarisierung Europas ist, sondern auch ein Thema 
der massiven Beschneidung der Rechte von Migranten 
und Migrantinnen und damit Folgen hat für die Innenpo-
litik. Deshalb steht Frontex für die vielen hässlichen Sei-
ten der EU:
•  der Vorverlagerung der Grenzen der EU in den Mittel-

meerraum;
•  der Repression gegen Menschen, die keinem der privi-

legierten Staaten/Staatenbünde der Welt angehören;
•  Militarisierung der EU-Innenpolitik: Personen können 

nahezu überall kontrolliert werden, verschärfte Erfas-
sung von personenbezogenen Daten…

Sowohl die Migrationsabwehr als auch die verschärfte 
Kontrolle im Innern sind äußerst bedenklich. Es ist daher 
um so erfreulicher, dass sich breiter Widerstand aus vielen 
sozialen Bewegungen geregt hat. Es bilden sich Netzwer-
ke – und Leute organiseren sich zum Teil europaweit.

Die Rolle der Kirchen

Und jetzt geht es weiter. Nach dem Jubiläum ist bekannt-
lich vor dem Jubiläum. Und ich bin ja auch Pfarrerin, jetzt 
im Ruhestand. Zu Kirche und Militär, zu Kirche und Frie-
den gibt es auch viel zu sagen – eher kritisches und trauri-
ges. Denn: die Kirchen haben tatsächlich ihr Kreuz mit 
dem Frieden. Nur ein kurzer Eindruck vom letzten Kir-
chentag in Hannover: die Bundeswehr hatte einen schö-
nen Stand auf dem Kirchentag, bekam sogar hohen politi-
schen Besuch. Das Thema Krieg und Frieden hatte dage-
gen keinen Platz im of�ziellen Programm und fand auße-
rhalb statt. Eine Friedensinitiative, die sich kritisch mit 
der neuen Friedensdenkschrift der EKD auseinandersetzt, 
hat deshalb auf eigene Kosten ein Friedenszentrum einge-
richtet. Kein Platz für den Frieden? Aber das ist ein ande-
res Thema.

Sudhaus mit unserem Ausdruck verschönert: Impression vom Geburtstagsfest.  Foto: Matthias Rude.



21

Mein persönlicher „Erstkontakt“ war wohl 1996 zur 
Gründungszeit der IMI, als ich via CL-Netz auf Tobias 
P�üger traf – in dieser Zeit waren Mailboxnetze wie CL 
ein wichtiges Medium. Das führte dann zu einer Einla-
dung für Tobias beim Münchner Friedensbündnis in der 
Seidlvilla, das EineWeltHaus gab es noch nicht. Ich den-
ke, es ging da um das „Kommando Spezialkräfte“ in 
Calw, ein frühes Thema der IMI.

Ich weiß nicht mehr, wann mein erster IMI-Kongress 
war, aber es war ein relativ kleiner Saal in der Tübinger 
Altstadt und die Vorträge, z.B. von Jürgen Wagner, wur-
den noch mit Overheadfolien in schwarz-weiß gehalten ...

Der Kontakt sollte dann nicht mehr abreißen, zum Bei-
spiel als wir uns beim 1. Europäischen Sozialforum in 
Florenz begegneten. Die globalisierungskritische Szene 
war im Aufschwung und Tobias war in Florenz auch als 
Referent aktiv. Das Forum in Florenz war übrigens auch 
der Ausgangspunkt für die Popularität der Pace-Fahnen 
bei uns in Deutschland – „Pace a tutti balconi“. Zu dieser 
Zeit starteten auch die Proteste des „Aktionsbündnis ge-
gen die NATO-Sicherheitskonferenz“ in München, von 
Claus Schreer initiiert! Die IMI war da schnell vielseitig 
beteiligt: bei den großen Demonstrationen ebenso wie auf 
den Antikriegskongressen, die es manchmal zur Vorberei-
tung der Proteste gegen die „SIKO“ gab, und nicht zuletzt 
durch die Auswertungen vor allem von Jürgen. Die Poli-
zei plagte speziell in den ersten Jahren der Anti-SIKO-
Proteste die TeilnehmerInnen aufs hässlichste, beim Frie-
densbündnis ist das zum Teil heute noch nachzulesen.1 Da 
gab es auch die erste von zwei Verhaftungen von Tobias 
P�üger bei der SIKO. Später beim IMI-Kongress 2014 
konnte ich meine persönliche Schilderung dieser Jahre 
vortragen, wie auch noch nachzulesen ist.2 Mittlerweile 
gibt es in München jedes Jahr einen oder mehrere Termi-
ne mit der IMI – hier kann ich nur wenig davon aufgrei-
fen.        

Aber unser Zusammenkommen beim „Sozialforum in 
Deutschland“ 2005 in Erfurt bleibt besonders in Erinne-
rung! Eine bemerkenswerte Idee der damaligen Vorberei-
tungsgruppe beim Erfurter Sozialforum spielte eine we-
sentliche Rolle: Alle interessierten und potentiellen Ver-

anstalterInnen bekamen frühzeitig umfangreiche Tabellen 
der vorliegenden Anmeldungen zugeschickt mit der Auf-
forderung, dass sich Gruppen für gemeinsame Projekte 
zusammen�nden mögen – dann gibt’s auch entsprechend 
größere Räume!

Wir von der Münchner Bürgerinitiative für Frieden und 
Abrüstung (BIFA) hatten einen Workshop angemeldet – 
und waren dann verblüfft, wie tatsächlich die IMI sich mit 
Mari bei uns meldete! Die IMI plante mit der IPPNW (In-
ternational Physicians for the Prevention of Nuclear War) 
eine Podiumsdiskussion, Christoph Krämer moderierte 
ein Streitgespräch zwischen Grünen-Bundestagsabgeord-
neten Winfried Nachtwei und Jürgen Wagner. Um einen 
größeren Saal zu erhalten suchte die IMI einen Partner – 
und unsere BIFA-Anmeldung passte! Beim BIFA-Teil 
kam Christoph ‚Mari‘ Marischka dazu (Klaus Mähler, 
BIFA, moderierte) – so lernten wir Mari kennen – vor 
über 20 Jahren.3

2007 war für mich der G8-Gipfel in Heiligendamm 
zentral. Die IMI brachte zusammen mit Attac die passen-
de Broschüre heraus4 – im großen Sonderzug von Attac, 
der von Österreich kommend über München in der Nacht 
nach Rostock fuhr, kam auch ich mit, um dann die ganze 
Woche dort im eigenen Zelt zu verbringen. Auch beim 
Sozialforum 2007 in Cottbus sahen wir uns wieder, dies-
mal mit getrennten Veranstaltungen. Bei der Abschlussde-
monstration hatte ich dann noch unterwegs ein Gespräch 
mit Tobias P�üger.

Als nächstes möchte ich aufgreifen, wie die IMI sich 
und uns 2008 mit dem Kongress „Kein Frieden mit der 
NATO“ auf den NATO-Gipfel 2009 in Straßburg (und Ba-
den-Baden) vorbereitete.5 In Straßburg waren dann inter-
nationale Partnerinitiativen dabei: „Resistance de deux ri-
ves“– Engagement beidseits des Rheins. Die BIFA war in 
der entsprechenden Kongressbroschüre mit einem Text zu 
unserem „Ostermarsch Draußen“ zum Marshallcenter 
und zur NATO-Schule Oberammergau vertreten – hat uns 
natürlich sehr gefreut.

Eine weitere Anregung holten wir uns damals beim 
IMI-Kongress auch zum Thema „NATO-Pipeline“, die 
nicht nur uns neu war. Unser „Ostermarsch Draußen“ 
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2010 führte entsprechend nach Schwabmünchen, wo die 
NATO-Pipeline die Wertach quert.6

Der Ablauf in Straßburg mit viel Tränengas inklusive 
Brandstiftungen ist ein anderes Kapitel – es gab aber auch 
konstruktive Beratungen!

2010 war die IMI Gastgeber für den BUKO33, den 
Bundeskongress Internationalismus – gute Idee der IMI, 
�nde ich! Sudhaus Rulesz! Ich traf dort auch die Freun-
dInnen vom „Ökumenischen Büro“, auch Münchner, das 
war schön. 

Dann wurde der Drohnenforschungsatlas von 2013 für 
uns wichtig – wir konnten in München etliche davon ver-
kaufen („von der IMI“ war meistens entscheidend)! Unser 
Einstieg zum Thema war dann vor allem der „Oster-
marsch Draußen“ 2014 nach Penzberg zum Drohnenpro-
duzenten EMT.7

Zum 20-jährigen IMI-Jubiläum gab es auch ein passen-
des Event – wir waren zu zweit dabei.

Das Drohnen-Thema wurde vor allem mit dem Ukrai-
nekrieg dramatisch wichtiger, und entsprechend intensiv 
von der IMI verfolgt, auch Mari war dazu öfter in Mün-
chen8 – und zuletzt gab es 2025 den BIFA-Friedenswo-
chenvortrag mit Franz Enders.9

 2017 kam Jacqueline „Jackie“ Andres erstmalig zu ei-
nem Vortrag nach München, eingeladen von der BIFA 
zum Thema Krieg im Jemen10  – und danach noch öfter zu 
unterschiedlichen Themen. 

Das Handbuch Rüstung der IMI von 202211 spielte 
dann im Folgenden eine hilfreiche Rolle bei unserem 
„Ostermarsch Draußen“, als erstes bei unserem Besuch 
bei dem Unternehmen ESG in Fürstenfeldbruck, das vor 
allem für die Bundeswehr produziert.12

Über die Jahre hielt uns die IMI auf dem Laufenden 
vor allem über den deutschen Rüstungszuwachs – der rus-

sische Krieg gegen die Ukraine war dann aber doch eine 
katastrophale Eskalation, die unsere Arbeit drastisch ver-
änderte! 

Trotzdem – die IMIs halten Kurs – immer ein rationa-
ler und solidarischer Pazi�smus und Antimilitarismus, 
auf den man sich sympathisch verlassen kann!

All die Jahre hatten wir fast immer IMI beim Münch-
ner Ostermarsch, zuletzt 2025 Claudia Haydt und 2026 
Pablo Flock.

Schlussbemerkung: Ich habe diesen Text vor allem aus 
Zeitgründen allein geschrieben. Aber eigentlich gehört 
das zum ganzen, kleinen BIFA-Team und weiteren Enga-
gierten im Münchner Friedensbündnis.

Anmerkungen

6  S. www.bifa-muenchen.de/NATO-Pipeline.

3  Bei der BIFA ist einiges darüber nachzulesen (leider 
sind manche Links nicht mehr erreichbar): www.bifa-
muenchen.de/bf2005/rot-gruen.html.

1  Siehe u.a.: www.muenchner-friedensbuendnis.de/aktu-
elles/SIKO-2003.html.

5  S. https://www.imi-online.de/2009/04/01/kein-frieden-
mit-der-2/.

2  S. www.imi-online.de/download/FB-Siko.pdf.  

4  S. www.imi-online.de/download/g8readerWEB.pdf. 

7  S. www.bifa-muenchen.de/Ostermarsch-Draussen-2014.
8  S. www.bifa-muenchen.de/Christoph-Marischka-Droh-

nen-31.07.2023-EWH.
9  S. www.bifa-muenchen.de/Drohnenhauptstadt-Muen-

chen-und-die-Verquickung-von-Industrie-und-Politik-
bei-der-digitalen-Aufruestung.

10  S. www.bifa-muenchen.de/JEMEN-Jacqueline-Andres-
25.01.2017.

11  S. www.imi-online.de/2022/07/27/handbuch-ruestung/.
12  S. www.bifa-muenchen.de/Ostermarsch-Draussen-2023.

Gra�k: Arno Neuber.
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Herzliche Glückwünsche zum 30-jährigen Bestehen! Lei-
der sind antimilitaristische Analysen und Stellungnahmen 
heute notwendiger denn je, um dem deutschen Programm 
von Aufrüstung und Kriegstüchtigkeit etwas entgegenzu-
setzen. Und hoffentlich dauert es weniger als 30 Jahre, um 
diesen Trend zu stoppen und zu einer Welt ohne Kriege 
und Militarismus zu kommen.

Ich habe von der IMI zum ersten Mal 1999 erfahren. 
Am 24. März 1999 hatte die NATO das Völkerrecht ge-
brochen und die Bundesrepublik Jugoslawien angegriffen. 
Auch die deutsche Bundeswehr beteiligte sich aktiv an 
diesem Angriffskrieg. Die abgeworfenen Bomben töteten 
und verwundeten zahlreiche Menschen und trieben weite-
re in die Flucht. Zivile Infrastruktur wie Brücken und 
Rundfunkeinrichtungen wurde zerstört und das Stromnetz 
lahmgelegt. Auch das Gebäude der chinesischen Bot-
schaft zählte zu den „Kollateralschäden“, Streubomben 
und uranhaltige Geschosse verseuchten das Land, und 
einzelne Bomben schlugen in Bulgarien und Albanien ein.

Im Gegensatz zum Zweiten Golfkrieg löste der NATO-
Angriff aber keine breite Protestbewegung aus. In meinem 
Umfeld nahmen viele den gewaltsamen Völkerrechts-
bruch einfach schulterzuckend zur Kenntnis. Einzelne er-
hofften sich sogar – auch wenn sie mit der Methode nicht 
einverstanden waren –, dass durch den Militäreinsatz we-
nigstens das Morden auf dem Balkan beendet werden 
könnte.

In dieser Situation suchte ich im Internet nach Hinter-
gründen und Erklärungen, mit denen ich Überzeugungsar-
beit leisten könnte. Auf meinem PC be�ndet sich heute 
noch ein zusammengestellter Reader aus dieser Zeit. Ne-
ben Texten des Versöhnungsbunds, des Bunds für Soziale 
Verteidigung, der VVN-BdA und des Komitees für 
Grundrechte und Demokratie enthält er auch eine warnen-
de Stellungnahme der IMI: „NATO-Bomben können zu 
einer dramatischen Eskalation der Situation im Kosovo 
führen.“

Der von Claudia Haydt als IMI-Beirätin unterzeichnete 
Text beginnt mit einer Verurteilung der Bombenangriffe 
und analysiert, dass die NATO „in der Unlogik ihres eige-
nen Vorgehens gefangen“ sei: „Sie hat so lange mit Bom-
ben gedroht, daß sie nun befürchtet, ‚ihr Gesicht zu verlie-
ren‘, wenn sie diese Bomben nicht wirft.“ Es folgt eine 
Aufzählung von drei Folgen dieses Krieges. Erstens ent-
wickle sich die NATO zu einem Interventionsbündnis mit 
dem Anspruch, jederzeit auch ohne Legitimation des 
UNO-Sicherheitsrats weltweit tätig zu werden. Zweitens 

befreie sich die Bundeswehr von der Beschränkung auf 
ihre Verteidigungsrolle und widerspreche der Behauptung 
aus dem rot-grünen Koalitionsvertrag „Deutsche Außen-
politik ist Friedenspolitik“. Und drittens werde das Ein-
greifen der NATO die Kampfhandlungen am Boden inten-
sivieren und die demokratische Opposition schwächen.

Die IMI-Erklärung endet mit einem Aufruf zur Beteili-
gung an den Ostermärschen, um gegen den NATO-
Kriegseinsatz, gegen das NATO-Friedens-Diktat und ge-
gen die Kriegsbeteiligung der deutschen Bundeswehr zu 
protestieren. Angehängt ist außerdem eine Stellungnahme 
der Antimilitaristischen Initiative Regensburg, die von 
IMI-Beitrat Johannes Simon beigesteuert wurde.

Nach und nach fand sich dann doch eine Protestbewe-
gung gegen den Kriegseinsatz zusammen. Propagandalü-
gen wurden angeprangert und die Bedeutung des Ram-
bouillet-Vertrags offengelegt. Holocaust-Überlebende wi-
dersprachen dem Auschwitz-Vergleich von Außenminis-
ter Fischer und Gewerkschafter dokumentierten die Zer-
störungskraft der NATO-Bomben in Jugoslawien. Die Po-
sition der grünen Partei wurde als Befürwortung von 3-Li-
ter-Panzern und Solarbombern verspottet. Und die Gesell-
schaft war noch nicht so stark an den Anblick von Militär-
gerät gewöhnt wie heute, sodass bereits Abbildungen von 
Waffen oder Kriegsszenen einen Aufrüttelungseffekt er-
reichen konnten.

Sicher haben die Veröffentlichungen der IMI dazu bei-
getragen, dass Menschen den wahren Charakter von Krieg 
und Propaganda erkennen konnten und scharenweise der 
grünen Partei den Rücken kehrten oder ihr taz-Abonne-
ment kündigten. Auch ein Flugblatt, das die Soldaten aller 
Kriegsparteien zum Verweigern und/oder Desertieren auf-
rief, und für das Tobias P�üger presserechtlich verant-
wortlich zeichnete, kursierte bei uns in der Stadt. Das 
Strafverfahren wegen öffentlichen Aufforderns zu einer 
Straftat (Fahnen�ucht) vor dem Amtsgericht Tübingen en-
dete später mit einem Freispruch für den Angeklagten.*

Es bleibt zu hoffen, dass das beharrliche Analysieren 
und Kritisieren von Aufrüstung und Kriegsvorbereitung 
auch heute zu einer anwachsenden antimilitaristischen 
Bewegung führen wird.

Gut, dass die IMI jetzt auf 30 Jahre Erfahrung 
zurückblicken kann!

*  Anmerkung der Redaktion: Die damalige Mitteilung der 
IMI zum Freispruch gegen Tobias P�üger �ndet sich heu-
te noch unverändert unter: imi-online.de/0000/00/00/frei-
spruch-fuer-tobi/.

IMI ��� ��� NATO-A������������ 1999
Anonym 

https://www.imi-online.de/0000/00/00/freispruch-fuer-tobi/
https://www.imi-online.de/0000/00/00/freispruch-fuer-tobi/
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Auf eine 30-jährige Geschichte zurückblicken zu können, 
ist für eine NGO, die derartig gegen den Mainstream an-
kämpft, schon etwas Außergewöhnliches. Ich möchte 
euch daher recht herzlich gratulieren und uns allen wün-
schen, dass ihr weiterhin mit euren Analysen, Kommenta-
ren und Initiativen wirksam bleibt. Wir brauchen euch. 
Das sage ich als österreichischer Aktivist, der bereits seit 
Jahrzehnten in der Friedens- und antimilitaristischen Be-
wegung aktiv ist. Immer wieder haben mich und meine 
Organisation, die Solidarwerkstatt Österreich, die Beiträ-
ge der IMI erreicht, inspiriert und auch Hoffnung gege-
ben. Insofern sind 30 Jahre IMI auch eine Gelegenheit für 
mich, diese Geschichte zu re�ektieren und einige Knoten-
punkte hervorzuheben, wo der Kontakt mit der IMI und 
ihren Aktivist:innen für unsere eigene Entwicklung in Ös-
terreich bedeutsam wurde. 

Zusammen gegen den Angriffskrieg

Aufmerksam wurde ich auf die IMI Ende der 90er Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts, insbesondere die kompe-
tenten Analysen zur deutschen Bundeswehr hatten meine 
Aufmerksamkeit erregt. Ich und einige meiner heutigen 
Mitstreiter:innen waren damals noch Mitglied der Grünen 
Österreichs. Zwar hatten wir schon dunkle Wolken aufzie-
hen gesehen, nachdem sich die deutschen Grünen, mit de-
nen ihre österreichischen Kolleg:innen besonders eng ver-
bunden waren, 1998 in eine rot-grüne Regierungskoaliti-
on begeben hatten. Schon damals war die Erwartungshal-
tung der politischen und medialen Eliten an die Grünen 
eindeutig: Regierungsfähigkeit heißt Kriegsfähigkeit – 
oder, um im Jargon der damaligen Zeit zu bleiben – Be-
reitschaft zu „humanitären Interventionen“. Trotzdem war 
das Ausmaß, die Rasanz und Willfährigkeit, mit der sich 
die Führung der deutschen Grünen zum Bellizismus wan-
delte, für uns ein Schock: Wenige Monate nach dem Re-
gierungseintritt beteiligte sich Deutschland unter einer 
rot-grünen Regierung und dem grünen Außenminister 
Joschka Fischer am völkerrechtswidrigen Krieg der 
NATO gegen Jugoslawien, ein Land, in dem bereits die 
Nazi-Wehrmacht gewütet hatte. Man kann im Nachhinein 

sagen, dass dieser Krieg ohne die bellizistische Wende der 
Grünen wahrscheinlich nicht bzw. nicht in dieser Form 
durchführbar gewesen wäre. Es war das grüne Spitzenper-
sonal, das mit der „Auschwitzlüge“ diesem Angriffskrieg 
Legimitation bis weit hinein in die Linken gab.

Zwei IMI-Aktivist:innen der ersten Stunde, Claudia 
Haydt und Tobias P�üger, traten aus den Grünen aus. Die 
Auseinandersetzungen im Nachbarland verfolgten wir 
umso intensiver, als die Auswirkungen bis nach Öster-
reich reichten. Schritt für Schritt war die grüne Parteifüh-
rung in Österreich auf den Kriegskurs von Fischer & Co. 
eingeschwenkt. Die Auseinandersetzungen in der Partei 
erreichten zwar nicht jene dramatische Zuspitzung wie in 
Deutschland, aber auch hier rief das Überbordwerfen der 
pazi�stischen und antimilitaristischen Grundsätze der 
Partei Widerstand hervor. Dass Claudia Haydt und Tobias 
P�üger als Referent:innen zu einer Veranstaltung grüner 
Kriegsgegner:innen nach Linz kamen, war ein überaus ge-
lungener Akt länderübergreifender Solidarität und Koope-
ration der Friedenskräfte. Vom zunehmend auf Kriegskurs 
getrimmten Grün-Establishment vor Ort wurde das frei-
lich ganz und gar nicht goutiert. Sie begegneten den Frie-
densaktivist:innen in der Partei mit Repression, um sich 
eine Re�exion darüber zu ersparen, wie eine Partei, zu de-
ren Gründungsprinzipien Frieden und Gewaltlosigkeit 
zählten, derart in den Morast des Bellizismus geraten 
konnte. Schließlich folgten 16 grüne Kriegsgegner:innen 
in Oberösterreich dem Bespiel von Claudia und Tobias 
und verließen die Partei, die sich auch in Österreich auf 
die Regierungsbeteiligung vorbereitete, indem sie ihren 
Frieden mit Krieg und Militarisierung schloss. 

Entsetzen über den EU-Verfassungsvertrag

Diese bittere Entwicklung hatte aber auch ihre guten Sei-
ten: Die Grundlage für eine stabile deutsch-österreichische 
Zusammenarbeit zwischen der IMI in Tübingen und der 
Solidarwerkstatt Österreich (damals hießen wir noch Frie-
denswerkstatt Linz) war gelegt und ist seither nie mehr 
völlig abgerissen. Immer wieder haben wir Aktive der IMI 
– neben Claudia Haydt und Tobias P�üger ist hier Jürgen 

Profundes Detailwissen und 
unbestechlicher Antimilitarismus
Ein Blick aus dem Nachbarland

von Gerald Oberansmayr
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Wagner hervorzuheben – zu Veranstaltungen, Podiumsdis-
kussionen und als Redner:innen bei Kundgebungen nach 
Österreich eingeladen, hin und wieder gab es aufgrund un-
serer Verbindung zur IMI auch Einladungen in die Gegen-
richtung. Wir griffen und greifen in unseren Publikationen 
gerne auf die IMI-Expertise zurück, weil wir uns sicher 
sein können, dass sich hier profundes Detailwissen mit un-
bestechlichem Antimilitarismus verbindet.

Womit wir zu dem Thema kommen, bei dem Expertise 
und Wissen, das sich in Publikationen der IMI seit drei 
Jahrzehnten �ndet, zu einem Schatz akkumuliert hat, der 
– soweit ich das zumindest für den deutschsprachigen 
Raum beurteilen kann – seinesgleichen sucht: der Prozess 
der Militarisierung der Europäischen Union, insbesondere 
Deutschlands. Es gehört zu den ganz großen Leistungen 
der IMI, schon früh erkannt zu haben, dass hier, als der 
herrschaftliche Diskurs noch von der „Friedensunion“ 
schwadronierte, eine Militär- und Kriegsunion im Entste-
hen war. Das akribische praxisnahe Sammeln von Details, 
die unter dem Blickwinkel eines undogmatischen, aber 
leidenschaftlichen Antimilitarismus zusammengefügt 
wurden, hat zu dieser Sicht verholfen, die das Wesentliche 
in einer komplexen Realität zu erfassen vermochte. Dass 
diese Erkenntnisse immer wieder auch leicht verständlich 
für die Friedensarbeit vor Ort aufbereitet worden sind, 
machte und macht diese Arbeit umso wertvoller. 

Ich kann mich noch gut an die erste IMI-Analyse des 
Entwurfs des EU-Verfassungsvertrages erinnern; das 
müsste 2003 gewesen sein. Wir waren erstaunt und ent-
setzt, dass die EU-Eliten bereit waren, dem militärisch-in-
dustriellen Komplex eine derart hohe Priorität einzuräu-
men: Militärische Aufrüstung sollte in jedem EU-Mit-
gliedsland zur P�icht werden, überwacht und gefördert 
durch ein Rüstungsamt, das ebenfalls Verfassungsrang be-
kommen sollte. Der Widerstand gegen diesen EU-Verfas-
sungsvertrag bestimmte über viele Jahre maßgeblich un-
sere Arbeit in Österreich, die Analysen und Fact Sheets 
der IMI waren eine äußerst wertvolle Unterstützung. 
Überall, wo die Menschen über diesen Verfassungsvertrag 
abstimmen konnten – zunächst in Frankreich, dann in den 
Niederlanden – lehnten ihn die Menschen ab. Die Konse-

quenz der EU-Eliten: Derselbe Inhalt wurde in ein anderes 
Kuvert gesteckt, um es ohne Volksabstimmungen – als 
Vertrag von Lissabon – durch die Parlamente zu bringen. 
2009 hatten sie es geschafft. Auch wenn die Militarisie-
rung in den vorherigen EU-Verträgen – Maastricht, Ams-
terdam, Nizza – schon angelegt und schrittweise ver-
schärft worden war, so war mit dem Vertrag von Lissabon 
doch eine neue Qualität erreicht: Die Friedensbewegung 
fand sich mit ihrer Kernforderung nach Abrüstung außer-
halb des EU-Verfassungsbogens wieder. Die Verp�ich-
tung zur militärischen Aufrüstung war nicht bloß ein be-
stimmtes Regierungsprogramm, sie ist zum unabwählba-
ren Fixstern geworden, der bei Wahlen nicht mehr zur 
Disposition steht. Denn was einmal im EU-Primärrecht 
verankert ist, ist in den härtesten politischen Beton gegos-
sen. Eine Änderung des EU-Primärrechts erfordert in al-
len 27 EU-Staaten gleichzeitig Verfassungsmehrheiten. 
De facto, vor allem für Bewegungen von unten, ist das un-
möglich. Neben dem Neoliberalismus (im EU-Vertrag: 
„offene Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“) soll da-
mit auch die Militarisierung in der EU unumkehrbar ge-
macht werden. 

Als Solidarwerkstatt haben wir daraus den Schluss ge-
zogen, dass das Ringen um ein (schrittweises) Verlassen 
des EU-Vertragswerkes, insbesondere der EU-Militarisie-
rungsartikel, eine realistischere Strategie ist als der Kampf 
um dessen Veränderung. Wir tun dies aus einer spezi�sch 
österreichischen Perspektive. Hier �ndet sich nach wie 
vor die Neutralität in der Verfassung, also die Verp�ich-
tung zur Nicht-Teilnahme an Kriegen. Neutralität bedeu-
tet für uns eine umfassende Friedensp�icht, also alles zu 
unternehmen, um nicht in kriegerische Kon�ikte hinein-
gezogen zu werden. Das schließt eine aktive Friedens- 
und Neutralitätspolitik ein, die sich für Deeskalation in 
Kon�ikten, internationale Abrüstung und die Durchset-
zung des Völkerrechts engagiert. Mit dem EU-Vertrags-
werk ist das schlicht unvereinbar. Der konservative öster-
reichische EU-Abgeordnete Othmar Karas, zu diesem 
Zeitpunkt bezeichnenderweise Präsident der Kangaroo-
Group, einer europäischen Lobby-Organisation der Rüs-
tungsindustrie, hat das klar benannt: „Die Neutralität ent-

Foto: Antoine Schibler über unsplash.
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spricht weder dem Geist der EU noch dem Buchstaben des 
Lissabon-Vertrages.“ Da Frieden und Neutralität in der 
Bevölkerung nach wie vor hohe Zustimmungswerte besit-
zen, sind die vergangenen und die aktuelle österreichische 
Regierung – unabhängig von der politischen Couleur – 
Meister darin, der Bevölkerung neutralitätspolitisch Sand 
in die Augen zu streuen: Einerseits wird jeder Schritt der 
weiteren EU-Militarisierung – oft sogar in erster Reihe – 
mitgetragen, andererseits wird vollkommen kontrafak-
tisch diese de facto Demontage der Neutralität als neutra-
litätskompatibel verkauft. Der deutsche Botschafter hat 
einmal anlässlich der Gründung der EU-Battlegroups den 
heuchlerischen Umgang der österreichischen Regierung 
mit der Neutralität süf�sant kommentiert: „Solange ihr 
mit uns in den Krieg zieht, ist uns euer Status egal.“

Aufrüstung Europas

Das EU-Vertragswerk ist kein Papiertiger. Seit 2013 ge-
hen die Militärausgaben in der EU real ununterbrochen 
nach oben, beschleunigt 2017 durch die Aktivierung der 
„Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit“ (EU-SSZ/
Pesco) des EU-Vertrags und 2022 durch den „strategi-
schen Kompass“, mit dem die EU-Mächtigen einen 
„Quantensprung“ bei der Militarisierung der EU ins Auge 
fassten. 2025 folgte mit dem Programm „ReArm Europe“ 

bzw. „Readiness 2030“ dann der nächste Paukenschlag in 
der Hochrüstung. Während das Korsett der EU-Verträge 
den Spielraum für Soziales und Klimaschutz immer mehr 
einengt, werden die �skalischen Schleusen für Hochrüs-
tung weit geöffnet. Immer deutlicher tritt hervor, dass die 
EU dabei keineswegs als „Vasall“ US-amerikanischer Plä-
ne agiert, sondern als zunehmend eigenständige imperia-
listische Militärgroßmacht hervortritt. Der IMI-Aktivist 
Jürgen Wagner hat dies im Vorjahr eindrucksvoll bei einer 
von der Solidarwerkstatt organisierten Vortragsreise in ei-
nigen österreichischen Städten herausgearbeitet. Die deut-
schen Machthaber treiben diese Entwicklung an, wollen 
die deutsche Bundeswehr zur „konventionell stärksten Ar-
mee Europas“ (Merz) machen, mit der „Kriegstauglich-
keit“ als oberstem Ziel.

Zweifellos sind die fortschrittlichen Kräfte nicht in der 
Verfassung, die man sich angesichts dieser düsteren Aus-
sichten wünschen würde. Ein Perspektivenwechsel hilft, 
den Fokus auf die eigene Handlungsfähigkeit zu richten. 
Weil wir nicht in der richtigen Verfassung sind, können die 
Kräfte des sozialen Rückschritts und des Militarismus 
derartig an Fahrt gewinnen. Die IMI ist ein Hoffnungsträ-
ger, dass eine Umkehr gelingen kann. Denn Wissen, Be-
wusstsein und Organisiertheit ist immer der Grundstein 
für wirkliche Veränderung. In diesem Sinne: Alles Gute 
für die nächsten 30 Jahre!

D�� �������� D��������������
von Elsa Rassbach

Ich bin sowohl in Deutschland wie auch in den USA be-
ru�ich als Filmemacherin und Journalistin tätig und zu-
dem als Friedensaktivistin aktiv. Ich bin geboren und auf-
gewachsen in den USA und habe sowohl in den USA wie 
auch in Deutschland studiert. 

Im Sommer 2012 war ich in den USA und habe dort in 
Kalifornien erstmalig eine der Basen gesehen, auf denen 
militärische Drohnen der US-Regierung stationiert sind. 

Dort haben US-Friedensaktivist*innen von der Organi-
sation Code Pink protestiert. Sie erklärten mir, dass die 
Drohnen ganze Familien, darunter Frauen, Kinder und ältere 
Menschen terrorisieren und viele Menschen willkürlich um-
bringen. Das Buch „Drone Warfare: Killing by Remote 
Control“ von der Code Pink Mitbegründerin und Friedens-
aktivistin Medea Benjamin war Anfang 2012 erschienen. 

Im Herbst 2012 war ich wieder in Berlin. Zu der Zeit 
führte Thomas de Maiziere, der Bundesverteidigungsmi-
nister, eine umstrittene Initiative, um bewaffnete Drohnen 
für die Bundeswehr anzuschaffen.

Ich habe dann bei einer Sitzung von Friedensakti-
vist*innen in der Friedenskoordination in Berlin („Fri-
ko“) einen Vortrag gehalten, worin ich vorgeschlagen 
habe, dass wir in Deutschland eine Kampagne gegen be-
waffnete Drohnen beginnen sollten.

Diese Idee wurde positiv aufgenommen und führte 
dazu, dass unter der Leitung von Laura von Wimmersperg 
die Friko zusammen mit anderen wichtigen deutschen 
Friedensorganisationen wie IMI, Friedensratschlag und 
DFG-VK ein bundesweites Treffen in Hannover im März 
2013 zur Gründung einer deutschen Drohnenkampagne 
organisierte, woran ich teilgenommen habe. 

Einige Monaten später habe ich eine internationale 
Konferenz zu Drohnen in Berlin mit Medea Benjamin or-
ganisiert. 

Die Aktivitäten der deutschen Drohnenkampagne wa-
ren und sind vielfältig: Unterschriften für den Appell 
„Keine Kampfdrohnen“ sammeln, Lobbyarbeit und Pro-
teste organisieren, sowie Briefe schreiben und weitere Öf-
fentlichkeitsarbeit. 

Das alles hat dazu beigetragen, dass sich Grüne und 
SPD lange gegen bewaffnete Drohnen positioniert haben 
– auch in Regierungsverantwortung. Mit der „Zeitenwen-
de“ war das plötzlich vorbei. Die Bundeswehr wird aktu-
ell mit Kamikazedrohnen in großer Stückzahl ausgerüstet. 
Die Lobbyisten der Aufrüstung sprechen heute von einem 
„verlorenen Jahrzehnt“ bei der Drohnenbeschaffung und 
-entwicklung in Deutschland. Immerhin.

https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesministerium_der_Verteidigung
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesministerium_der_Verteidigung
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Dieser persönliche und themenspezi�sche Rückblick auf 
25 Jahre bei der IMI ist bewusst subjektiv und ohne Rück-
griff auf Quellen aus der Erinnerung geschrieben. Er kann 
damit Ungenauigkeiten enthalten – und ein das eine oder 
andere Augenzwinkern.

1998 begann ich in Tübingen Politikwissenschaft zu 
studieren und war schnell sehr frustriert, wie wenig in die-
sem Kontext die damalige Zeitenwende, die Beteiligung 
Deutschlands an einem völkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg gegen Rest-Jugoslawien, diskutiert wurde. Für mich 
als jungen Antifaschisten, der in der AZ-Bewegung sozia-
lisiert worden war, war das ein Skandal.

Kurz nach den Anschlägen vom 11. September 2001 in 
New York begann ich mein Praktikum bei der Informati-
onsstelle Militarisierung (IMI), im damals noch recht 
frisch bezogenen Büro im Sudhaus, wo seinerzeit außer 
den jeweiligen Praktikant*innen eigentlich nur Jürgen 
dauerhaft arbeitete. Ich fühlte mich dort ziemlich wohl 
und empfand die Tätigkeit bei der IMI um ein Vielfaches 
sinnvoller als mein Studium, belegte also bald den zwei-
ten dauerhaften Arbeitsplatz, an dem ich auch einen 
Großteil der Leistungen erbrachte oder vorbereitete, die 
für das Studium erforderlich waren.

Soweit ich mich erinnere, waren wir bei IMI damals – 
neben den „Dauerbrennern“ KSK und Bundeswehr und 
Rechtsextremismus – v.a. mit der von Schröder ausgeru-
fenen „uneingeschränkten Solidarität“ mit den USA, dem 
sich schleichend ausweitenden Einsatz der Bundeswehr in 
Afghanistan und der Militarisierung der Europäischen 
Union beschäftigt. Wissenschaftlich interessierte ich mich 
damals für Foucault und seine Diskurstheorie und die da-
mals hippe Theorie des Ausnahmezustandes. Mit militäri-
schen Fragen im engeren Sinne befasste ich mich dann 
erstmals ab 2003, als die „erste autonome EU-Militärmis-
sion“ in der Demokratischen Republik Kongo vorbereitet 
und durchgeführt wurde. Wer erinnert sich noch daran?

Manöver am Kongo

Ich empfand das damals gleich als den nächsten Damm-
bruch, dass deutsche Soldaten nun wieder „im Herzen 

Afrikas“ für „Ordnung“ sorgen und damit die EU als mi-
litärischen Akteur etablieren sollten. Etwas re�exhaft as-
soziierte ich das mit „Kolonialismus“ und der Ausbeu-
tung von Rohstoffen und konnte damit an eine ähnlich re-
�exhafte Empörung in Teilen des linken bis hinein ins 
bürgerliche Spektrum andocken. Außer der damals noch 
in Umfang und Relevanz überschaubaren „sicherheitspo-
litischen Filterblase“ und EU-Enthusiasten fand deutsche 
Soldaten am Kongo eigentlich niemand so richtig gut. 
Viel darüber gesprochen wurde jedoch nicht, denn Au-
ßen- und Militärpolitik war damals in Deutschland ei-
gentlich noch kein Thema, fand kaum auf den Titelseiten 
statt und war auch noch nicht so „gleichgerichtet“. Meine 
re�exhaften Assoziationen fanden sich auch in manchem 
Kommentar in den Leitmedien wieder.

Die auch leitmedial geäußerte Kritik an der nach der 
griechischen Jagdgöttin (Artemis) benannten EU-Mission 
in der DR Kongo hatte mit meiner gemeinsam, dass wir 
in unserer Skandalisierung den tatsächlichen Ein�uss von 
wenigen hundert europäischen Soldaten für kaum drei 
Monate in der Provinzhauptstadt Bunia innerhalb der rie-
sigen und vielschichtigen DR Kongo maßlos überschätz-
ten. Im Verlauf und im Nachgang wurde immer klarer, 
dass die europäischen Kräfte fast ausschließlich mit ihrer 
eigenen Logistik und dem Selbstschutz beschäftigt waren 
und eigentlich nur wenige, mehr oder weniger inszeniert 
wirkende Patrouillenfahrten in ziemlich sicheren Gebie-
ten stattfanden. Das ganze diente offenbar viel mehr als 
großangelegte Übung unter einsatznahen Bedingungen 
als der Sicherung von Rohstoffen oder ähnlichem – einen 
kolonialen Charakter hatte es damit natürlich trotzdem.

Diese Überschätzung der Wirksamkeit kleiner militäri-
scher Eingriffe über eine Distanz von tausenden Kilome-
tern teilten wir wiederum mit denjenigen in der politi-
schen Arena dominierenden Stimmen, die den Einsatz be-
fürworteten bzw. als Notwendigkeit darstellten – oder 
gingen ihnen damit auf den Leim. Sie konnten freilich 
nicht zugeben, dass es sich bei dem ersten EU-Militärein-
satz auf dem afrikanischen Kontinent, den damit verbun-
denen Kosten und Risiken, eigentlich nur um eine große 
Übung und eine Inszenierung EU-europäischer Hand-

„Afrika“ und die Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik
von Christoph Marischka



lungsfähigkeit handelte. Stattdessen wurde hier mit der 
Sicherung von Frieden, dem Schutz von Menschenleben, 
der Beendigung eines Bürgerkrieges und – natürlich – 
„Verantwortung“ argumentiert.

Das Spektrum der „Fähigkeiten“, die mit dem Artemis-
Einsatz beübt wurden, ist groß. Zunächst ging es um die 
Entscheidungs�ndung (und auch Finanzierung) für einen 
militärischen Einsatz auf EU-Ebene, um die Zusammen-
stellung einer multinationalen Truppe mit halbwegs funk-
tionierender Befehlskette und um eine militärische Logis-
tik, die sich hier erstmals nicht auf NATO/USA, sondern 
auf französische Basen und private Anbieter abstützte. All 
das wäre bei einem riskanteren und robusterem Einsatz, 
bei dem es „wirklich um etwas geht“, deutlich kompli-
zierter gewesen – gerade auch auf politischer Ebene.

Beübt wurde außerdem auf verschiedenen Ebenen die 
Kommunikation: Auf Ebene der UN – von deren General-
sekretär wie bestellt eine Bitte um einen solchen Einsatz 
kam; in der Zusammenarbeit mit den Massenmedien, die 
in den Monaten vor dem Einsatz besonders viel über das 
Elend in der Provinz Ituri berichteten; unter aufstreben-
den Politikwissenschaftler*innen und innerhalb der recht 
neuen Kaste der „Sicherheitspolitiker*innen“, die den 
Verantwortungsdiskurs p�egten und die Entsendung eu-
ropäischer Soldaten in die DR Kongo als Friedensmission 
etikettierten; zuletzt auch auf der Ebene der „operativen 
Kommunikation“, mit der vor Ort die durchaus auch kri-
tisch betrachtete Rückkehr europäischer Militärs als „Hil-
fe“ legitimiert und freundliche Bilder für die „Heimat-
front“ produziert werden sollten.

Zusammenarbeit mit UN und AU

Von besonderer Relevanz war zu jener Zeit die militäri-
sche und diplomatische Kooperation der EU als neuem 
internationalen Akteur mit der UN. Der Einsatz 2003 in 
der DR Kongo galt auch hier als Testlauf für folgende 
Einsätze, vor allem auf dem afrikanischen Kontinent. Die 
EU versuchte dabei, ein neues Modell der Zusammenar-
beit zu etablieren, in der sie nicht primär Soldaten für UN-

geführte Einsätze bereitstellt, sondern �ankierend zu grö-
ßeren UN-Missionen (die einen Großteil des Risikos tra-
gen und der Logistik absichern) und unter deren Mandat 
aber eigenem Kommando EU-Einsätze durchführt, wel-
che die jeweiligen UN-Missionen „unterstützen“ oder 
„ergänzen“, aber auch die Durchsetzung eigener Interes-
sen ermöglichen sollten. Solche Modelle wurden im An-
schluss zunächst 2006 erneut in der DR Kongo, 2007-
2009 in Tschad und der Zentralafrikanischen Republik, ab 
2008 in (bzw. vor der Küste von) Somalia und ab 2012 in 
der westlichen Sahel-Region (Mali, Niger) weiterentwi-
ckelt. Dabei fokussierte sich das EU-europäische Engage-
ment zunehmend bei Küstenstaaten auf die Überwachung 
derer Gewässer (durchaus in eigenem Interesse) und den 
Aufbau lokaler Militär- und Polizeieinheiten – von denen 
meist bald ebenso wenig übrig war wie vom zuvor geheu-
chelten Verantwortungsbewusstsein europäischer Eliten 
gegenüber den betreffenden Staaten oder Gesellschaften.

Flankiert wurden diese Militär- (und Polizei-)Einsätze 
der EU von der „Unterstützung“ beim Aufbau einer „Afri-
kanischen Sicherheitsarchitektur“. Die Idee bestand dar-
in, die zuvor eher antikolonial geprägte Afrikanische Uni-
on (AU) als eine Art Militärbündnis mit Interventions-
rechten in den Mitgliedsstaaten umzubauen. Hierzu soll-
ten in den regionalen Organisationen für den Westen, den 
Osten, das Zentrum und den Süden des Kontinents sowie 
auf kontinentaler Ebene gemeinsame Entscheidungs-
strukturen und Eingreifkräfte aufgebaut werden. Beson-
ders praktisch: Zumindest größere Einsätze der AU oder 
der Regionalorganisationen wären logistisch und �nanzi-
ell von der EU abhängig gewesen, die damit eine Art Ve-
to-Recht gehabt hätte. De facto lief der „Aufbau einer 
afrikanischen Sicherheitsarchitektur“ vor allem darauf 
hinaus, dass die EU und v.a. ihre Mitgliedsstaaten in den 
jeweils mit ihnen „verbündeten“ afrikanischen Staaten 
Militär und Gendarmeriekräfte ausbildeten, diesen nicht-
militärische (EU) und militärische Ausrüstung zukom-
men ließen und hierzu kleinere Kontingente oder Verbin-
dungsof�ziere stationieren durften. Die IMI hat das da-
mals als eine Art Europäisierung der französischen Form 
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postkolonialer Ein�ussnahme und als Beitrag zur Milita-
risierung des afrikanischen Kontinents kritisiert, während 
sich mindestens eine Generation Politikwissenschaftle-
r*innen und aufstrebender „Sicherheitspolitiker*innen“ 
unter Begriffshülsen wie „African ownership“ Planspie-
len zur Umgestaltung und Stabilisierung eines ganzen 
Kontinents hingeben konnten – von denen heute so gut 
wie nichts mehr übrig ist. Die letzte nennenswerte Editie-
rung des Beitrages zur „Afrikanische[n] Friedens- und Si-
cherheitsarchitektur“ in der deutschsprachigen Wikipedia 
z.B. erfolgte im Jahr 2022.

Schleichende Dammbrüche, frustrierende Deba�en

Obwohl sie im Einzelnen vor Ort militärisch wie politisch 
folgenlos bis kontraproduktiv waren, erfüllten die Einsät-
ze der EU und der Bundeswehr zumindest hierzulande 
teilweise ihre Zwecke. Sie begleiteten den Aufbau einer 
gemeinsamen EU-Außen und -Militärpolitik durch die 
Schaffung neuer Institutionen und Gremien wie die Auf-
stellung des gemeinsamen Europäischen Auswärtigen 
Dienstes, denen sie als eine Art Testfeld dienten, als An-
wendungsfälle, die auch im Falle des Scheiterns keine 
großen Konsequenzen hatten. Auch die African Peace Fa-
cility, mit der der Aufbau einer „Afrikanischen Sicher-
heitsarchitektur“ unterstützt werden sollte, lässt sich aus 
heutiger Sicht als bescheidener Testlauf für jene European 
Peace Facility interpretieren, aus der heute in deutlich 
größerem Umfang Militärgüter in die Ukraine geliefert 
(bzw. bezahlt) werden.

Zugleich dienten die Einsätze auf dem afrikanischen 
Kontinent hierzulande einer schleichenden Enttabuisie-
rung des Militärischen innerhalb der vermeintlichen 
„Friedensmacht EU“ - noch so ein Konzept, das jahrelang 
politikwissenschaftliche Debatten prägte – und der Prä-
senz deutscher und europäischer Soldaten in afrikani-
schen Ländern. Als Anfang 2014 Gauck (damals Bundes-
präsident), Steinmeier (damals Außenminister) und von 
der Leyen (damals Verteidigungsministerin) auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz für Deutschland mit 

Nachdruck eine Rolle als Großmacht reklamierten, ver-
wiesen alle drei explizit auch auf „Afrika“. Das war zu 
jener Zeit lange kein Skandal mehr, es war längst Norma-
lität, dass EU-Kriegsschiffe vor Nord- und Ostafrika 
kreuzten, deutsche Soldaten in verschiedenen Ländern 
des Kontinents stationiert waren und deutsche Polizei 
dort ihre Konzepte von Polizeiarbeit, Grenzkontrollen 
und Aufstandsbekämpfung vermittelte.

Diese Enttabuisierung und Normalisierung vollzog 
sich durch wiederholende Debatten, in denen die wach-
sende und sich professionalisierende Kaste der „Sicher-
heitspolitiker*innen“ und -“Expert*innen“ wieder und 
wieder ihren Verantwortungsdiskurs p�egten und jegli-
ches deutsches oder europäisches Interesse kaschierten. 
Auf die Dauer prägten sie damit zunehmend erfolgreich 
den leitmedialen Diskurs und auch in linken Milieus wich 
der 2003 noch deutlich erkennbare, vielleicht etwas re-
�exhafte Verdacht, es gehe um Rohstoffe und koloniale 
Ambitionen, stückchenweise der Annahme, manchmal 
müsse eben doch der weiße Mann schwarze Frauen vor 
schwarzen Männern schützen – oder letztere „ertüchti-
gen“, das eben selbst zu tun. Bei jedem einzelnen Einsatz 
gab es Teile der Linken, die diesmal eben doch meinten, 
für ein militärisches Eingreifen streiten zu müssen, und 
damit ihre zuvor oft vorhandene grundsätzliche Ableh-
nung von Auslandseinsätzen der Bundeswehr für immer 
aufgaben – ganz unabhängig von der konkreten, oft nicht 
wahrnehmbaren oder gar desaströsen Bilanz dieses Ein-
greifens. Beispielhaft nachvollziehen lässt sich das an den 
verschiedenen Debatten innerhalb der Linkspartei, bei de-
nen gerade die Zusammenarbeit mit der UN oft als Anlass 
für Forderungen genommen wurde, von der grundsätzli-
chen Ablehnung solcher Mandate zu einer „Einzelfallprü-
fung“ überzugehen. Nur ein Teil der jeweiligen Fraktio-
nen verstand, dass es dabei nicht um eine Stärkung, son-
dern um eine Instrumentalisierung der Vereinten Natio-
nen ging.

Im Grunde wurde wie gesagt jedes Mal dieselbe De-
batte geführt: Mit Verweis auf das allgemeine Elend und 
spezi�sche Kriegsverbrechen und unter der Prämisse, 
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dass ein kleiner europäischer Militäreinsatz hieran etwas 
ändern könnte, wurden solche gefordert und vorbereitet. 
Im Hinblick auf die DR Kongo ließen sich beispielsweise 
mit Verweis auf hunderttausendfache Vergewaltigungen 
feministisch organisierte Menschen überzeugen und ein-
spannen; beim desaströsen NATO-Krieg gegen Libyen 
waren es (wie später auch zu Syrien) Teile des anarchisti-
schen und aktivistischen Spektrums, die ein militärisches 
Eingreifen an der Seite eines (vermeintlichen) demokrati-
schen Aufstand befürworteten; in Mali forderten Teile des 
uns eigentlich nahestehenden Netzwerks Afrique-Europe-
Interact sogar eine Stärkung der Bundeswehr-Präsenz – 
was zu teilweise recht giftigen Auseinandersetzungen 
führte.

Wie ich zum „Afrika-Experten“ wurde

Wir wollten es in den jeweiligen Diskussionen nicht bei 
grundsätzlichen Argumenten belassen: dass Staaten und 
Soldaten keine Werte verfolgen, sondern Interessen; dass 
die Präsenz begrenzter militärischer Kontingente nichts 
gegen eine Kriegskultur der Vergewaltigung ausrichten 
kann; dass die Lieferung von Waffen und die Ausbildung 
junger Menschen zu Soldaten wenig zur „Stabilisierung“ 
beiträgt und diese ohnehin nur eine Chiffre für Ein�uss-
nahme darstellt. Wie es sich für einen europäischen Poli-
tikwissenschaftler zu gehören scheint, habe ich deshalb 
vor allem in den ersten Jahren versucht, mich innerhalb 
weniger Monate in die jeweiligen Gesellschaften und 
Kon�ikte hineinzulesen. Gestützt auf Dokumente westli-
cher Denkfabriken und Hilfsorganisationen, teilweise er-
gänzt durch vereinzelte persönliche Kontakte und Blogs 
von Exilant*innen, beteiligte auch ich mich an der For-
mulierung von Rezepten, wie den jeweiligen Gesellschaf-
ten eben nicht-militärisch zu helfen sei. Vom Schreibtisch 
in Tübingen aus habe ich so einen ganz eigenen Zugang 
zum afrikanischen Kontinent entwickelt – bestimmt 
durch die zeitliche Abfolge jener Krisen und Kriege, die 
gerade die leitmediale und „sicherheitspolitische“ Debat-
te bestimmt haben, weil sie sich als Anlass für neue EU-
Einsätze anboten. Für viele Länder des Kontinents konnte 
ich bald souverän die Akronyme und Anführer*innen al-
ler relevanten bewaffneten Gruppen aufsagen – scheiterte 
aber z.B. an der Frage, welche Sprachen dort eigentlich 
von wem gesprochen werden…

Obwohl ich mit zunehmender Vehemenz darauf be-
stand, mich mit deutscher und europäischer Afrikapolitik 
und damit europäischen Vorstellungen über Afrika zu be-
schäftigen, wurde ich auf entsprechenden Vorträgen doch 
immer wieder als „Afrika-Experte“ vorgestellt. Ohne den 
Einsatz der EU 2003 in der DR Kongo wäre es nie dazu 
gekommen. Dasselbe gilt für mein erstes Interview mit ei-
ner (kleinen und uns bis heute wohlgesonnenen) überregi-
onalen Tageszeitung. Vermutlich in Ermangelung eines 
anderen Etiketts, vielleicht auch augenzwinkernd, hat 
mich die Redaktion dort kurzerhand als „Kongo-Experte 

Marischka“ vorgestellt – eine bis heute im IMI-Büro ger-
ne belächelte Anekdote. Soweit ich mich erinnern kann, 
fand ich die Bezeichnung schon damals unangemessen – 
dass sie mich als jungen europäischen Student der Politik-
wissenschaft damals nicht auch klammheimlich und un-
verdient etwas stolz gemacht und motiviert hat, will ich 
jedoch nicht ausschließen.

Parallel zur Afrikapolitik habe ich mich bei IMI und 
darüber hinaus mit dem EU-Grenzregime befasst – bei 
dem die „Werte“ der europäischen Außenpolitik ja deut-
lich zum Vorschein treten. Über   Frontex und die sog. Si-
cherheitsforschung bin ich zunehmend auf das Thema 
Drohnen/unbemannte Systeme und deren technische/wis-
senschaftliche Infrastruktur gestoßen. Einige Jahre lang 
habe ich mich mit beiden Themen – europäische Afrika-
politik und Drohnen/KI – gleichzeitig beschäftigt. Ge-
meinsam haben beide u.a., dass sie von Fantasien groß-
räumiger Überwachung und Planung geprägt sind. Mitt-
lerweile haben jedoch die Themen unbemannte Systeme, 
KI und dahinter stehende Forschungs- und Kapitalstruk-
turen eine solche Relevanz gewonnen, dass ich mich auf 
dieses Thema konzentriere. „Afrika-Experte“ wollte und 
werde ich nie sein. Ohne die europäischen Militäreinsätze 
auf dem afrikanischen Kontinent und das menschenver-
achtende Migrationsregime zwischen beiden Kontinenten 
wäre ich aber wahrscheinlich auch nicht da, wo ich heute 
bin: Immer noch mit Jürgen im IMI-Büro.



„Alter, hier entsteht gerade ein riesiger Komplex aus 
Computer�rmen und Rüstungsindustrie“, erklärte mir 
mein Kumpel Alieren eines abends bei einem Bier. „Wo?“ 
– „Hier in Tübingen soll das deutsche Silicon Valley 
hochgezogen werden. Ich war da gestern bei einem Vor-
trag. Fast niemand weiß, dass das überhaupt passiert. 
Aber da gibt es dieses Büro – Informationsstelle Militari-
sierung nennen die sich, das sind militärkritische Politik-
wissenschaftler*innen, mit denen sollten wir uns mal tref-
fen, um dagegen etwas zu unternehmen.“ 

So oder so ähnlich bin ich mit der IMI in Kontakt ge-
kommen. Das war 2018: Ich, mitten im Politikstudium 
mit einer gewaltigen Wut im Bauch auf die bestehenden 
Verhältnisse, mit dem Willen zur radikalen Veränderung, 
und die IMIs ganz in der Nähe mit dem dazugehörigen 
KnowHow und dem passenden Lebensgefühl. Also haben 
wir uns an die Arbeit gemacht und gemeinsam mit ande-
ren das Bündnis No Cyber Valley gegründet. Erst die wis-
senschaftliche Recherche, dann die Protest- und Infover-
anstaltungen auf der Straße. Als klar war, dass sich auch 
der US-Konzern Amazon in Tübingen ansiedeln würde, 
erschien im Herbst 2018 mein erster Text über Amazons 
Rolle in der Militärtechnik und dem Cyber Valley, um 
klar zu machen, dass allein dieser Konzern Teil der mili-
tärischen Infrastruktur ist. Da die IMI in der Politikwis-
senschaft insbesondere an der Uni Tübingen respektiert 
ist, konnte ich stolz meinen ersten Text in der Unibiblio-
thek �nden, noch bevor ich meinen Bachelor in der Ta-
sche hatte. Kurz darauf meldete sich das Neue Deutsch-
land bei uns und fragte eine Version für die Zeitung an. So 

verhalf die IMI mir zu einem KickStart in die Journalis-
muskarriere. 

Die allwöchentliche Aufklärung der Bevölkerung be-
trieben wir vom Bündnis dann mit Infoständen, Demos 
und Univorträgen. Mit der Protestbesetzung eines Hör-
saals im Kupferbau der Uni Tübingen beein�ussten wir 
das politische Klima in der Stadt nachhaltig. Jetzt wussten 
viele Bescheid, was in und um das Cyber Valley ge-
schieht. Auch wenn wir es letztlich nicht verhindern 
konnten, erzeugten wir dennoch eine kritische Gegenöf-
fentlichkeit. In fast jedem Studienfach entstanden im dar-
auffolgenden Semester Seminare und Kurse, die sich kri-
tisch mit der Digitalisierung und KI auseinandersetzten. 
Ohne die wichtige Arbeit der IMI wäre all das nicht ge-
schehen.

In den Jahren seit der Protestbewegung haben sich ei-
nige weiterentwickelt, andere haben resigniert und sich 
von der Politik abgewendet und den Kopf in den Sand ge-
steckt, wie es die Herrschenden freut. Die IMI dagegen ist 
in Tübingen verwurzelt und standhaft geblieben. Sie ist 
und bleibt ein wichtiger Faktor der Gegenöffentlichkeit 
und des wissenschaftlich fundierten Widerstands gegen 
den Kriegswahn der globalisierten Oligarchen. 

Ich bin stolz, Mitglied der IMI zu sein und die Men-
schen, die den Laden am Laufen halten, selbstbewusst 
meine Freund*innen, Mentor*innen und Kolleg*innen 
nennen zu können.

Herzlichen Glückwunsch uns allen und
Danke für 30 Jahre IMI.

IMI ist wissenschaftlich 
fundierter Widerstand
von Dominik Wetzel
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Es war ein echter Kulturschock, als ich mich im August 
2000 nach einem vierjährigen Aufenthalt im weltoffenen 
Kopenhagen plötzlich in Oberschwaben wiederfand. 
Doch mein erklärtes Ziel war es, meine Arbeitskraft 
höchstens bis zu meinem 60. Lebensjahr zu verkaufen, 
um danach „nur noch Vernünftiges“ zu machen. Und das 
mit dem Cut zum 60. wäre in Dänemark nicht möglich 
gewesen, denn da war schon in den 1990er Jahren das 67. 
Lebensjahr als Renteneintrittsalter festgelegt.

Von linken Aktivitäten, wie ich sie vom „Internationa-
len Forum“ in Kopenhagen kannte, war in Biberach an 
der Riß nicht viel zu spüren (auch wenn ich mir später er-
zählen ließ, dass es dort die allererste Hausbesetzung in 
Deutschland überhaupt gegeben haben soll – eine Infor-
mation, die ich nie überprüft habe). So kam es, dass ich 
mich im weiteren Umfeld auf die Suche nach einer Stelle 
zum „Andocken“ machte. 

In Tübingen, knapp 100 Kilometer von Biberach ent-
fernt, lockte eine linke Insel, zu der ich vor allem über Jo-
hannes Plotzki fand. Er war für eine Weile politischer 
Mitarbeiter von Tobias P�üger, und zwar während dieser 
für die PDS als Abgeordneter im EU-Parlament saß. Ich 
kannte Johannes durch unsere gemeinsame Mitglieds-
chaft bei CAREA e.V., einer Organisation, die Menschen-
rechtsbeobachter:innen für ihren Einsatz in Guatemala 
und in Chiapas (Mexiko) vorbereitete.

Hungeraufstände und Landgrabbing

Damals, in den 2000er Jahren, hatte ich zugleich ein in-
tensives Interesse am Thema Menschenrechtsverletzun-
gen im Kontext von „Naturschutz“ und Welternährung, 
das heißt staatlich geduldeten beziehungsweise.von Staa-
ten selbst durchgeführten Gewaltakten gegenüber lokalen 
Bevölkerungsgruppen, die entsprechenden „Entwick-
lungs“-Plänen im Wege standen. Dabei ging es oft um die 
Androhung beziehungsweise.den Einsatz militärischer 
Gewalt, mit der Vertreibungen oder Zwangsumsiedlun-
gen durchgesetzt wurden, aber auch darum, so genannte 
Food Riots zu unterdrücken, zu denen es 2008/2009 in 

hunderten von Fällen kam – aufgrund der explodierenden 
Lebensmittelpreise infolge der globalen Finanzkrise. 
Thematisch passte das in den „Ausdruck“, sodass ich dort 
zwischen 2008 und 2014 mehrere Beiträge zu Landgrab-
bing, Agrotreibstoffen und Food Riots veröffentlichen 
konnte. Agrotreibstoffe spielten zu jener Zeit insofern 
eine besondere Rolle, als aufgrund des inzwischen er-
wachten Bewusstseins um den Klimawandel nach sys-
temverträglichen Lösungen gesucht wurde, das heißt nach 
Lösungen, die ein „weiter so“ mit grünem Anstrich er-
möglichen sollten. Inzwischen werden laut Angaben der 
Welternährungsorganisation zwei bis drei Prozent der 
globalen Acker�äche zur Produktion von Agrotreibstof-
fen verwendet – ein Teil davon, nachdem die ursprüngli-
chen Nutzer dieser Flächen vertrieben wurden. Beim Tan-
ken von „E10“-Benzin denkt heute aber kaum noch je-
mand an die öffentlichen Debatten, die vor 15 bis 20 Jah-
ren um das Thema Landgrabbing beziehungsweise zu 
Agrotreibstoffen geführt wurden.

Gerichtsverfahren gegen Heckler & Koch

Ein anderer Bereich, bei dem IMI-Themen und persönli-
ches Engagement zusammentrafen, waren die Menschen-
rechte in Mexiko. Inspiriert vom zapatistischen Aufstand 
1994 begann mein Engagement für Menschenrechte in 
Mexiko bereits in Dänemark und setzte sich in Form einer 
Mitarbeit bei CAREA e.V. fort. Im Jahr 2005 reiste Tobias 
P�üger als EU-Parlamentarier nach Mexiko und besuchte 
unter anderem die von Menschenrechtsverletzungen ge-
plagten Bundesstaaten Chiapas und Guerrero. Das baden-
württembergische Unternehmen Heckler & Koch erhielt 
von der Bundesregierung zwar die Genehmigung, seine 
G36-Gewehre nach Mexiko zu exportieren, allerdings mit 
der Au�age, diese nicht in vier krisengeschüttelte Bun-
desstaaten zu liefern – zwei davon waren Chiapas und 
Guerrero. Mit dem Export der Gewehre in diese Bundes-
staaten wurde gegen das Außenwirtschaftsgesetz und das 
Kriegswaffenkontrollgesetz verstoßen, was am Ende, 
nicht zuletzt wegen des zivilgesellschaftlichen Drucks, 

„Umwelt – Aufrüstung – Pestizide“
Mein Weg zur und meine Zeit bei der IMI

von Peter Clausing 
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juristische Konsequenzen hatte. Am 19. April 2010 stellte 
Jürgen Grässlin Strafanzeige gegen Heckler & Koch – zu 
einer Anklage kam es zunächst nicht. Nicht zuletzt auf-
grund der dadurch entstandenen Kampagne wurde der 
Sachverhalt von „Report Mainz“ aufgegriffen, der am 13. 
Dezember 2010 darüber berichtete. Die Kampagne zog 
sich über mehrere Jahre hin. Der „Kipppunkt“ war wohl 
das Bekanntwerden der Tatsache, dass bei der gewaltsa-
men Entführung von 43 Lehramtsstudent:innen durch 
mexikanische Sicherheitskräfte am 26. September 2014 
in der Stadt Ayotzinapa auch G36-Gewehre zum Einsatz 
kamen. Es dauerte dennoch Jahre, bis es zu einem Urteil 
kam – immerhin zu einem Urteil, wenngleich zu einem 
sehr moderaten.

Das erstinstanzliche Urteil des Landgerichts Stuttgart 
vom 21. Februar 2019 (im März 2021 vom Bundesge-
richtshof bestätigt) verurteilte zwei ehemalige Heckler & 
Koch-Mitarbeiter:innen zu Bewährungsstrafen von 22 be-
ziehungsweise 17 Monaten. Dieses wich deutlich von 
dem ab, was der damalige Menschenrechtsbeauftragte der 
Bundesregierung, Markus Löning, 2011 gegenüber "Re-
port Mainz" als höchstes Strafmaß nannte: „Wer dagegen 
(die Au�agen) verstößt, muss mit bis zu fünf Jahren Ge-
fängnis rechnen“. Drei weitere Angeklagte, darunter zwei 
ehemalige Geschäftsführer, wurden freigesprochen. Hin-
zu kam die Anordnung, etwa 3,7 Millionen Euro – eine 
Summe, die den Erlösen aus den illegalen Exportgeschäf-
ten entsprach, von Heckler & Koch einzuziehen. Im 
„AUSDRUCK“ erschienen im Laufe der Jahre mehrere 
Beiträge zu den illegalen Waffenexporten von Heckler & 
Koch nach Mexiko.

Ein anderes Thema, das uns Mexiko-Aktivisten vor 
rund 15 Jahren bewegte, war ein geplantes Polizei-Ab-
kommen zwischen Deutschland und Mexiko. Guido Wes-
terwelle (FDP, damals Außenminister) und Christian 
Wulff (CDU, damals Bundespräsident) verkündeten diese 
Absicht im Jahr 2011. Unterstützt von der Deutschen 
Menschenrechtskoordination Mexiko richteten wir eine 
spezielle Website ein und – in einer Zeit als es Campact 
und Avaaz zwar schon gab, aber diese noch längst nicht so 

„in Mode“ waren – sammelten deutlich über 10.000 Un-
terschriften und übergaben sie im Innenministerium. Das 
Polizeiabkommen mit Mexiko kam nicht zustande - wie 
groß der Anteil unserer Kampagne dabei war, ist schwer 
einzuschätzen (und sollte auch nicht überschätzt werden). 
Aber die Kritik am damaligen Parlamentarischen Staats-
sekretär Ole Schröder (CDU), der sich in diesem Zusam-
menhang auf ein „mit Mexiko geteiltes Werteverständnis“ 
berief, war deutlich – Brüder im Geiste: Sicherheitszu-
sammenarbeit mit dem mexikanischen Folterstaat basiert 
auf gemeinsamen „Werten“ – lautete damals die Über-
schrift eines Beitrags im „AUSDRUCK“.1 Und ein halbes 
Jahr später wurde in der Überschrift eines weiteren Bei-
trags die Frage „Polizeiabkommen als Tauschwährung im 
Rüstungsexportschacher?“ gestellt.2

Glyphosat: Agent Orange der 2000er

Zu dieser Zeit (2011/2012) hatte sich durch meinen Um-
zug in die Nähe von Potsdam die Distanz vom Wohnort 
zum IMI-Büro von 100 auf 650 Kilometer vergrößert. 
Außerdem wurde inzwischen ein Großteil meiner verfüg-
baren Unruhestands-Ressourcen durch meine Mitarbeit 
beim Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN Germany) in An-
spruch genommen, die 2014 begann. Zweimal (2015-
2017 und 2021-2023) ging es darum, die Wiedergenehmi-
gung des Herbizid-Wirkstoffs Glyphosat in der EU zu 
verhindern – leider erfolglos, trotz erfolgreicher „Europä-
ischer Bürgerinitiative“ im Jahr 2017. Glyphosat ist ein 
Totalherbizid, das in den letzten Wochen sozusagen als 
das „Agent Orange“ der 2000er Jahre Schlagzeilen mach-
te, weil es bei den Angriffen Israels auf den Libanon ein-
gesetzt wurde, um landwirtschaftliche Nutz�ächen nahe 
der Grenze zu Israel unfruchtbar zu machen. Die IMI ver-
öffentlichte dazu eine kurze Notiz.3 Es ist gut belegt, dass 
chemische Kampfstoffe nach dem Ende des 2. Weltkriegs 
modi�ziert und dann als Pestizide verkauft wurden, ins-
besondere phosphororganische Insektizide. Der Export 
von Pestiziden, die in der EU aus Gesundheits- oder Um-
weltgründen verboten sind, in die Länder des globalen 
Südens wird von manchen dortigen NGOs als „chemische 
Kriegsführung“ bezeichnet. Solche Exporte zu verhin-
dern, gehört zu meinen Arbeitsschwerpunkten bei PAN 
Germany.

Anmerkungen

1   Peter Clausing: Brüder im Geiste. Die Sicherheitszu-
sammenarbeit mit dem mexikanischen Folterstaat ba-
siert auf gemeinsamen „Werten“, in: AUSRUCK (Au-
gust 2011), S. 3-4.

2   Peter Clausing: Polizeiabkommen als Tauschwährung 
im Rüstungsexportschacher? In: AUSDRUCK (April 
2012), S. 35-36.

3   Chemiewaffen von Bayer? IMI-Aktuell 2026/420.
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Wenn ich heute an mein Praktikum bei der IMI zurück-
denke, denke ich erstaunlicherweise nicht zuerst an die 
Themen, an denen ich gearbeitet habe. Ich denke an 
schwarzen Tee. An den Balkon. An die immer wieder 
spannende Frage, ob die Milch für den Kaffee eigentlich 
noch genießbar war. Und an meine erste Begegnung mit 
abgelaufener, einzeln verpackter Kaffeesahne, die tat-
sächlich einfach eintrocknen und steinhart werden konn-
te.

Das passt rückblickend ganz gut zu meinem ersten Ein-
druck von der IMI: Auf eine sehr sympathische Art ein 
bisschen chaotisch. Es ging nicht darum, dass alles per-
fekt organisiert war. Die Büroorganisation hatte ihre eige-
nen Regeln. Wer räumt was weg? Wer spült die Tassen? 
Solche Fragen wurden meist erst dann relevant, wenn kei-
ne saubere Tasse mehr im Schrank stand.

Auch das Büro selbst hatte seinen ganz eigenen 
Charme. In den Regalen stapelten sich Bücher und Zeit-
schriften. Es war ein Ort, an dem man spürte: Hier wird 
gearbeitet, hier wird gesammelt, hier steckt Herzblut drin. 
Inmitten dieser Bücher und Zeitschriften fand man immer 
genau die Quelle, die man eigentlich gar nicht gesucht 
hatte, die aber trotzdem perfekt zum Thema passte.

Doch dieser erste Eindruck täuschte. Denn sobald es 
um die eigentliche Arbeit ging, funktionierte alles sehr 
gut. Wenn man eine Information brauchte, einen Kontakt 
suchte oder eine Frage hatte, war meistens sofort jemand 
da, der weiterhelfen konnte. Jeder hatte seine eigenen 
Themen, Schwerpunkte und Fachwissen. Gerade diese 
Mischung machte die Gruppe so besonders.

Zu dieser Gruppe kam ich eher zufällig. Meine vorhe-
rige Praktikumsstelle beim BSV hatte mitbekommen, 
dass ich für mein Studium nach Tübingen ziehen würde, 
und schlug mir vor, bei der IMI vorbeizuschauen. Einen 
großen Plan hatte ich damals nicht und auch kein P�icht-
praktikum im Rücken. Ich wollte einfach wissen, wie die 
IMI tickt. Mehr als das, was auf der Website stand, wusste 
ich ohnehin nicht. Der Rest musste sich vor Ort zeigen. 

Auch mein Arbeitsalltag startete anders als gewohnt. 
Ich gehörte eher zu den Menschen, die morgens früh an-

fangen. Da ich am Anfang aber noch keinen Schlüssel 
hatte und die Zeiten der anderen nicht kannte, saß ich am 
ersten Tag erst einmal auf der Treppe vor der Bürotür und 
wartete, bis jemand kam.

Ohnehin hatte jeder seinen eigenen Rhythmus: Manche 
waren schon morgens da, andere kamen erst am Nachmit-
tag. Manchmal hatte ich das Gefühl, dass ich jemandem 
die Klinke in die Hand gab, der gerade erst an�ng, wäh-
rend ich schon Feierabend machte.

Auch die Geräuschkulisse im Büro ist mir hängenge-
blieben. Es gab Tage, da war es drinnen mäuschenstill, 
weil alle versunken über ihren Texten brüteten und man 
nur das Klappern der Tastaturen hörte – höchstens unter-
brochen von den Martinshörnern der Einsatzfahrzeuge 
draußen, die durchs Fenster drangen. Und an anderen Ta-
gen gab es spontane Tür-und-Angel-Gespräche, bei denen 
innerhalb von fünf Minuten die aktuelle Weltpolitik auf-
gedröselt wurde.

Dabei hatte ich mein Thema eher durch Zufall gefun-
den: Beim Vorstellungsgespräch habe ich dann gefragt, 
welche Themen eigentlich schon länger auf der Liste 
stünden, aber bisher liegen geblieben seien. Eines davon 
war Militärseelsorge. Ein Thema, mit dem ich mich vor-
her überhaupt nicht beschäftigt hatte. Also sagte ich: „Das 
nehme ich.“

So begann ich, mich einzulesen. Ich führte Gespräche 
mit Menschen aus dem Umfeld der IMI, die Erfahrung 
mitbrachten, suchte Materialien zusammen und arbeitete 
mich in ein Thema ein, das mir vorher fremd war. Gerade 
diese Mischung aus Neugier und fehlendem Vorwissen 
machte den Reiz aus. Was als spontane Entscheidung für 
ein Praktikum begann, wurde dadurch schnell mehr als 
nur eine Aufgabe, die irgendwann erledigt sein musste. 
Ich merkte, dass mich nicht nur das konkrete Thema inter-
essierte, sondern auch die Art, wie bei der IMI gearbeitet 
wurde: offen, neugierig und immer mit dem Anspruch, 
genauer hinzuschauen als andere.

Was ich dabei vor allem gelernt habe, war eine be-
stimmte Haltung zur Informationsbeschaffung. Bei der 
IMI ging es nie darum, einfach nur Pressemitteilungen 

Es begann mit Militärseelsorge
Wie aus einem Prak�kum bei der IMI mehr wurde als ein kurzer Einblick

von Victoria Kropp
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nachzuerzählen. Man schaute in das Kleingedruckte, ver-
glich Haushaltszahlen oder las Quellen in Veröffentli-
chungen im Detail. Diese kritische Skepsis und die Lust, 
Dingen wirklich auf den Grund zu gehen, haben meine 
eigene Arbeitsweise nachhaltig geprägt – nicht nur für das 
Studium, sondern ganz allgemein.

Diese Art zu arbeiten hat auch verändert, wie ich heute 
Nachrichten konsumiere. Wenn in den Medien über Ver-
teidigungspolitik, Aufrüstung oder internationale Kon-
�ikte berichtet wird, lese ich das inzwischen mit ganz an-
deren Augen. Ich frage mich automatisch: Welche Quel-
len liegen dieser Meldung zugrunde? Welche Begrif�ich-
keiten werden hier unhinterfragt übernommen? Und was 
steht vielleicht bewusst nicht im Text? Die Zeit bei der 
IMI hat mir ein Werkzeug an die Hand gegeben, um De-
batten nicht einfach nur passiv hinzunehmen, sondern sie 
kritisch zu hinterfragen.

Besonders in Erinnerung geblieben sind mir dabei die 
vielen Gespräche. Bei der IMI wurde viel diskutiert – 
ernsthaft, leidenschaftlich und oft mit viel Humor. Gerade 
politische Tagesereignisse boten regelmäßig Anlass für 
beides. Manche Entscheidungen oder Aussagen aus der 
Politik ließen sich kaum ernsthaft kommentieren – Hu-
mor war dann die treffendste Form der Analyse.

Die Diskussionen fanden oft auf dem Balkon statt. Ei-
gentlich war es die klassische Raucherpause. Ich selbst 
habe nie geraucht, aber irgendwann nahm ich einfach 
meinen Tee mit nach draußen und stellte mich dazu. Da-
bei habe ich etwas gelernt, das mir vorher gar nicht so be-
wusst war: Pausen sind keine verlorene Zeit. Vorher war 
ich eher jemand, der einfach durchgearbeitet hat.

Auf diesem Balkon wurde längst nicht nur über die Ar-
beit gesprochen. Man hat gelacht, sich ausgetauscht und 
über den Alltag geredet. Genau diese Momente haben viel 
dazu beigetragen, dass ich mich schnell wohlgefühlt 
habe. Von Anfang an war die Atmosphäre im Team ver-
trauensvoll und auf Augenhöhe. 

Man hatte nie das Gefühl, nur eine Durchgangsstation 
zu sein. Natürlich war klar, dass mein Praktikum zeitlich 
begrenzt war. Aber ich wurde nie wie jemand behandelt, 

der nur schnell ein paar Aufgaben abarbeitet und wieder 
verschwindet. Meine Arbeit wurde ernst genommen, und 
mir wurde viel Eigenständigkeit zugetraut. Wenn ich 
mich in ein Thema eingearbeitet hatte, ging es nicht dar-
um, am Ende einen Haken dahinter zu machen. Es wurde 
nachgefragt, diskutiert und gemeinsam weitergedacht.

Aus Kolleg*innen wurden schnell Menschen, mit de-
nen man auch nach Feierabend noch gerne zusammensaß. 
Man traf sich auf ein Getränk und sprach über Dinge, die 
längst nichts mehr mit der Arbeit zu tun hatten. Ehe ich 
mich versah, war ich keine Praktikantin mehr, sondern 
schlicht Teil der Gruppe.

Eine kleine Erinnerung aus dieser Zeit ist mein erster 
Vortrag beim IMI lädt ein. Damals hatte ich die Ange-
wohnheit, mir Vorträge extrem genau vorzubereiten. Ich 
formulierte vorher alles Wort für Wort aus und übte es 
wieder und wieder. Das führte dazu, dass ich den Text ir-
gendwann fast auswendig konnte – obwohl das gar nicht 
der Plan war. Ich saß zwar ohne Manuskript da, aber im 
Kopf lief der komplette Text ab. Heute muss ich darüber 
schmunzeln, wie akribisch ich damals war. Gleichzeitig 
passt es gut zur IMI: Die eigenen Themen wurden ernst 
genommen, weil sie allen wichtig waren.

Dementsprechend war am letzten of�ziellen Prakti-
kumstag für mich auch nicht Schluss. Für mich war klar, 
dass ich gerne weiter mitarbeiten wollte. Also ging es 
weiter. Ich bekam neue Themen, arbeitete mich nach der 
Militärseelsorge zum Beispiel in die Militärische Mobili-
tät ein und hangelte mich von einer Frage zur nächsten. 
Das Prinzip blieb immer das Gleiche: Man arbeitet sich 
tief rein und versucht, die Zusammenhänge verständlich 
zu machen.

Als später im Studium die Zeit für große eigene Re-
chercheprojekte knapper wurde, verlagerte sich meine 
Rolle: Ich unterstützte vor Ort bei den Kongressen. Die 
Hauptarbeit und die monatelange inhaltliche Vorberei-
tung lagen natürlich bei den wenigen Hauptamtlichen, die 
das neben ihrer ohnehin knappen Stundenzahl auf die 
Beine stellten. Aber am Wochenende selbst mit anzupa-
cken war eine schöne Art, weiter dabei zu sein. Wenn der 
Raum dann voll war und lebhaft diskutiert wurde, war es 
einfach schön zu sehen, wie die viele Arbeit der anderen 
Früchte trug und dass die IMI eben nicht nur Schreib-
tischrecherche ist, sondern auch ein Ort der Begegnung.

Heute ist das Praktikum schon einige Jahre her. Was 
damals als kurze Station gedacht war, ist geblieben. Rück-
blickend lässt sich die Geschichte vielleicht so zusam-
menfassen: Es begann mit einer Empfehlung und einem 
Praktikum. Die Militärseelsorge war mein erstes Thema. 
Geblieben bin ich wegen der Menschen. Der Titel „Es be-
gann mit Militärseelsorge“ bringt es deshalb perfekt auf 
den Punkt. Nicht, weil es mein Lebensthema geworden 
wäre, sondern weil es der Startpunkt für eine Zeit war, die 
am Ende viel weiter gereicht hat, als ich es an jenem ers-
ten Praktikumstag wartend auf der Treppe erwartet hätte.

Foto: Matthias Rude.
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Sicher war einiges davon Prägung durch die Eltern, deren 
taz-Abo und die Geschichten von Reisen auf andere Kon-
tinente, ggf. spielten auch Rassismus-Erfahrungen mit, 
die man auf deutschen Landen durchaus auch schon durch 
minimale Abweichungen in Teint und Kultur zu spüren 
bekommen kann: klar ist, die globale Ungerechtigkeit be-
wegte mich schon als Kind und Jugendlicher. Und wer 
unegoistisch und unverschämt darauf schaut, kann auch 
schon mit 12 Jahren klar sehen, was so manche Konserva-
tive und auch Sozialdemokrat:innen gerne wegschieben: 
Die globale Ungleichheit der Lebensstandards ist nicht 
das Ergebnis parallel laufender Entwicklungen – hier er-
folgreicher, da „dumm angegangen“ – sondern das Pro-
dukt von Jahrhunderten der Unterdrückung und Ausbeu-
tung zwischen den Staaten, die weiterhin aktiv aufrechter-
halten werden, nicht selten auch durch militärische Ge-
walt. Für manche Internationalist:innen, die ihr „Coming 
of Age“, symbolisiert z.B. durch das Abitur, während des 
Arabischen Frühlings (2011) erlebten, dürften besonders 
die Bombardierung Libyens und der Putsch gegen den 
ersten gewählten Präsidenten Ägyptens, Mohamed Mursi, 
Schlüsselerlebnisse gewesen sein, die die dargestellten 
Erkenntnisse klar vor Augen führten.

IMI am Puls der lokalen Bewegung

Da die Möglichkeiten, sich internationalistisch (oder auch 
irgendwie links) zu engagieren in der dör�ichen Heima-
tregion in Nord-Württemberg zumindest damals sehr be-
grenzt bis inexistent waren bzw. mir nicht begegneten, 
dauerte es bis ins Studium, bis aus meiner Kritik an Kapi-
talismus und Nationalstaaten mehr wurde, als ein gele-
gentlicher Rant (neudeutsch für Wutrede) gegen die mit-
tig und gefügig haltenden – wie ich damals empfand – Fä-
kalien, die Fernsehen, Südwestpresse und FAZ erfolg-
reich in die Köpfe der Mitschüler:innen und auch man-
cher Lehrer:innen p�anzten. Nach ersten Aktionen gegen 
die Freihandelsabkommen TTIP und CETA, Hausbeset-
zungen von Objekten gewisser, auf den Cayman Islands 
beheimateter Hedge-Fonds und Ge�üchtetensolidarität, 

wirbelte mich der Tübinger Strudel dann mit einigen Ak-
tivisti zusammen, die auch zu den zigtausend politischen 
Gefangenen arbeiten wollten, die der vom Westen gebil-
ligte Putschist und Dauerpräsident al-Sisi in Ägypten ein-
knastete. Ich hatte Jackie und Mari von der IMI getroffen. 
Auch wenn die damalige Aktion eher versandete, war mir 
klar, dass hier Menschen mit ähnlichem Fokus aktiv wa-
ren. Bald danach besuchte ich meinen ersten IMI-Kon-
gress, 2016 im Schlatterhaus.

Ein halbes Jahr später beendete ich meinen Bachelor in 
Tübingen und ein IMI-Praktikum stand schon im Raum. 
Dies verschob (s)ich jedoch vorerst, zuerst zugunsten ei-
nes Praktikums bei der als reichweitenstärker wahrge-
nommenen linken Wochenzeitung Kontext in Stuttgart 
und einer Reise durch Westafrika. Während des Masters 
hatte dann ein Praktikum bei einer argentinischen Campe-
sino-Landrechte Organisation den stärkeren Pull-Faktor. 
Nichtsdestotrotz war mir immer klar, dass ich so ein Prak-
tikum bei diesem Verein immer noch machen wollte und 
nach Abschluss meines Masters war es im Corona-Som-
mer 2020 endlich so weit.

Prak�ka zur Schärfung eigener Fokusse

Da ich bis kurz vor des Beginns des Praktikums noch an 
meiner Masterthesis schrieb, gehörte ich wohl eher zu den 
weniger gut vorbereiteten Praktikant:innen – nahm dafür 
jedoch gleich das mir nahegelegte Thema Umbrüche in 
Westafrika an. Da ich doch Erfahrungen von vor Ort aus 
meiner Zeit mit ‚Boots on the Ground‘ dort hatte, sollte 
ich doch auch diese ereignisreiche Gegend behandeln. 
Und der Riecher meines Betreuers Mari sollte ihn auch 
nicht enttäuschen. Die seit Jahrzehnten angestauten Ent-
täuschungen und Unbehagen großer Teile der dortigen 
Bevölkerung gegenüber ihrer eng mit Frankreich verban-
delten politischen und wirtschaftlichen Eliten sollten ge-
nau in diesem Sommer 2020 wie ein Vulkan ausbrechen. 
Der Putsch in Mali und die Verfassungsänderung des da-
durch erneut an die Macht gekommenen Alassane Ouatta-
ra in der Elfenbeinküste (auch als Verfassungsputsch be-

Die Brücke zur Jugend
Eins�eg in den Friedensak�vismus über die IMI

von Pablo Flock
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nennbar) ließen mich schon vor der Publikation meiner 
Studie erste kürzere Artikel bei IMI veröffentlichen. Die 
in dieser Zeit erarbeitete Expertise in der Region führte 
für mich auch zu den ersten Veröffentlichungen bei ande-
ren überregionalen Medien, beispielsweise bei Telepolis 
oder der Tageszeitung junge Welt – wie es sich auch im-
mer wieder für andere Praktikant:innen ergibt.

Dies ist zwar sicherlich ein erwünschter Nebeneffekt 
bei IMI-Praktika, darf aber nicht unterschätzt werden für 
die Praktikant:innen und ihren Werdegang – aber auch für 
die gesamte Bewegung. Junge Menschen meist aus sozi-
alwissenschaftlichen Studienfächern, die sich bei einer 
NGO engagieren wollen und in ihrem sozialem Engage-
ment vielleicht aber noch nicht mit friedenspolitischen 
und antimilitaristischen Ansichten in Kontakt kamen, set-
zen sich im IMI-Büro tiefgehend mit einer solchen The-
matik auseinander und werden von antimilitaristisch ge-
schulten Betreuer:innen begleitet. Dieses Wissen �ießt 
dann (mal mehr und mal weniger) in deren weitere jour-
nalistische oder wissenschaftliche Arbeit ein – oder in 
ihren Aktivismus, der nicht selten außerhalb der traditio-
nellen Friedensbewegung statt�ndet; oder junge Men-
schen geraten so in die durchaus an Nachwuchsmangel 
erkrankte Friedensbewegung.

Ein Heller für ihren Ak�vismus – 
junge Leute für den Frieden

Nicht vergessen werden darf, dass die meisten Praktikant:
innen nach ihrem Studienabschluss oder in ihren letzten 
Semestern zu uns kommen. Bei vielen ist in diesem Ab-
schnitt eine gewisse Unsicherheit bezüglich ihres Lebens-
wegs und Werdegangs vorhanden – die bezahlten Positio-
nen im sozial- und politikwissenschaftlichen Bereich sind 
bekanntlich begrenzt. Für die, die das Glück hatten, dass 
zum Ende ihres Praktikums bei der IMI gerade eine der 
Stellen in geringfügiger Beschäftigung frei war – oder die 
sich wie ich danach noch lange genug engagiert hatten – 
ist es immer wieder realistisch, ihren Aktivismus hier zu-
mindest auf Sozialhilfeniveau vergüten zu lassen. Dies 

kann viel wert sein für junge Politikwissenschaftler:innen 
und Co., die sich gerade in den typischen zentrischen Po-
litikbetrieben der Stiftungen, ThinkTanks und staatlicher 
Stellen nicht sehen können – oder dort nicht gern gesehen 
werden. Das Jobcenter zwingt einen ja sonst auch schnell 
(und dank Merz nun noch schneller) in öde und trotzdem 
zeitraubende Tätigkeiten, die nichts mit den eigenen In-
teressen zu tun haben.

Natürlich ist die IMI für viele trotzdem nur Zwischen-
station. Wenige sind heutzutage bereit, langfristig für ei-
nen dreistelligen Lohn zu leben und zu arbeiten – was 
auch schwierig wird, sobald man (besonders in Tübingen) 
eine eigene Wohnung beziehen oder gar Familie gründen 
wollte. Die noch größere Friedensorganisation DFG-VK 
schafft es, natürlich auch durch mehr zahlende Mitglieder, 
durchaus andere Perspektiven zu bieten. Dass, ob und wie 
lange man sich in dieser Position des Werdegangs sieht, 
ist durchaus eine bewusste Entscheidung – natürlich 
bedingt durch Mitgliederanzahl und Spendenbereitschaft.

Für die IMI ist dieses ständige Hand ausstrecken nach 
jungen Leuten, denen in der Zusammenarbeit ermöglicht 
wird, ihre bisherigen aktivistischen und wissenschaftli-
chen Schwerpunkte einzubringen und Interessen und Fä-
higkeiten zu entwickeln, und die sich ebenso am Tagesge-
schäft beteiligen, einerseits überlebenswichtig – ange-
sichts der voranpreschenden und kaum ganz abbildbaren 
Militarisierung im Land – um den Workload, die ganze 
Arbeit, überhaupt zu stemmen. Andererseits ist es fast ein 
Alleinstellungsmerkmal der IMI, im Vergleich mit ande-
ren Friedensorganisationen mit ähnlichem Alter, dass der 
Aktivenkreis rund zur Hälfte aus Menschen besteht, die 
eher halb so alt sind, wie die meisten Menschen in der 
klassischen Friedensbewegung. Zudem bestehen dadurch 
weitläu�ge Zusammenarbeiten und Bündnisse mit auch 
jüngeren Strömungen der sozialen Bewegungen – von der 
Asylrechtsbewegung, beispielsweise mit der Seebrücke 
bei StopGEAS, über kommunistische Studierenden- und 
Stadtteilgruppen, aber auch den Tech-Nerds vom Chaos-
treff, bis hin zur Klimabewegung. Denn welche Gruppen 
der Friedensbewegung (außer vielleicht der DFG-VK) 

Bücher aus dem IMI-
Büro auf dem 
Geburtstag angeboten. 
Foto: Matthias Rude.
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können sich auf die Fahne schreiben, nicht nur bei Rhein-
metall Entwaffnen seit Jahren, sondern auch immer wie-
der zu Klimacamps von beispielsweise Ende Gelände und 
anderen Aktivisti Camps eingeladen zu werden?

Zwischen An�imperialismus 
und Menschenrechten

Nicht unerheblich für diese breite Bündnisfähigkeit ist 
durchaus auch die stets bedachte und oft auch zügige 
Meinungsbildung innerhalb des Aktivenkreises der IMI, 
die den Grat zwischen den unterschiedlichen Gütern und 
Werten der Bewegung(en) für eine bessere Welt doch 
trittsicher besteigt. So war es innerhalb der IMI beim rus-
sischen Einmarsch in der Ukraine einerseits klar, dass 
dies zwar innerhalb einer auch von der NATO beständig 
weitergetriebenen Konfrontation von Ost und West (NA-
TO-Osterweiterung, Aufrüstung an der Ost�anke, Unter-
stützung des Euromaidans...) geschah und die NATO so-
mit auch eine Mitverantwortung trägt, aber andererseits 
die militärische Eskalation Russlands trotzdem die Ent-
scheidung Putins und seiner Regierung war und diese zu 
verurteilen ist. Ähnlich verhält es sich mit den Positionen 
zum Genozid an den Palästinenser:innen, die auch in der 
IMI in einem breiten Spektrum gestreut sind, gerade z.B. 
was angestrebte politische Lösungen sein sollten. Trotz-
dem war auch hier stets der Konsens, dass Kriegsverbre-
chen auf beiden Seiten benannt werden müssen und die 
deutsche Regierung zumindest von der militärischen Un-
terstützung Israels abgebracht werden müsste – ebenso 
übrigens wie von der militärischen Zusammenarbeit mit 
der Türkei oder den Vereinigten Arabischen Emiraten, die 
in Syrien und Sudan über Proxies Gebiete kontrollieren 
und Bevölkerungen vertreiben.

In Westafrika bedeutete dies zu Anfang des Umbruchs 
durch Putsche in Mali, Burkina Faso und Niger einerseits 
die antikolonialen, also hier antifranzösischen Massenbe-
wegungen abzubilden und aufzuzeigen, wie die alten Re-
gime sich teilweise auch durch tödliche Gewalt von durch 

die EU ausgebildeten Spezialkräften an der Macht zu hal-
ten suchten. Die neokolonialen militärischen Drohungen 
Frankreichs anzuprangern, das mit EU-Partnern und 
durch die ECOWAS seinen Ein�ussverlust zu stoppen 
suchte, war selbstverständlich. Die Einladung von Wag-
nersöldnern war für uns weniger der Skandal – obwohl 
diese bald darauf zusammen mit den lokalen Kräften 
Kriegsverbrechen an Teilen der Zivilbevölkerung verüb-
ten, die zu den Ethnien gehören, die oft die islamistischen 
Gruppen der Region unterstützen - weil dies vorher, zu-
sammen mit französischen Kräfte, auch geschah. Dass 
nun aber hochgeputschte Militärs in Regierungspositio-
nen, wie Asimi Goita aus Mali und Ibrahim Traore in Bur-
kina Faso, die Parteien und politische Organisationen ver-
bieten, oppositionelle Journalisten an die Front zwingen 
etc. von antikolonialen Gruppen als revolutionäre Leucht-
�guren hochstilisiert werden, ist jedoch auch eine Blauäu-
gigkeit, an der wir uns nicht beteiligen würden. Der bur-
kinische revolutionäre Of�zier und Putschist, Thomas 
Sankara, mit dem sich diese Of�ziere gerne vergleichen – 
oder verglichen werden – hatte diese autoritären Maßnah-
men ebenso wenig nötig wie deren tribalistische Anspie-
lungen auf die Mainstream-Kulturen der dominanten Eth-
nien in diesen Ländern. Und wahrscheinlich hätte er auch 
keine Regierungsdynastie installieren wollen – hätte 
Frankreich ihn nicht schon nach wenigen Jahren beseitigt 
und durch einen ebensolchen Langzeitdiktator ersetzt.

Auf die Gefahr hin, die Unfehlbarkeit der IMI in der 
Positionierung zu pompös beschrieben zu haben, sei ge-
sagt, dass – auch wenn wir nicht immer richtig liegen (den 
russischen Angriff hatten wir auch während der Massie-
rung von Kräften an der Grenze nicht vorhergesagt) – die 
redaktionelle Unabhängigkeit dank unserer spendenden 
Mitglieder uns eine Wahrheitssuche in der Recherche er-
möglicht, die wir an vielen Stellen nicht hätten. Gerade 
für angehende kritische Journalist:innen ist das Format 
und der Verein IMI somit eine große Chance – und für 
eine kritische Zivilgesellschaft vielleicht sogar unersetz-
bar. 

Kunstausstellung auf dem IMI-Geburtstag – Bilder von Sophie Linde. Foto: Matthias Rude.
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„Wer solche „Friedensforscher“ hat, braucht keine NA-
TO-Sprecher mehr“ schrieb Tobias Riegel zu Recht am 
13. Juni 2023 in den Nachdenkseiten. Seine Kritik galt 
dem soeben erschienenen „Friedensgutachten“ der vier 
großen Friedensforschungsinstitute. Diese Institute sind 
abhängig von der Einwerbung sogenannter Drittmittel, 
denn sie erhalten keine Haushaltsmittel von den Hoch-
schulen, an denen sie angesiedelt sind. 

2001 hat das Bundesbildungsministerium in Zusam-
menarbeit mit akademischen VertreterInnen der Friedens-
forschung die „Deutsche Stiftung Friedensforschung“ 
(DSF) gegründet, die nicht nur die Erstellung des Gutach-
tens sondern auch Einzelprojekte �nanziert.1 Auch weite-
re Mittel der Stiftung kommen meist von der öffentlichen 
Hand. Diese Institutionen üben of�ziell keine Zensur ge-
genüber den Anträgen aus,2 es darf aber zumindest ange-
nommen werden, dass die Antragstellerinnen und An-
tragsteller sich der politischen Grenzen etwaiger Kritik 
bewusst sind und dass die Schere in ihrem Kopf dahinge-
hend funktioniert, dass kritische Positionen gegenüber 
den Geldgebern von vornherein vermieden werden.

Dies ist der eine Strang der Vereinnahmung der Frie-
densforschung für die Legitimation der Anwendung von 
Gewalt in den Internationalen Beziehungen, gewisserma-
ßen das Zuckerbrot. Aber es geht auch anders: Bayern hat 
versucht, die Hochschulen zur Zusammenarbeit mit der 
Bundeswehr zu verp�ichten, ist damit allerdings aufgrund 
einer Popularklage weitgehend gescheitert.3 Die hessische 
Landesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag von 2024 
angekündigt, sie wolle „die Hochschulen dabei unterstüt-
zen, die Friedens- und Kon�iktforschung, Sicherheitsfor-
schung und sicherheitsbezogene Forschungsansätze wei-
terzuentwickeln“.4 Die Stoßrichtung ist klar: Es geht um 
die Abschaffung der sog. Zivilklausel. Interessant ist die 
Argumentation: Friedensforschung wird in einem Atem-
zug mit der Sicherheitsforschung genannt. Jenseits der 
Unvereinbarkeit beider Ansätze ist hier offensichtlich nur 
noch jener Teil der viel breiteren Zunft der Friedensfor-
scherinnen und Friedensforscher gemeint, der – wie vor 
allem die Autoren und Autorinnen des Friedensgutachtens 
– voll hinter der von Olaf Scholz verkündeten Zeitenwen-
de steht, der herrschafts- und regierungskonform die 
Kriegstüchtigkeit absichern hilft. Dass dieser Bereich und 
sein Diskurs als „die Friedensforschung“ dargestellt wer-
den, überrascht nicht: Sie erfüllt eine wichtige legitimato-

rische Aufgabe, wenn es um die Schleifung erkämpfter 
militärkritischer gesellschaftlicher Positionen geht.

Dies zeigt sich im derzeitigen Kampf um die Herstel-
lung von „Kriegstüchtigkeit“, bei dem es darum geht, in 
den Köpfen der Menschen antimilitaristische Positionen 
zu beseitigen, indem sie als nicht mehr zeitgemäß und nun 
auch wissenschaftlich widerlegt dargestellt werden. Wis-
senschaft, vor allem die Hochschulen, werden als wichti-
ge Quelle der Ideologieproduktion in die Verantwortung 
genommen, ihre Ressourcen sollen zur Verfügung gestellt 
werden für Rüstungsforschung. Dagegen hatten sich viele 
Hochschulen sogenannte Zivilklauseln gegeben und in 
ihren Grundordnungen festgeschrieben, dass Forschung 
und Lehre nur zivilen Zwecken dienen sollten. Noch ist 
dieser Kampf, für den Hessen derzeit exemplarisch steht, 
noch nicht verloren: An der Universität Kassel bewirkte 
der studentische, aber auch von anderen akademischen 
Ständen in Teilen mitgetragene Widerstand gerade die 
Vertagung einer Abstimmung im Senat über die geltende 
Zivilklausel vom 1. Juli auf Anfang November.

Aufklärung und friedenspolitischer Widerstand waren 
30 Jahre lang Erkennungsmerkmal der IMI. Gebraucht 
werdet Ihr mehr denn je: Nachdem die institutionelle 
Friedensforschung nun meint, in den Chor der Kriegser-
tüchtiger einstimmen zu müssen, bleibt für IMI das Al-
leinstellungsmerkmal, eine Friedensforschung zu betrei-
ben, die auf Antimilitarismus, Gewaltfreiheit und die Ver-
hinderung von Krieg gerichtet ist und sich als wissen-
schaftlicher Zuarbeiter der Friedensbewegung versteht. 
Dazu kann man Euch nur viel Glück und weiterhin viel 
Standfestigkeit wünschen – at multos annos!

Anmerkungen

1   Ausführlicher zur DSF s.: Ruf, Werner: Die Friedens-
forschung und der Markt. In: Quo vadis, Friedensfor-
schung? - Dossier 96, W&F, Nr. 1/2023 S. 3 – 6.

2   Dies wird stets öffentlich hervorgehoben. Dennoch 
scheute sich das BMBF Juni 2024 nicht, die Streichung 
von Fördermitteln für Projekte von Hochschullehrern 
und Hochschullehrerinnen zu erwägen, die sich gegen 
die polizeiliche Räumung von propalästinensischen 
Protestcamps ausgesprochen hatten. 

3   Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Kein Zwang 
zur Bundeswehr-Kooperation, 13.3.2026. gew.de

4  Hessische Staatskanzlei, Pressemitteilung vom 
29.10.2025, Strategie für mehr Sicherheit und Wachs-
tum, hessen.de

Elend der Friedensforschung
Die IMI wird gebraucht  – mehr denn je

von Werner Ruf

https://wissenschaft-und-frieden.de/dossier/quo-vadis-friedensforschung/
https://wissenschaft-und-frieden.de/dossier/quo-vadis-friedensforschung/
https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/kein-zwang-zur-bundeswehr-kooperation-an-hochschulen
https://hessen.de/sites/hessen.hessen.de/files/2025-10/strategie_sicherheits-und_verteidigungswirtschaft_in_hessen.pdf
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Friedens- und Kon�iktforschung steht derzeit nicht hoch 
im Kurs, was Politik und Medienlandschaft angeht. Zu-
mindest nicht dann, wenn sie der herrschenden Politik wi-
derspricht. Leitende Wissenschaftler*innen aus bestimm-
ten Instituten werden immer gerne wieder gerne vor die 
Kamera gebeten – etwa aus dem Frankfurter PRIF oder 
der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) 1 –, aber die 
so Ausgewählten und die Publikationen der Institute stel-
len nur selten die Grundannahmen der europäischen Si-
cherheitspolitik in Frage. Dies wird oft schon in der Spra-
che deutlich. Zwei eher willkürlich ausgesuchte Beispie-
le: Im neuesten Friedensgutachten von 20262 heißt es an 
einer Stelle:  

„… Die Folge ist eine Entfesselung von Gewaltdyna-
miken. Sie ist besonders sichtbar in Europa (russischer 
Angriffskrieg gegen die Ukraine), im Nahen und Mittleren 
Osten (Gaza-Krieg, US-israelische Iran-Intervention) 
und in Subsahara-Afrika (Sudan, Ostkongo). Aber auch in 
Lateinamerika (US-Intervention in Venezuela) oder in 
Asien (Myanmar, afghanisch-pakistanische Grenze, 
Spannungen im Südchinesischen Meer) sind die Auswir-
kungen spürbar.“ 
Auf der Seite der SWP �ndet sich zum Abrufzeitpunkt 
Anfang Juli 26 ganz oben folgende Headlines: 

„Der Angriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 
markierte eine Zäsur im Nahostkon�ikt. Der Krieg weite-
te sich regional aus, Gaza wurde verwüstet. Nach der Ver-
kündung eines Waffenstillstands im Oktober 2025 wächst 
mit der jüngsten Eskalation zwischen Iran, Israel und den 
USA die Gefahr eines Flächenbrands.“3

Fällt etwas auf? Der russische Angriffskrieg wird beim 
Namen benannt, die Angriffskriege der USA sind ledig-
lich „Interventionen“, ein Begriff, der seit der Debatte um 
sogenannte „humanitäre Interventionen“ in den 1990er 
Jahren als eher positiv besetzt in der (nicht friedensbe-
wegten) Öffentlichkeit angesehen werden kann. Hamas 
wird beim Namen genannt, aber Gaza wurde quasi an-
onym verwüstet, ohne dass Israel als Täter genannt wird.

Es beginnt mit Sprache, aber endet natürlich nicht da. 
Die Empfehlungen etwa aus den Friedensgutachten sind 
eine Mischung aus Einschätzungen, die durchaus auch in 

der Friedensbewegung geteilt werden dürften, neben ge-
legentlich höchst problematischen. Zum Beispiel ist eine 
Empfehlung aus 2026, der wohl alle zustimmen dürften: 

„US-Völkerrechtsbrüche beim Namen nennen. 
Deutschland verspielt seine Glaubwürdigkeit, wenn es 
Völkerrechtsbrüche nur selektiv anprangert und durch 
ausweichende Formulierungen Verstöße von Verbündeten 
wie den USA und Israel toleriert.“
Oder: 

„Grundlagen für Rüstungskontrolle schaffen. Deutsch-
land sollte sich dafür einsetzen, auch in einer Phase neuer 
Rüstungswettläufe Grundlagen belastbarer Rüstungskon-
trolle zu schaffen und zu erhalten. Dafür braucht es eine 
�exiblere Rüstungskontrolle, die neue Waffentechnologi-
en und digitale Systeme einbezieht.“ (beides 2026, S. 4) 
Aber 2025 hieß gleich die erste Empfehlung: 

„Fähigkeitslücken in der europäischen Verteidigung 
schließen. Die politische Vertiefung und die operative 
Stärkung der europäischen Verteidigung sind das Gebot 
der Stunde. Die Rüstungsbeschaffung muss europäisiert, 
Verteidigungsstrategien müssen aktualisiert werden.“
(2025, S. 4)

Das Manifest zur kri�schen Friedensforschung

Vor diesem Hintergrund ist es erfreulich, dass aus den 
Reihen des quasi-Berufsverbandes der Friedensfor-
schung, der Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Kon-
�iktforschung4, 2026 ein „Manifest zur kritischen Frie-
densforschung“5 veröffentlicht wurde. Dort werden die 
Probleme in der Einleitung direkt angesprochen: 

„Das Manifest zur kritischen Friedensforschung … ist 
… auch ein Dokument für mehr friedenswissenschaftliche 
Resilienz durch epistemische Widerständigkeit: gegen die 
Einbindung in das Kriegs- und Gewaltsystem, gegen das 
Absprechen wissenschaftlicher Professionalität, gegen die 
Diffamierung einer konsequenten Friedensperspektive als 
Parteinahme für Aggressoren und gegen Assimilierungs-
versuche mit den strategic und security studies.“ (S. VI)
Im gleichen Manifest heißt es weiter:

„Im Wissen um anfängliche Grundsatzkontroversen be-

Friedensbewegung braucht kritische 
Friedensforschung
von Christine Schweitzer
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greifen wir Friedensforschung heute 'als jedwede For-
schung über bzw. für den Frieden [...] – und zwar unab-
hängig davon, um welche seiner Facetten es gerade geht, 
welcher akademischen Disziplin sie entspringt und an wel-
chem Ort sie statt�ndet' … . Überall, wo Menschen sich 
systematisch mit der Überwindung von Gewalt, einer kon-
struktiven Kon�ikttransformation und der Förderung des 
Friedens befassen, �ndet Friedensforschung statt.
Eine durchakademisierte Friedensforschung – sei es als 
vollausgebildete eigenständige Disziplin, als disziplin-
übergreifendes Projekt oder auch bloß als Fragerichtung 
innerhalb anderer Einzeldisziplinen – ist daher ebenso 
möglich wie Friedensforschung im außerakademischen 
Raum etwa im Rahmen sozialer Bewegungen oder indige-
ner Communities. Ein solches Verständnis öffnet sich so-
wohl für eine Überschreitung disziplinärer Grenzen inner-
halb der Wissenschaften als auch für eine über das Aka-
demische hinausweisende Transdisziplinarität.“ (S. 11)

Dieses Manifest zitiere ich deshalb so ausführlich, weil 
es indirekt die Arbeit der Informationsstelle Militarisie-
rung (IMI) anspricht und Friedensforschung nicht auf das 
begrenzt, was an den Hochschulen passiert. Die IMI be-
treibt Friedensforschung im außerakademischen Raum 
und versteht sich als „Mittler zwischen der Friedensbewe-
gung und der wissenschaftlichen Bearbeitung von Kon-
�ikten und Kon�iktkonstellationen durch die Wissen-
schaft“.6

Die Friedensbewegung braucht die 
Friedensforschung

Die Friedensforschung ist für die Bewegung eine wichti-
ge Quelle von Informationen und als Glaubwürdigkeit 
verleihender Referenzpunkt – zum Beispiel im Feld von 
Rüstungsprojekten und deren Technologie, Rüstungsex-
porten und Völkerrecht. Es braucht gute und belastbare 
Analysen, die so belegt sind, dass sie wissenschaftliche 
Standards erfüllen. Nur so können alternative Sichtweisen 
auf Aufrüstung und Krieg im öffentlichen Diskurs beste-
hen. Dazu kommt: Die Friedensbewegung leidet heute – 
vielleicht mehr als früher – unter dem Ein�uss von Perso-

nen und Kreisen, die fragwürdige Quellen heranziehen 
(wenn überhaupt), unhaltbare (Betonung auf „unhaltbar“) 
Verschwörungstheorien vertreten und manche auch gerne 
von Rechtspopulist*innen zitiert oder sogar zu deren Ver-
anstaltungen eingeladen werden. Die faktenbasierte Ar-
beit der Autor*innen der IMI stellen hier ein wichtiges 
Gegengewicht dar und verfolgt auch solche Aktivitäten 
mit eigenen kritischen Beiträgen – zum Beispiel zum 
Kopp-Verlag 2016 oder immer wieder zur AfD7.

Danksagung vom FriedensForum

Mein Kontakt zur „Informationsstelle Militarisierung“ 
(IMI) hat sich in erster Linie über die Zeitschrift Friedens-
Forum (herausgegeben vom Netzwerk Friedenskoopera-
tive) ergeben, zu dessen Redaktion ich gehöre. Praktisch 
für jedes zweite Heft fragen wir Autor*innen aus Reihen 
der IMI für Beiträge an. Zumeist geht es um Analysen zu 
Rüstungsprojekten, wohl der Haupt-Schwerpunkt der 
IMI. Aber auch zu Themen wie Militarisierung der EU 
und den verschiedenen Krisen und Kriegen der vergange-
nen dreißig Jahre – Kosovo 1999, Afghanistan seit 2001, 
Irak-Krieg 2003 – gab es immer wieder gut recherchierte 
und kritische Beiträge aus den Reihen der Autor*innen 
der IMI. Allein die Beiträge von Jürgen Wagner dürften 
über die Jahre mindestens zwei Dutzend betragen und ich 
möchte an dieser Stelle auch einen herzlichen Dank an 
ihn und das gesamte Team der IMI dafür aussprechen, 
dass sie immer wieder bereit sind, für uns zu schreiben.

Anmerkungen

4 https://afk-web.de/ueber-uns/

1   Leibniz Institut für Friedens- und Kon�iktforschung 
(PRIF) https://www.prif.org/, Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP), https://www.swp-berlin.org/ .

6    https://www.imi-online.de/uber-imi/

2   Die Friedensgutachten werden jährlich gemeinsam von 
vier deutschen Friedensforschungsinstituten BICC 
Bonn International Centre for Con�ict Studies, IFSH 
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg, INEF Institut für Entwick-
lung und Frieden, Universität Duisburg-Essen und 
PRIF Leibniz-Institut für Friedens- und Kon�iktfor-
schung erstellt. Siehe https://friedensgutachten.de/. 
Friedensgutachten 2026: Die neuen Warlords. Gewalt-
dynamiken einhegen, Bielefeld 2026, S.5. 

3 https://www.swp-berlin.org/

5   Jaberg, Sabine; Philipp Lottholz und David Scheuing 
(2026): Manifest zur Kritischen Friedensforschung 2.0. 
Herausgegeben vom Arbeitskreis »Herrschaftskritische 
Friedensforschung« der AFK.  Online unter: https://afk-
web.de/wp-content/uploads/2026/05/Manifest-Herr-
schaftskritische-Friedensforschung-2.0_Langfassung_
�nal.pdf

7 https://www.imi-online.de/2016/08/17/kopp-kongresse/
oder https://www.imi-online.de/2025/01/15/warum-
die-afd-keine-friedenspartei-ist-3/

Foto: Matthias Rude.
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https://afk-web.de/wp-content/uploads/2026/05/Manifest-Herrschaftskritische-Friedensforschung-2.0_Langfassung_final.pdf
https://www.imi-online.de/2016/08/17/kopp-kongresse/
https://www.imi-online.de/2025/01/15/warum-die-afd-keine-friedenspartei-ist-3/
https://www.imi-online.de/2025/01/15/warum-die-afd-keine-friedenspartei-ist-3/
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„...Ein frühes Bewusstsein für die unheilvollen Folgen 
neuer Militärdoktrinen im Lande und der aggressiven 
Nato-Politik ‚gen Osten‘ verdanke ich der IMI. Meine 
eigenen Arbeitsschwerpunkte (u.a. Massenkultur & 
Krieg, Geschichte & kulturelle Zeugnisse des Pazi�s-
mus, Religion & Kriegsassistenz/Widerstand) gehen 
mit Wissensde�ziten bei aktuellen Entwicklungen ein-
her: Militärtechnologien, Rüstungsproduktion, Kriegs-
politik der hiesigen Regierung, Auslandseinsätze, … 
Bei Recherchen konsultiere ich dann fast [...] zuerst die 
IMI-Seite...“

Peter Bürger (Internationalist, 
Theologe & Publizist, Düsseldorf)

BEWUSSTSEIN
„...Eine nicht ausgerufene Zeitenwende gab 
es schon drei Jahre nach der IMI-Gründung. 
Die ehemals pazi�stische Partei DIE GRÜ-
NEN wurde zusammen mit der SPD zur 
Kriegspartei! Eine Zeitenwende mit verhee-
renden Folgen für die Friedensbewegung, 
für alle Friedensbewegten und Militarisie-
rungsgegner in Politik, Kultur, Gesellschaft 
und Wissenschaft. Deutsche Soldaten wur-
den 1999 im „Kosovo-Krieg“ Teil eines US-
geführten Feldzugs der NATO: Ohne UN-
Mandat beteiligten sich Kampf�ugzeuge der 
Bundeswehr am Bombardement der Bun-
desrepublik Jugoslawien, ein völkerrechts-
widriger Angriffskrieg auf europäischem 
Boden, ein politischer Tabubruch, der mit al-
lerlei Lügen begründet wurde. Schon damals 
war die IMI eines der gallischen Dörfer, das 
sich der allgemeinen Kriegsbesoffenheit ent-
gegenstellte...“

Ebbe Frohnmeyer (Tübinger 
Kulturinitiative Peace, Poesie und Musik)

GALLISCHES DORF
„...Als ich 2009 im Europäischen Parlament so-
zusagen die Nachfolge von Tobias P�üger im 
Auswärtigen Ausschuss und im Ausschuss für Si-
cherheit und Verteidigung antrat, wurde die enge 
Kooperation mit der IMI existentiell, um zu der 
als alternativlos dargestellten Militarisierung der 
EU und einer zunehmen imperialen und interes-
sengeleiteten Außenpolitik eine fundierte Gegen-
position entwickeln zu können...“

Sabine Lösing (Mitglied des 
Europäischen Parlaments a.D.)

PARLAMENT

„...Viele militärische Vorhaben, die von den Regierenden 
nun als Folge des Ukraine-Kriegs dargestellt werden, zei-
gen sich als alte Kamellen, die man ohne diesen Krieg 
nicht durchsetzen konnte...“

Helmut Adolf (BI OFFENe HEIDe)

KAMELLE

„...Es gibt nicht nur die alten imperialistischen Länder, sondern es sind inzwi-
schen zahlreiche neuimperialistische Länder entstanden. Dies hat die Rivalität 
gnadenlos verschärft. Sie führte bereits zu zahlreichen regionalen Kriegen. 
Auch die Brandherde im Nahen Osten und in der Ukraine sind auf dem Hinter-
grund zu sehen. Die Gefahr einer Eskalation zum atomaren Weltkrieg war 
noch nie so hoch. Wir werden in Zukunft noch erweiterte Analysen und Aus-
einandersetzung brauchen.
Insbesondere besteht auch eine Einheit von Kriegsvorbereitung und der Ten-
denz zur Faschisierung. Diese äußert sich in zunehmender Repression gegen 
Antimilitaristen und Protesten gegen Aggression und Völkermord...“

Josef Lutz (Offene Akademie)

ANTIMILITARISMUS

„...Die Publikationen der IMI sind eine echte Bereiche-
rung für die universitäre Lehre in der Friedensforschung 
und verwandten Fächern. Viel aktueller als klassische 
akademische Formate ermöglichen sie es, stets kritisch 
bearbeitete und gut belegte Themen zeitnah in die Dis-
kussion einzubringen…“

Claudia Brunner (Uni Klagenfurt)

BEREICHERUNG

„...Nach drei Jahrzehnten wichti-
ger und vehementer Kritik – den-
ke ich – täte es der IMI sehr gut, 
eine eigene Vision vom Optimum 
der Dinge zu entwickeln. Ein Leit-
bild. Lenkt den Blick für einen 
Moment weg von dem, was mit 
Sicherheit alles fundamental 
schie�äuft, hin zu dieser Utopie, 
die es wert ist, dass wir für sie 
kämpfen. Werbt mit ihr...“

Emma Fahr 
(2020/2021 Praktikantin bei IMI)

VISION!

„...Wir brauchen gerade heute in tendenzi-
ell technofaschistischen Zeiten, in denen 
die Elon Musk's und Peter Thiel's zuneh-
mend den Ton angeben und geopolitische 
Machtfantasien der Supermächte überbor-
den, herrschaftskritisches Wissen...“

Jutta Weber (Uni Paderborn)

HERRSCHAFTSKRITISCH

„...Für die Zukunft wünsche ich der IMI daher, 
dass sie ihre Stärke noch entschiedener inter-
nationalisiert. Militarisierung wird nicht nur in 
Berlin, Brüssel oder Belgrad vorangetrieben. 
Sie wird im Globalen Süden erprobt, erlitten, 
bekämpft und oft früher durchschaut. Die Wis-
sensbestände der Diaspora sowie afrikani-
scher, asiatischer, lateinamerikanischer und 
arabischer Denkschulen gehören nicht an den 
Rand friedenspolitischer Analyse, sondern in 
ihr Zentrum.
Das wäre keine Verwässerung des IMI-Pro�ls, 
sondern seine Schärfung: gegen jene Arbeits-
teilung, in der der Süden Erfahrung liefert und 
der Norden die Deutung übernimmt. Es geht 
nicht nur um mehr Stimmen, sondern um ande-
re Ausgangsfragen, andere Archive, andere 
historische Gedächtnisse und andere Begriffe 
von Sicherheit, Gewalt und Frieden...“

Ki�emariam Gebre Wold 
(AidA-Dev-PACE Consultancy)

INTERNATIONALISIEREN!

„...Das Thema Zivilklausel sprach unsere Frak-
tion erstmals bei einem öffentlichen Podiums-
gespräch mit der Informationsstelle Militarisie-
rung und der Uniklinik Tübingen an. Die Uni-
versität hat sich dazu verp�ichtet, dass Lehre 
und Forschung nur friedlichen Zwecken die-
nen. Wir diskutierten schon damals, ob und wie 
weit der Vertrag zwischen Unikliniken, Kran-
kenhausgesellschaft und Bundeswehr den zivi-
len Charakter des Gesundheitswesens beein-
trächtigt und im 'Ernstfall' das militärische 
Prinzip von 'Befehl und Gehorsam' bis in die 
Kommunen durchschlägt. Vor zwanzig Jahren 
war das für uns noch absolutes Neuland. Heute 
gibt es Vorfahrt für das Militärische in allen 
Bereichen der Wirtschaft, Forschung, Bildung 
und der Kommunen...“

Gerlinde Strasdeit 
(Fraktionsvorsitzende der Tübinger Linken)

VORFAHRT?

„...Ihr zeigt immer und immer wieder: 
Kriege passieren nicht, sie werden vorbe-
reitet, ihre Bedingungen hergestellt, ihre 
Ausrüstung produziert, ihr Personal rekru-
tiert – und Ihr zeigt durch euer Brennglas, 
wo und wie dies passiert...“

Redaktion und Vorstand der 
Zeitschrift Wissenschaft & Frieden (W&F)

BRENNGLAS

Stichwort 30 Jahre

Artwork auf dieser Doppelseite: 
Reza Schwarz/IMI

Die vollständigen Grußworte zu 
unserer Auswahl hier und noch ei-
nige mehr �nden sich auf der IMI-
Homepage unter diesem Link.



44

Während US-Präsident Donald Trump zusammen mit Is-
rael seinen völlig verheerenden und illegalen Angriffs-
krieg im Frühjahr gegen den Iran begann, forderte er die 
NATO-Verbündeten immer wieder auf, sich an der „Be-
freiung“ der für alle Welt wichtigen Wasserstraße zu betei-
ligen. Bundeskanzler Friedrich Merz machte sich zwar 
noch 2025 möglicherweise straffällig wegen der Billigung 
eines Angriffskriegs, als er die israelischen Angriffe auf 
Iran „die Drecksarbeit“ nannte, „die für uns alle“ gemacht 
werde.1 In diesem Jahr gelang ihm jedoch der Spagat zwi-
schen transatlantischen Interessen und Völkerrecht besser, 
indem er die Situation als „Dilemma“2 bezeichnete und so 
alles, was er an der iranischen Außenpolitik anprange-
rungswürdig fand, zur Unterstützung der USA und Israels 
in die Waagschale werfen konnte, ohne es direkt zu billi-
gen.

Anstalten, sich aktiv an den Angriffen zu beteiligen, ka-
men jedoch nicht wirklich von Deutschland – obwohl 
durchaus auch noch geprüft werden muss, inwieweit US-
Basen in Deutschland für die völkerrechtswidrigen An-
griffe der USA und Israels verwendet wurden und ob dies 
(völker-)strafrechtlich relevant sein könnte.3

Europäischer Einsatz in Hormus – eine Drohung?

Was Deutschland mit den führenden europäischen Groß-
mächten jedoch anbot – um Trump überhaupt etwas ent-
gegenzukommen oder auch nur überhaupt handlungsfähig 
zu erscheinen – war eine internationale Mission zur Siche-
rung der Schifffahrt in der Meerenge von Hormus, bei 
dem die vom Iran mutmaßlich im Meer verteilten Minen 
geräumt werden sollten. Da rund 20% des weltweiten Erd-
öl- und -Gashandels von führenden Exporteuren der fossi-
len Energie, den Golfstaaten und Iran, durch dieses mari-
time Nadelöhr passieren müssen, ist eine reibungslose 
Durchschiffung für nahezu alle Länder weltweit essentiell 
– besonders wegen den Auswirkungen auf die Energie-
preise. Der Einsatz wurde somit immer als „rein defensiv“ 
beschrieben und sollte in jedem Fall erst nach Ende der 
Kampfhandlungen beginnen. Als Motivation nannte Au-
ßenminister Boris Pistorius auch zu Beginn schon, dass 

man nicht zusehen könne, „wie Meeresengen für die 
nächsten Jahre zu Mauttrassen“ würden.4

Medienwirksam suchte Deutschland sogleich seine Be-
reitschaft und Handlungsfähigkeit zu demonstrieren und 
schickte Anfang Mai 2026 die Marineschiffe Fulda und 
Mosel, ein Minensuchboot und ein Versorgungsboot, in 
Richtung des Indischen Ozeans. Zur Zeit der Erstveröf-
fentlichung des Artikels hatten diese schon den Suezkanal 
ins Rote Meer und somit in Richtung Hormus passiert – 
mittlerweile sind sie ins Mittelmeer zurückbeordert. Zwi-
schenzeitlich bekam das noch etwas zimperliche Säbelras-
seln ein robustere Note, indem auch eine spätere Entsen-
dung sogenannter Vessel Protection Teams angekündigt 
wurde. Dies sind bewaffnete Einheiten, die „die deutschen 
wie andere europäische Streitkräfte vor rund 15 Jahren 
zum Schutz vor somalischen Piraten auf Handelsschiffen 
eingesetzt“ hatten, wie z.B. der militärnahe Blog Augen-
geradeaus berichtete.5 Dass der Unterschied von nur leicht 
bewaffneten somalischen Piraten (verarmten Fischern) 
zur technisch fortschrittlicheren iranischen Marine in den 
wenigen Artikeln dazu meist erwähnt wurde, scheint zu 
bestätigen, dass der Einsatz auch immer mit der offensive-
ren (und völkerrechtswidrigen) Option, gegen den Willen 
des Irans einzugreifen, verstanden wurde – und die strate-
gische Kommunikation einer handlungsfähigen und ener-
gisch gegen Iran auftretenden Bundeswehr ver�ng.

Während parallel in reichweitestärkeren Medien viel 
spekuliert wurde, wann nun die Vorlage der Bundesregie-
rung und das Mandat des Bundestags vorgelegt und be-
schlossen würde, war die völkerrechtliche Grundlage 
durchgehend unklar. Eine solche bräuchte es laut Grund-
gesetz, entweder durch einen Sicherheitsratsbeschluss und 
ein UN-Mandat oder eben durch eine Einladung der ho-
heitlichen Staaten (und nach (leider) gängiger Auffassung 
reiche auch eine NATO-Mission). Dass ein Sicherheits-
ratsbeschluss und UN-Mandat zustande käme, war wegen 
der Zusammensetzung des UN-Sicherheitsrats unwahr-
scheinlich. Ein NATO-Mandat hingegen hätte zwar nach 
gängiger Auffassung rechtliche Probleme mit dem deut-
schen Grundgesetz ausgeräumt, völkerrechtlich wären 
solch einseitig durch die NATO entschiedene Aktionen in 
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iranischen Gewässern jedoch durchaus auch als Aggressi-
on zu bewerten gewesen.

UNCLOS und Gewohnheitsrecht in Hormus

Etwas bizarr angesichts der Zentralität des Themas und 
der vielen Artikel in den Leitmedien zu dem Einsatz ist 
jedoch, dass der Autor dieses Standpunkts bis Juli bei-
spielsweise auf tagesschau.de keinen einzigen veröffent-
lichten Artikel ausmachen konnte, in dem die rechtliche 
Lage in der Straße von Hormus erklärt wurde. Wahr-
scheinlich hielten die dortigen Kolleg:innen dies für uner-
heblich – oder sie trauten sich selbst oder ihrer Leserschaft 
die Verarbeitung dieser Information nicht zu? Nun seit-
dem die Mission in Frage steht und der Schleyer des vor-
getäuschten Aktionismus gefallen ist, machen sich doch 
endlich manche die Mühe nochmal genauer hinzusehen.

Denn während das geltende Seerecht dort zwar nicht 
komplett eindeutig ist, ist die Lage doch nicht zu kompli-
ziert, um sie kurz darzustellen: An ihrer engsten Stelle ist 
die Straße von Hormus nur rund 20 Seemeilen (ca. 33km) 
breit, was bedeutet, dass sie in diesem Abschnitt komplett 
von den territorialen (englisch) bzw. Küstengewässern des 
Irans und Omans bedeckt ist. Küstengewässer sind die am 
nächsten (bis zu 12 Seemeilen) vom Land gelegenen Ge-
wässer, über die der Staat dieses Landes volle Souveräni-
tät genießt. So ist es im internationalen Seerechtsabkom-
men (SRÜ) UNCLOS der Vereinten Nationen festgehal-
ten. Der Oman hat dieses Abkommen unterschrieben und 
rati�ziert, der Iran nur unterschrieben und – wie die USA 
– dann aber nie rati�ziert. Dies ist erheblich, da dieses 
Seerechtsabkommen die Souveränitätsrechte in territoria-
len Gewässern bei Meerengen wie der Straße von Hor-
mus, wo dahinter eingeschlossen die einzigen Seezugänge 
mancher Länder liegen (hier beispielsweise der Vereinig-
ten Arabischen Emirate, Katars oder Kuweits), ein-
schränkt und freie Durchfahrt garantiert (Art. 38/45 
SRÜ).6 Ohne dass dies näher beschrieben wird, wird die 
Meerenge deshalb in hiesigen Medien als internationale 
Wasserstraße und die iranischen Einschränkungen als un-
zulässig deklariert. Da der Iran das Abkommen jedoch 

nicht rati�ziert hat, können diese Rechte beispielsweise 
nicht vor dem Internationalen Seegerichtshof (ISGH) in 
Hamburg gegen den Iran eingeklagt werden.

Trotzdem wird von einer Gültigkeit des SRÜ/UNCLOS 
ausgegangen, a) weil der Iran die 12 Seemeilen Küstenge-
wässer in Anspruch nimmt, die in dem Abkommen be-
schlossen wurden – auch wenn diese beispielsweise durch 
ein Seerechtsabkommen mit Oman geregelt sind;7 und b) 
weil er die in Art. 45, SRÜ beschriebene friedliche Durch-
fahrt immer gestattete, also aus Gewohnheitsrecht. Das 
Abkommen untersagt übrigens auch, durch solche Meer-
engen Maut zu verlangen – während Gebühren für Dienst-
leistungen durchaus zulässig sind.

Freie Schifffahrt – aber nicht für Militärmissionen

Das Problem ist jedoch, dass der Iran zwar ggf. wegen 
UNCLOS oder wegen Gewohnheitsrecht eigentlich eine 
freie Durchfahrt gewähren müsste (die ja aber wegen feh-
lender Rati�zierung nicht eingeklagt werden kann), seine 
Hoheitsrechte in den Küstengewässern jedoch von all die-
sen Regeln laut Art. 34 (1)8 – der den anderen Teilen zu 
Meerengen vorangestellt ist – unberührt bleiben. Also 
selbst wenn der Iran Seerecht durch seine Bockade der 
Meerenge bräche, hätte noch lange kein Land das Recht 
(außer nach UN-Beschluss), in seinen Küstengewässern 
irgendwelche Militärmissionen ohne Irans Zustimmung 
durchzuführen.

Auch eine laut Bild vom Spiegel als völkerrechtliche 
Grundlage vorgeschlagene UN-Resolution vom 11. März 
2026,9 die allen Staaten das Recht zuspricht, „ihre Schiffe 
gegen Angriffe und Provokationen zu verteidigen“, würde 
völkerrechtlich wohl kaum über den tatsächlichen Ab-
kommen zwischen Staaten stehen. Eventuell könnte diese 
übrigens durchaus von Russland genutzt werden, um völ-
kerrechtswidrige Entführungen seiner, zur sogenannten 
„Schatten�otte“ gehörenden Schiffe aus internationalen 
Gewässern militärisch zu begegnen.

Seit Anfang Juli werden nun auch in Redaktionen wie 
der Zeit den völkerrechtlichen Implikationen mehr Raum 
gegeben und durchaus vermehrt auch kritische Stimmen 

Karte der Straße von 
Hormus, Quelle Wikipedia.
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wie die der Völkerrechtlerin Isabelle Ley von der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena zitiert. Diese bestätigt: 
Auch ein Minenräumeinsatz „,gelte grundsätzlich als von 
der UN-Charta verbotener Gewalteinsatz’. Die Bundesre-
gierung würde also die Souveränität mindestens eines 
Staates verletzen – und das Gewaltverbot.“10 Sogar aus 
den Fraktionen der Regierungsparteien sei zu hören, dass 
der Einsatz „waghalsig“ sei.

Mittlerweile scheint man das auch in den deutschen 
Ministerien verstanden zu haben, bzw. offen einzugeste-
hen. Auch schon Mitte Juni wird Außenminister Johann 
Wadepuhl von der Bild bezüglich des Einsatzes mit der 
Frage zitiert: „Ist von allen Seiten gewollt, dass wir diese 
Minen räumen?“ Dies müsse sichergestellt sein, der Iran 
würde jedoch, wie oft bekräftigt wurde, keine anderen Mi-
litäraktivitäten in seinen Gewässern dulden.11

Auf ganz anderer Seite steht scheinbar auch die grund-
sätzliche Sinnhaftigkeit des Einsatzes: Während die Bun-
desregierung sicher scheint, dass die Wasserstraße ver-
mint sei, hat man bei der Marine scheinbar Zweifel. „Wir 
wissen nicht, ob dort überhaupt Minen liegen“, zitiert die 
Zeit die Kommandeurin des 3. Minensuchgeschwaders, 
Inka von Puttkamer. Ein Of�zier gab wohl gar zu beden-
ken, „dass es trotz des brüchigen Waffenstillstands so viel 
Seeverkehr in der Straße gebe, dass die zivilen Schiffe 
längst auf Minen hätten fahren müssen.“12 In der Truppe 
scheint vielerorts also ein Bewusstsein dafür zu bestehen, 
dass die angebotene Mission eher Symbolpolitik ist.

Hunde, die bellen...

Somit ist es wenig verwunderlich, dass der Einsatz mitt-
lerweile auch vom Verteidigungsministerium als äußerst 
unwahrscheinlich eingeschätzt wird. Als Begründung gilt 
hier nun meist das in die Ferne Rücken des Waffenstill-
standes dank erneuter Beendigung des Waffenstillstandes 
und Angriffen auf den Iran durch die USA.

Diese verfolgen in der Tradition der Kanonenbootdi-
plomatie Trumps offen das Ziel, Druck auf die bisher un-
liebsame Ergebnisse liefernden Verhandlungen mit dem 
Iran, aber auch mit Oman auszuüben. Die sich scheinbar 
ihrem Sieg etwas sichere Regionalmacht Iran sucht näm-
lich durchaus das nun bewährte Machtmittel ‚Straße von 
Hormus‘ über seine Grenzen hinaus abzusichern, zuerst 
mit großspurigen Ankündigungen wie einem Verwal-
tungsgebiet der eingerichteten Behörde Persian Gulf Strait 
Authority (PGSA), das sich über Küstengewässer der 
UAE und Omans erstreckt.13 Nun durch eben die Aus-
handlung einer gemeinsamen Gebühren erhebenden Be-
hörde mit Oman. Zumindest der diplomatische Oman 
scheint mit dem Verweis auf ähnliche in der Straße von 
Malakka allerdings freiwillige erhobene Gebühren, einen 
gesichtswahrenden Ausgang für alle herbeiführen zu wol-
len.14

Bei all dem darf nicht vergessen werden, dass die er-
neute Blockade der Straße von Hormus durch den Iran in 

gewisser Weise auch vom westlichen Versagen mitausge-
löst wurde, Israels erneuten provokationslosen Angriffe 
im Süden Libanons zu stoppen – wobei Netanyahu durch-
aus bekannte, den ganzen Waffenstillstand abzulehnen 
und diesen ggf. sabotieren wollte. Denn neben all der 
Geopolitik von sich am Drücker halten wollenden Mäch-
ten darf nicht vergessen werden, dass besonders im Liba-
non und Iran zusammen mittlerweile um die 8000 Men-
schen ihr Leben in diesem Krieg verloren, in beiden Län-
dern über die Hälfte davon Zivilist:innen.

Verurteilungen der völkerrechtswidrigen Kriege des 
Verbündeten und Rufe zur Diplomatie sind derweil wei-
terhin verhalten bis inexistent bei deutschen Regierungs-
politiker:innen.

Wie lange die Gefolgschaft zum Grundgesetz die Re-
gierung handfester an das Angriffsverbot bindet, als die 
zum launischen nordamerikanischen großen Bruder und 
das Festhalten an Bündnissen mit rechtsextrem geführten 
Ländern in die internationale Rechtlosigkeit zieht, ist die 
Frage in diesen Zeiten der Erosion der „regelbasierten 
Ordnung“. Dies hängt zumindest teilweise auch von der 
Lautstärke des Neins zu solchen symbolischen Manövern 
wie dem angeblichen Hormuseinsatz aus der Zivilgesell-
schaft ab.
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Dieser Text enthält Passagen des Artikels Kommunikation er-
schwert des Autors, der am 29 April 2026 in der Tageszeitung 
junge Welt erschien. Bis zum 22. Juli 2026 sind elf Prozessta-
ge vergangen. Es wird unter anderem immer noch um die Be-
fangenheit der Richterin und die Zulassung von Beweisen in 
Richtung einer Mitschuld von Elbit Systems an Kriegsverbre-
chen gerungen. Unter ulm5.info gibt es Informationen direkt 
aus dem Umfeld der Ulm5, und beim Komitee für Grundrech-
te und Demokratie unter grundrechtekomitee.de regelmäßig 
Berichte von Prozessbeobachter:innen.

Auch nach dem zweiten Prozesstag gegen die mutmaßli-
chen Saboteure des israelischen Rüstungsunternehmens 
Elbit Systems in Ulm am 11. Mai 2026 war es in dem Ver-
fahren noch nicht zur Verlesung der Anklage gekommen. 
Im folgenden Artikel lesen Sie zuerst Eindrücke vom ers-
ten Prozesstage und danach mehr über den Befangenheits-
antrag gegen die Richter:innen, der IMI vorliegt. Zum Ab-
schluss wird auf die Strategie der Verteidigung eingegan-
gen:  Sie plädiert auf einen „rechtfertigenden Notstand“, 
wobei die Sachbeschädigung der Vereitelung von Strafta-
ten beziehungsweise Kriegsverbrechen diente. Mit dieser 
Strategie konnten in vergleichbaren Fällen in Großbritan-
nien schon gültige Präzedenzurteile erwirkt werden.

Prozesstag 1: Verteidigung auf der Anklagebank

Fast der gesamt Besucherraum steht auf und applaudiert, 
als Daniel, Crow, Leandra, Zo und Vi in den Saal geführt 
werden. Sie tragen Handschellen und sehen etwas müde 
aus, aber lächeln und kreuzen ihre Unterarme zum Gruß 
der palästinensischen Gefangenen, bevor sie sich in dem 
nach allen Seiten mit Sicherheitsglas abgetrennten Kasten 
setzen.

Am Montag, 27. April 2026 begann der Prozess gegen 
die sogenannten Ulm5. Die fünf Berliner*innen, einige 
aus anderen europäischen Ländern stammend, sind wegen 
Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung, aber auch der 
Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung nach 
§129 angeklagt. Ihnen wird vorgeworfen, im September 
2025 in eine Produktionshalle der deutschen Tochter des 
israelischen Rüstungskonzerns Elbit Systems in Ulm ein-
gedrungen zu sein, ein Labor und andere Räume verwüs-

tet zu haben und dabei einen Sachschaden von mutmaß-
lich einer Million Euro verursacht zu haben. In Deutsch-
land war es die erste solche Attacke gegen Elbit. Doch das 
größte private Rüstungsunternehmen Israels, dass eigenen 
Angaben nach 80 Prozent der Drohnen des israelischen 
Militärs und ähnlich viel Bodenequipment liefert, war be-
sonders in Großbritannien und den USA schon mehrfach 
Ziel ähnlicher Aktionen. Wie die Vorgänger von Palestine 
Action in den anglophonen Ländern �lmten auch die 
Ulm5 sich während der Tat selbst. Das Video wurde in der 
selben Nacht noch von einem Account mit dem Namen 
Palestine Action Germany auf Instagram veröffentlicht. 
Danach schlossen die fünf sich in einen Raum des Gebäu-
des ein und warteten auf ihre Festnahme. 

Trotz der widerstandslosen Festnahme und dem offenen 
Zeigen ihrer Gesichter im Video nimmt die Staatsanwalt-
schaft teilweise wegen der ausländischen Staatsbürger-
schaften eine Fluchtgefahr an und rechtfertigt dies damit, 
dass die Ulm5 in Untersuchungshaft behalten werden. Die-
se überschreitet nun nicht nur die gesetzlich zulässige 
Höchstdauer von maximal sechs Monaten, sondern war 
durch besondere Einschränkungen auch höchst repressiv: 
seltene Treffen mit Angehörigen wurden von der Kriminal-
polizei überwacht und sogar aufgezeichnet, wie die Mutter 
einer Angeklagten im Gerichtssaal erzählt. Ein Angeklagter 
soll sogar 23 Stunden am Tag in Einzelhaft gehalten wor-
den sein, was laut UN-Abkommen als Folter gilt.

Die erhöhten Sicherheitsvorkehrungen bekommen 
auch Presse, Angehörige und Besucher:innen des Prozes-
ses zu spüren. Jede:r wird nicht nur wie am Flughafen ge-
scannt, sondern auch noch abgetastet und bekommt die 
Schuhe kontrolliert. Der Zuschauerbereich ist mit schuss-
sicherem Glas vom Verhandlungssaal getrennt. Ab Beginn 
des Einlasses bis zum Beginn der Verhandlung warten die 
Ersten rund zwei Stunden. Einige bleiben draußen stehen. 
Der Verhandlungssaal des Oberlandesgerichts direkt am 
Hochsicherheitsgefängnis Stammheim ist der am stärks-
ten gesicherte in Deutschland. Er hat nur rund siebzig Sit-
ze für Presse und Besucher:innen.

Der Prozess beginnt chaotisch. Nach der Einleitung der 
vorsitzenden Richterin hört man Fetzen von Anträgen, die 
einige der elf Anwält:innen einbringen möchten: Teilweise 

Antimilitarist:innen vor Gericht –  
Verteidigung auf der Anklagebank
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sind die Mikrophone ausgeschaltet. Man hört „was sie sa-
gen verpufft“ von der Richterin und empörte Wiederholun-
gen aus der Verteidigung. Sie habe das Wort nicht erteilt, 
meint die Richterin. Endlich hört man einen Antrag des 
Rechtsanwalts Benjamin Düsberg, der die Sitzordnung 
beanstandet. Alle Mandant:innen hätten das Recht, zu je-
dem Zeitpunkt des Prozesses mit ihrer Verteidigung im 
Kontakt zu stehen, dies sei aber aufgrund der Sitzordnung 
nicht gegeben: Die Angeklagten sitzen in dem Glaskasten 
und die Anwälte vor ihnen im Sitzungssaal. Später beklagt 
Düsberg gegenüber dem Autor auch, dass die technische 
Anlage zur Kommunikation mit den Angeklagten nicht 
richtig funktioniert habe. Um Stellungnahme gebeten, le-
gitimiert die Anklageseite die Sitzordnung mit den Gege-
benheiten des Raumes, wo kein Platz für Sicherheitsperso-
nal sei, wenn die Angeklagten auch bei den Anwält:innen 
säßen. Man hört noch, dass ein Verteidiger einen Befan-
genheitsantrag gegen die drei Richter:innen stellt. Letzt-
lich urteilen der Richter:innen aber einfach, dass keine An-
träge angenommen werden, bis die Anklage verlesen sei. 
Daraufhin verlassen die Verteidiger:innen den Saal und der 
Prozess wird für zwei Stunden unterbrochen. 

Draußen empören sich die Verteidiger:innen weiter: 
Schon allein den Prozess in Stammheim führen zu wollen, 
widerspreche dem Neutralitätsgebot. Der Saal sei extra für 
die Prozesse der RAF-Terrorist:innen gebaut worden, und 
nun sollten „die mitrichtenden Schöffen sich frei machen 
von solchen Eindrücken?“ Vergleiche man Fälle mit einem 
ähnlich hohen Sachschaden, etwa eine Sabotage der letzten 
Generation auf Sylt, wären Angeklagte nicht in U-Haft zu-
halten und ihre Fälle vor gewöhnlichen Amtsgerichten zu 
verhandel. Im normalen Sitzungssaal des Oberlandesge-
richts Stuttgart wäre genügend Platz, dass die Angeklagten 
bei der Verteidigung sitzen könnten, und auch ausreichend 
Platz für Besucher:innen. Andere beklagen auch, dass selbst 
Mörder und Terrorverdächtige wie Beate Zschäpe keine 
Handschellen tragen mussten, aber die Ulm5 schon.

Der Nachmittag des ersten Verhandlungstags endet so-
gar noch schneller. Schon bevor die Angeklagten herein-
geführt werden, sitzen die Verteidiger:innen in dem Glas-
kasten, in den zuvor die Angeklagten geführt wurden. Sie 
wollen auf ihre Rechte – wie Sitzplätze für die Verteidi-
gung – verzichten, um ihren Mandant:innen einen fairen 
Prozess zu ermöglichen. Doch die vorsitzende Richterin 
lehnt dies ab und vertagt den Rest des Prozesses auf den 
nächsten Sitzungstag. 

Dann wird man vielleicht endlich die Anklage und das 
von der Staatsanwaltschaft angestrebte Strafmaß hören. 
Auch das Plädoyer der Verteidigung, die die Sachbeschä-
digung der Mandant:innen als „nicht nur gerechtfertigt“, 
sondern angesichts des durch Israel mit Elbit-Waffen 
durchgeführten Genozids sogar als „geboten“ verstanden 
haben will, könnte dann ausgeführt werden. Und auch 
über den Befangenheitsantrag gegen die Richter:innen 
könnte dann entschieden werden. Düsberg begründet ihn 
gegenüber dem Autor damit, dass die Richterin „im Vor-

feld jede Kommunikation mit der Verteidigung verweigert 
habe“, während sie mit der Staatsanwaltschaft „munter 
kommuniziert“ habe. Doch so kam es nicht …

Befangenheit des Gerichts?

Wie bisher durchschien, lehnt die Verteidigung die Richter:
innen als befangen ab, einerseits da die Wahl des Gerichts-
saals und die „Sicherheitsvorkehrungen“ die Angeklagten 
„unter Verstoß gegen die Unschuldsvermutung der Öffent-
lichkeit und der Presse in einer Weise präsentiert, die bei 
einem unbefangenen Beobachter zwingend den Eindruck 
vermittelt, ihre Schuld stehe bereits fest“1 und andererseits 
weil die vertrauliche Kommunikation zwischen Verteidi-
gung und Angeklagten nicht gegeben sei.

So heißt es in einer Pressemitteilung der Verteidigung 
vom 7. Mai 2026: „Selbst eine nicht-vertrauliche Kom-
munikation mit den Angeklagten“ sei „immer wieder 
durch technische Probleme unterbrochen“ worden, und 
„bei einigen Verteidiger:innen [...] am ersten Hauptver-
handlungstag zu keinem Zeitpunkt möglich“ gewesen. In 
einer späteren Pressemitteilung vom 12. Mai wird aus-
führlich kritisiert, dass „Informationen über die Mikro-
phone mehrmals wiederholt werden mussten, was zu Ver-
wirrung und Verzögerungen führte. Eine der Angeklagten 
war sogar auf der Zuschauertribüne zu hören, als sie über 
die Gegensprechanlage mit ihrem Verteidiger sprach.“2

Eine vertrauliche Kommunikation sei auch deswegen 
„strukturell ausgeschlossen“ gewesen, weil die Angeklag-
ten beim Versuch der Kommunikation mit ihren Anwält:
innen „mithörbar für die anwesenden Justizbeamten und 
die Mitangeklagten“ im Glaskasten in offene Mikrophone 
sprechen mussten, heißt es in einer schriftlichen Begrün-
dung des Befangenheitsantrags der Verteidigung, der IMI 
vorliegt. Weil auch die Verteidiger:innen für diesen Kon-
takt ein Headset tragen müssen, könnten „die Verteidiger:
innen währenddessen das weitere Geschehen der Haupt-
verhandlung wegen der aufgesetzten Kopfhörer nicht mehr 
verfolgen. Auch die Angeklagten hörten“ wohl „lediglich 
entweder die Verteidigung oder die Dolmetscherin.“

Beide Umstände, die den Angeklagten grundsätzliche 
Rechte verweigern, sind auf die Wahl des am Hochsicher-
heitsgefängnis angeschlossenen Gerichtssaals als Ver-
handlungsraum zurückzuführen. Daher leitet Rechtsan-
walt Düsberg seine schriftliche Begründung des Befan-
genheitsantrags mit der Klarstellung ein, dass den Ange-
klagten „keine gegen Menschen gerichtete Gewalttaten 
zur Last gelegt“ werden. Somit seien „Anhaltspunkte da-
für, dass besondere Sicherheitsmaßnahmen erforderlich 
sein könnten,“ nicht erkennbar. Einen Grund für eine Ver-
fahrensführung in Stammheim hätte „die abgelehnte Vor-
sitzende trotz ausdrücklicher schriftlicher Anfrage nicht 
mitgeteilt; andere geeignete Räume wurden zu keinem 
Zeitpunkt angefragt.“

Am ersten Verhandlungstag begründete auch die An-
klage die getrennte Sitzordnung nur mit den „Gegebenhei-
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ten des Raumes“ und nicht mit irgendeiner Gefahr durch 
die Angeklagten.

Bei einem kurzfristig einseitig festgesetzten Besichti-
gungstermin hätte die vorsitzende Richterin auf die Frage, 
ob die Sitzordnung ein Beieinandersitzen von Verteidigung 
und Angeklagten ermöglichen werde, geantwortet, dass sie 
„damit grundsätzlich kein Problem“ habe. Eine abschlie-
ßende Antwort blieb jedoch aus, bis die Beteiligten am Pro-
zesstag mit der beschriebenen Sitzordnung konfrontiert wa-
ren – wo dann jeder Einspruch dagegen abgewiesen wurde.

Plädoyer: Freispruch wegen Vereitelung 
von Stra�aten (Völkermord)

Die Repression des deutschen Staates gegen Gruppen und 
Einzelpersonen, die scheinbar gegen die Staatsräson ver-
stoßen, musste in letzter Zeit Rückschläge einstecken. So 
unterlag beispielsweise der Verfassungsschutz in erster In-
stanz gegen den Verein Jüdische Stimme für einen gerech-
ten Frieden in Nahost, die gegen ihre Au�istung als extre-
mistischer Verdachtsfall klagte.3 Und das Berliner Verwal-
tungsgericht erklärte die Ausweisung einer pro-palästi-
nensischen Aktivistin für rechtswidrig.4 Doch die Ulm5 
sollen wohl die ganze Härte des Gesetzes spüren. 

Nach dem Plädoyer der Verteidigung sollen die Ange-
klagten jedoch sogar einen Freispruch bekommen. Ihrer 
Meinung nach liege ein „rechtfertigender Notstand“ vor, 
da die Produkte von Elbit Systems bei israelischen 
Kriegsverbrechen verwendet würden und die Bundesre-
gierung durch die „Duldung“ der Waffenexporte „ihre 
völkerrechtlichen P�ichten“ missachte, wie Nina Onèr, 
die Verteidigerin einer der Angeklagten, gegenüber der 
Tageszeitung jungen Welt es ausführte. Im Prozess sei 
dann herauszuarbeiten, „dass die Aktion ein �nales Mittel 
zum Protest gegen diese Duldung war.“5

Ähnliche Verteidigungsstrategien und auch erfolgrei-
ches Durchfechten zu entsprechenden Urteilen gab es in 
Großbritannien schon mehrfach. Im Februar 2026 wurden 
sechs der sogenannten Filton24 – ursprünglich 24 Inhaf-
tierte, die wegen Aktionen gegen Elbit Systems im Stadt-
viertel Filton des britischen Bristols festgehalten werden 
– für nicht schuldig befunden, da ihre laut Anklage mit 
„Waffen“ ausgeführten Aktionen der „Vorbeugung von 
Gewalt“ dienten.6 Ähnliche Urteile hatte es dort auch 
schon vorher bei Sachbeschädigungen bei Rüstungspro-
duzenten gegeben.

Nicht nur die sechs Nicht-Verurteilten (fast synonym mit 
Freigesprochenen) sondern insgesamt 23 der Filton24 wur-
den daraufhin nach jahrelanger U-Haft wegen „Terrorver-
dachts“ freigelassen, wenn auch z.T. nur mit elektroni-
schen Fußfesseln.7 Kurz darauf urteilte der Hohe Gerichts-
hof des Vereinigten Königreichs, dass auch die Einstufung 
von Palestine Action als Terrorgruppe – über die IMI zuvor 
berichtete8 – nicht verhältnismäßig sei.9 Tausende Unter-
stützer:innen wurden wegen Solidaritätsbekundungen an-
geklagt, da schon die Unterstützung einer Terrororganisa-

tion strafbar ist. Die Regierung beugt sich dem Urteil des 
Hohen Gerichtshofs jedoch auch nicht und hat die Einstu-
fung als Terrororganisation nicht zurückgenommen. Vier 
der Filton24 wurden auch als „Terroristen“ überwiegend 
nur der Sachbeschädigung verurteilt, andere Verfahren be-
ginnen nun im September und eine Person sitzt weiterhin 
seit über 10 Monaten in Untersuchungshaft.10

Elbits Mitschuld

Ob sich die israelischen Kriegsverbrechen als zu einem 
Völkermord gehörend entpuppen, beziehunsweise ob z.B. 
der Internationale Gerichtshof dies bestätigt, wird für das 
Verfahren gegen die Ulm5 letztlich unerheblich sein. 
Kriegsverbrechen durch die israelische Armee sind aus-
reichend dokumentiert, sodass diese bei Waffenlieferun-
gen erwartet werden könnten. Allerdings muss die Vertei-
digung nachweisen, dass wirklich Waffen aus Elbits Ul-
mer Werk nach Israel gelangten. Dies, kündigen die An-
wält:innen an, werde im Laufe des Verfahrens geschehen.

Das irische Magazin The Ditch gibt an, solche Liefe-
rungen aus dem Elbit Werk in Ulm nach Israel dokumen-
tiert zu haben. Bei mindestens einer Lieferung sollen la-
serbasierte Zielerfassungssysteme an Schwester�rmen in 
Israel geliefert worden sein.11 Eine Weitergabe an die isra-
elischen Streitkräfte von dort liegt dabei nahe, bzw. kann 
zumindest nicht ausgeschlossen werden.

Ob die Verteidigung mit ihrer Linie Recht behält oder 
ob zumindest die Bedingungen der Verhandlung so ange-
passt werden, wie es die Verteidiger:innen zumindest in 
ihren Befangenheitsanträgen fordern, wird sich zeigen. Si-
cher ist, dass das Verfahren aus den ausgeführten Gründen 
interessant für Jurist:innen wie Öffentlichkeit zugleich blei-
ben sollte. Denn, wie es in der Pressemitteilung vom 12. 
Mai ausgedrückt ist, stehen „nicht nur die Ulm 5, sondern 
auch die deutsche Justiz […] in Stammheim vor Gericht.“
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„Wenn die Wahrscheinlichkeit für ein Ereignis dauerhaft 
größer 0 ist, dann tritt dieses Ereignis mit hundertprozen-
tiger Sicherheit ein, die Frage ist lediglich, wann.“ Mit 
solch zwingenden Aussagen und mathematischer Autori-
tät warnt der KI-Forscher Karl Hans Bläsius in seinem 
Buch „Künstliche Intelligenz und Krieg – Welche Risiken 
entstehen, wenn der Mensch die Kontrolle verliert“ (Ver-
lag Springer, Februar 2026) weniger vor KI an sich, als 
vor dem aktuellen Aufrüstungskurs und damit verbunde-
nen Eskalationsdynamiken.

Kaum waren die ersten Atomwaffen entwickelt, wur-
den sie eingesetzt. Seit allerdings verschiedene, konkur-
rierende Mächte über Atomwaffen verfügen, herrscht ge-
wissermaßen ein Gleichgewicht des Schreckens: Der Ein-
satz einer Atomwaffe würde mit großer Wahrscheinlich-
keit den Einsatz vieler weiterer auslösen und damit wo-
möglich die ganze menschliche Existenz auf diesem Pla-
neten vernichten, mit ziemlicher Sicherheit jedoch die am 
nuklearen Schlagabtausch beteiligten Staaten. Dass es in 
den langen Jahrzehnten des sog. „Kalten Krieges“ zu kei-
nem großen, direkten Krieg zwischen der NATO und dem 
Warschauer Pakt gekommen ist, wird relativ unwider-
sprochen mit der „Zweitschlagfähigkeit“ beider Parteien 
begründet: Der Tatsache, dass sie nach einem erfolgten 
bzw. initiierten Erstschlag der Gegenseite im Stande ge-
wesen wären, ebenfalls mit Atomwaffen zurückzuschla-
gen. So bizarr es klingt, war es die gegenseitige Drohung 
mit der Vernichtung der menschlichen Zivilisation, die in 
den letzten acht Jahrzehnten einen ganz großen Krieg und 
den Einsatz von Atomwaffen verhindert hat.

„Verhindert“ ist eigentlich nicht der richtige Begriff. Es 
gab nie eine Garantie, dass es nicht zum großen Atom-
krieg kommen würde. Geopolitik war damals (und ist 
heute noch) angewandte Spieltheorie – mit potentiell apo-
kalyptischem Ausgang. Sowohl die langfristige nukleare 
Rüstungspolitik wie die kurzfristigen, stufenweise akti-
vierten Reaktionen basieren auf vermuteten oder antizi-
pierten Absichten, Aktionen und Reaktionen der Gegen-
seite und daran ausgerichteten eigenen Handlungen. Blä-
sius zählt verschiedene, mehr oder weniger bekannte Si-
tuationen während des „Kalten Krieges“ auf, in denen es 

beinahe zu einem „Atomkrieg aus Versehen“ gekommen 
wäre, weil die Frühwarnsysteme falsche Daten lieferten 
oder sie falsch interpretierten. Mehrfach waren es einzel-
ne Menschen und deren „gesunder Menschenverstand“, 
die eine Apokalypse verhindert haben.

Rückblick in die 1980er Jahre

„Hoping for the best, but expecting the worst –
Are you gonna drop the bomb or not?“

Alphaville, Forever Young, 1984

Die Lektüre erinnert uns daran, dass bereits mehrfach die 
stets in Bereitschaft gehaltenen Pilot*innen quasi mit lau-
fendem Motor in ihren Cockpits saßen und auf den �nalen 
Befehl warteten, um irgendwo eine Atombombe abzuwer-
fen. Manchmal wirkt das Buch dabei so, als wäre es ir-
gendwie in den 1980er Jahren hängen geblieben. Dabei 
legt es aber eben auch ein damals quasi universelles, heute 
gerne verdrängtes Bewusstsein frei: dass es jederzeit 
schief gehen und dann sehr schnell vorbei sein kann. Und 
dabei wird auch viel Wissen (wieder) freigelegt, das heute 
irgendwie verschüttet wirkt: dass jede Veränderung des 
„strategischen Gleichgewichts“, jede Beschleunigung der 
Entscheidungszyklen und Trägersysteme die Gegenseite 
zu einer riskanteren Doktrin verleiten könnte, in der Logik 
nuklear gestützter Geopolitik oft sogar zwingt. Ein Bei-
spiel hierfür, der „Launch on Warning“, wird im Buch 
auch deshalb mehrfach und ausführlich ausgeführt, weil 
er ein hohes Maß an Automatisierung beinhaltet. Hier er-
fahren wir, dass die Sowjetunion bereits in den 1980er 
Jahren mit „Perimeter“ ein entsprechendes System entwi-
ckelt habe, das „angeblich unter bestimmten Bedingungen 
einen massiven nuklearen Vergeltungsschlag automatisch 
und ohne menschliche Kontrolle ausführen konnte“. 2023 
hätten US-Politiker*innen einen Gesetzentwurf einge-
bracht, der es verbieten sollte, „Bundesmittel zur Entwick-
lung autonomer Systeme zu verwenden, die in der Lage 
sind, Nuklearwaffen ohne angemessene menschliche Kon-
trolle zu starten“. Selbst wenn jedoch der politische Wille 
bestehen sollte, KI-Systeme mit solchen Fähigkeiten zu 

Wahrscheinlichkeiten dauerhaft 
größer Null
Buchbesprechung: KI-Forscher warnt vor militärischer KI

von Christoph Marischka
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verhindern, lässt Bläsius an verschiedenen Stellen Zweifel 
durchblicken, dass das dauerhaft möglich sein könnte.

Dabei ist der Autor kein grundsätzlicher Kritiker sog. 
„Künstlicher Intelligenz“, er hat keinen Zweifel daran, 
dass KI „viele nützliche Aufgaben erledigen“ kann, große 
Hoffnungen setzt er z.B. in das autonome Fahren, das 
„Menschen eine große Bewegungsfreiheit ermöglichen“ 
oder zu „deutlich weniger Unfällen“ führen könnte. Sogar 
von autonomen Waffen meint er, sie „könnten so konstru-
iert werden, dass sie immer zielgenauer treffen und immer 
weniger Kollateralschäden verursachen“.

Aus Praxis und Lehre

Bläsius selbst forscht seit 1981 an KI, zunächst in Karls-
ruhe, später in Kaiserslautern zusammen mit  Jörg Siek-
mann, der zu den Gründer*innen des Deutschen For-
schungszentrum für Künstliche Intelligenz (DFKI) gehört 
(und eines der Geleitwörter zum Buch beigesteuert hat). 
Von 1990 bis 2017 war der Autor Professor für Informatik 
an der Hochschule Trier und lehrt dort weiterhin. Davor 
und dazwischen war er auch in der Wirtschaft tätig. Zu-
mindest der erste Teil seines Buches liest sich in Teilen 
wie ein gut verständliches Lehrbuch zu früheren Formen 
der Künstlichen Intelligenz, die er als „symbolische KI“ 
von der heute dominierenden Technologie Künstlicher 
Neuronaler Netze abgrenzt. Anschaulich und praxisnah 
erläutert er (aus Sicht der Informatik) die Unterschiede 
zwischen „Aufgaben“ und „Problemen“, grenzt die Be-
griffe „Unsicherheit“ und „Vagheit“ voneinander ab und 
beschreibt Fortschritte und Anwendungen symbolischer 
KI an konkreten Beispielen wie der Zeichenerkennung 
(OCR) oder der darauf aufbauenden, in vielen Betrieben 
angewandten automatischen Rechnungsverarbeitung.

Besonders spannend und für aktuelle militärische An-
wendungen relevant sind hier die Ausführungen zu Klas-
si�kationsaufgaben und dem Zielkon�ikt zwischen „Re-
call“ und „Precision“. Der Recall gibt an, wie viele der 
gesuchten Instanzen einer Klasse gefunden werden, die 
Precision den Anteil der gefundenen Instanzen, die tat-
sächlich zur gesuchten Klasse gehören. Beide Werte kön-

nen – zulasten des jeweils anderen – durch die Festlegung 
eines Schwellenwertes verändert werden. Will man mög-
lichst viele oder gar alle gesuchten Instanzen erkennen, 
steigt notwendig die Zahl der falsch erkannten. Bei Bil-
dern von Hunden und Katzen, die hier gerne als Beispiele 
genommen werden, ist das freilich relativ harmlos, bei der 
Erkennung vermeintlichen „Sozialbetruges“ kann eine 
falsche Klassi�kation schon existenzbedrohend werden. 
Mittlerweile – das spielt an dieser Stelle bei Bläsius aber 
keine nennenswerte Rolle – stellt sich die Frage solcher 
Schwellenwerte in verschiedenen Kon�iktregionen quasi 
täglich: Wenn etwa Israels Militär KI-Systeme einsetzt, 
um Hamas-Kämpfer zu identi�zieren oder die USA, um 
Ziele im Iran aus�ndig zu machen. Auch die Aufklärungs- 
und Kamikazedrohnen, die massenweise in der Ukraine 
zum Einsatz kommen, identi�zieren und priorisieren auf 
Grundlage ihrer integrierten Bilderkennung mögliche 
Ziele; letztere folgen z.B. bei Abbruch der Funkverbin-
dung programmierten Handlungspfaden und Schwellen-
werten, die darüber entscheiden, ob sie sich in ein ver-
meintliches Ziel stürzen oder in der Luft explodieren und 
damit selbst vernichten – Unsicherheit, Vagheit, Recall 
und Precision in tödlicher Praxis.

Bläsius’ Einführung in Grundbegriffe der Informatik 
der Künstlichen Intelligenz �ndet in ihrer Lehrbuchhaftig-
keit allerdings einen jähen Abbruch dort, wo es um den 
Übergang von der symbolischen KI zu Künstlichen Neu-
ronalen Netzen und der darauf aufbauenden „Generativen 
KI“ geht: Hierzu heißt es in überraschender Kürze: „Auf 
die Funktionsweisen von neuronalen Netzen und Deep 
Learning wird hier nicht eingegangen. Wer sich näher hier-
für interessiert, kann im Netz viele Informationen �nden.“ 
Die dazu ergänzten Fußnoten verweisen u.a. (ohne Da-
tumsangabe) auf die Einträge in der deutschen Wikipedia 
zu „Künstliches Neuronales Netz“ und „Deep Learning“.

Ungeheure Fortschri�e

Ab da wird es gewissermaßen spekulativ. Das mag eine 
bewusste oder intuitive Entscheidung gewesen sein, 
wahrscheinlich war es eine richtige. Bläsius versucht gar 

Abb. 2.2 Klassi�kationsergebnisse und 
Schwellen aus Bläsius „Künstliche 
Intelligenz und Krieg“ (Springer 2026)
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nicht erst, die Black Box zu öffnen. Stattdessen dokumen-
tiert er ein wachsendes Unbehagen eines wachsenden An-
teils der KI-Forschenden, von denen viele selbst über die 
jüngsten Fortschritten und ihre Geschwindigkeit über-
rascht zu sein scheinen. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Generative KI. Dabei geht Bläsius zunächst auf die hier-
mit ermöglichte und kaum kontrollierbare „Massenpro-
duktion von Medieninhalten“ ein, die auch für Desinfor-
mantion und (gezielte) Manipulation verwendet werden 
könne:

„Mit dem Zugang zu persönlichen Informationen über 
Menschen können LLMs [Large Language Models] für 
individuelle Zielgruppen spezielle Botschaften erstellen 
und erhalten so eine starke Überzeugungskraft. Die in 
den sozialen Netzwerken vorhandenen Nutzerpro�le kön-
nen für solche Manipulationen effektiv genutzt werden. 
Auch die Ergebnisse von Techniken zur Bestimmung per-
sönlicher Eigenschaften [...] können für solche Zwecke 
missbraucht werden.“

Den entsprechenden spezi�sch militärischen Anwen-
dungen widmet Bläsius an späterer Stelle unter der Über-
schrift „kognitive Kriegführung“ einen eigenen Ab-
schnitt.

Sodann widmet er sich den Potentialen Generativer KI 
bei der Entwicklung und dem Einsatz von Cyberwaffen:

„Menschliche Hacker könnten durch lernfähige KI-
Systeme ersetzt werden, die automatisch Schwachstellen 
�nden. Dies kann genutzt werden, um Angriffsziele bei ei-
nem Gegner zu bestimmen, aber auch um in eigenen Sys-
temen Lücken zu �nden und zu schließen. KI-Methoden 
können helfen Cyberangriffe zu optimieren, das heißt be-
sonders wichtige Infrastruktursysteme zu �nden und ei-
nen günstigen Zeitpunkt zu bestimmen, um eine möglichst 
große Wirkung bei einem Angriff zu erzielen.“

Auch hier greift Bläsius auf sein ausgeprägtes Ver-
ständnis für Eskalationsdynamiken zurück und warnt vor 
einem „Flash War im Internet“:

„Systeme wie ChatGPT können Cyberangriffe ausfüh-
ren, die von Menschen, Bots oder anderen Systemen der 
generativen KI beauftragt sind. Falls andere KI-Systeme, 
mit denen es ohnehin Interaktionen gibt, dies erkennen, 
könnten diese das mit ähnlichen Angriffen nachahmen. 
Auf diese Weise könnte in kurzer Zeit eine Kettenreaktion 
mit immer stärkeren Cyberangriffen zwischen diesen KI-
Systemen entstehen. […] [B]ei vollautonomen Waffensys-
temen sind unvorhersehbare Interaktionen zwischen den 
automatischen Systemen möglich, die in eine Kettenreak-
tion von autonom geführten Angriffen und Gegenangrif-
fen münden können. Hierbei kann in sehr kleinen Zeitin-
tervallen eine Eskalationsspirale entstehen, die von Men-
schen nicht beherrscht werden kann. […] Falls die der-
zeitigen Systeme technisch zu Interaktionen mit solchen 
Folgen noch nicht in der Lage sind, kann sich das sehr 
bald ändern.“

Bläsius deutet an, dass es nicht zwingend oder primär 
Staaten oder politisch kontrollierte Institutionen sein 

müssen, die bewusst solche Eskalationsdynamiken in 
Gang setzen, sondern entsprechende Möglichkeiten zu-
nehmend auch für nicht-staatliche Akteure oder gar Ein-
zelpersonen zur Verfügung stehen könnten. Außerdem 
verweist er auf die „[b]eliebige Wiederholbarkeit“, die es 
bei anderen autonomen Waffensystemen und ihrem eska-
lierenden Einsatz nicht gäbe: „Bei Cyberwaffen gibt es 
diesen Aspekt ‚Pulver verschossen‘ nicht“.

Selbstlernende Systeme und Superintelligenz

Nur wenige Wochen nach Veröffentlichung des Buches 
wurde bekannt, dass das US-Unternehmen Anthropic eine 
Software mit dem (ggf. bezeichnenden) Namen „Mythos“ 
entwickelt hat, die in massiver Geschwindigkeit 
Schwachstellen in eigenen und fremden Systemen auf-
spüren – und damit auch für Angriffe nutzbar machen – 
kann. Ein Artikel in der New York Times vom 22. April 
2026 beschrieb die relativ diskrete, aber hektische Be-
triebsamkeit, die seit der Fertigstellung des Modells zwi-
schen Regierungen, Großbanken und Tech-Unternehmen 
ausgebrochen ist. Berichtet wird auch von Hinweisen, 
dass es unautorisierten Zugriff auf das Modell gegeben 
habe, und ohnehin gehen viele davon aus, dass zumindest 
mit China auch ein geopolitischer „Rivale“ des Westens 
bald ein entsprechendes Modell entwickeln – oder mögli-
cherweise bereits darüber verfügen – könnte.

Wenig später veröffentlichte Anthropic einen Bericht 
unter dem Titel „When AI builds itself“ („Wenn KI sich 
selbst entwickelt“), in dem es auf die massive Beschleuni-
gung bei der Produktion von Software mithilfe von Gene-
rativer KI und autonomen Agenten und die rekursive 
Selbstverbesserung von KI-Systemen hinweist. Diesen 
Aspekt der sich selbst schreibenden oder verbessernden 
KI hatte Bläsius bereits bei der Entwicklung von Cyber-
waffen in den Mittelpunkt gestellt und er führt ihn zum 
umstrittenen Thema der potentiellen „Superintelligenz“.

Die Möglichkeiten einer KI, die sich selbst optimiert, 
ein eigenes Bewusstsein oder zumindest eigene Ziele ent-
wickelt, sich menschlicher Kontrolle entzieht oder sich 
gar gegen die Menschen richten könnte, wird seit Jahr-
zehnten heiß diskutiert, wobei sie einige Menschen kate-
gorisch ausschlossen und als Science Fiction bezeichne-
ten. Die Idee einer „Superintelligenz“ wurde vor diesem 
Hintergrund auch in einer strategisch-diskursiven Weise 
instrumentalisiert: Wer Kritik an KI oder Digitalisierung 
äußerte, war schnell mit der Unterstellung konfrontiert, 
an dieses „Hirngespinst“ zu glauben und damit abquali-
�ziert. Überhaupt trug diese Auseinandersetzung teilwei-
se den Charakter einer Glaubensfrage, an der sich die 
Geister schieden. Bis heute wird es einige geben, die an 
dieser Stelle aufhören werden zu lesen, selbst wenn sie 
alles bisher Gesagte interessant und plausibel fanden.

Bläsius sind diese Auseinandersetzungen natürlich be-
kannt und er wählt einen weisen Zugang. Einerseits be-
schreibt er, wie sich v.a. seit den jüngsten Erfolgen der 
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Foto: Valentin Zikner 
über unsplash.

Generativen KI auch die Einschätzung von Fachleuten 
verschoben hat und entsprechende Tendenzen für plausi-
bler erachtet werden. Andererseits zitiert er die doch sehr 
unterschiedlichen Perspektiven von Protagonist*innen 
der Debatte darauf, was sie als „Superintelligenz“ verste-
hen und wie sie in die Welt kommen könnte. Statt einer 
Prognose bezieht er sich letztlich auf zwei bereits zuvor 
eingeführte Konzepte:

„Die Vorhersagen zu AGI [Arti�cial General Intelli-
gence] und Superintelligenz sind vage und unsicher. Sie 
sind vage, da sie sich oft nur auf ungefähre Zeiträume be-
ziehen, und zudem die Frage offenlassen, in welchem 
Maße die den Begriffen zugeordneten Kriterien zutreffen 
werden. Des Weiteren sind die Vorhersagen unsicher, 
denn diese gelten nur mit gewissen Wahrscheinlichkeiten, 
die noch nicht mal genauer umrissen werden können.“

Am Schluss aber – da wird Bläsius eindeutig – ist „Su-
perintelligenz [...] nicht unmöglich“ und das gilt auch für 
die Gefahr, dass sie irgendwann zum „Aussterben der 
Menschheit“ beitragen könnte, wie es prominente Wis-
senschaftler*innen und CEOs führender Unternehmen 
2023 (Google DeepMind, OpenAI, Anthropic) in einem 
„Ein-Satz-Statement“ als Risiko formulierten.* Da sind 
sie wieder: die Wahrscheinlichkeiten größer null. Und die 
fehlenden Anreize, sie zu reduzieren:

„Da auf dem Weg zu einer Superintelligenz alle Zwi-
schenlösungen enorme Vorteile bringen können, gibt es 
scheinbar keinen Grund diesen Prozess zu stoppen oder 
zu verlangsamen. Wenn jedoch ein solches System ein ge-
wisses Niveau erreicht, könnte es sich selbst immer weiter 
verbessern und uns in kurzer Zeit weit überlegen sein.“

Konfronta�onskurs

Vielleicht der zentrale Abschnitt �ndet sich eher ver-
steckt, gegen Ende des Buches in den Abschnitten 9.3 und 
9.4 unter den Überschriften „Bedrohungssituation in Eu-
ropa“ und „Konfrontationskurs und Folgen“. Hier geht 
Bläsius auf die geopolitischen Rahmenbedingungen ein, 
welche die Wahrscheinlichkeit wirklich fataler Entwick-

lungen erhöhen und ihrer ungebremsten und unregulier-
ten Beschleunigung Vorschub leisten:

„Der Konfrontationskurs verbunden mit deutlich höhe-
ren Rüstungsausgaben wird einen enormen Rüstungswett-
lauf befeuern und dies vor allem auf wichtigen Technolo-
giefeldern wie der KI und im Cyberraum. In diesen Zu-
kunftstechnologien kann keine Nation riskieren, das 
Nachsehen zu haben. Alle Kontrahenten werden aller-
größte Anstrengungen unternehmen, um mithalten zu 
können. Neben einer Bewaffnung des Weltraums, einer 
Modernisierung von Atomwaffen und immer besseren 
Trägersystemen, wie Hyperschallraketen, wird es auch ei-
nen beträchtlichen Schub in der Entwicklung von autono-
men Systemen geben. Immer mehr Autonomie kann in al-
len möglichen Waffensystemen erreicht werden, was von 
autonomen Kamikaze-Drohnen bis zu unbemannten auto-
nomen und nuklear bewaffneten U-Booten und Flugzeu-
gen reichen kann. Auch im Cyberraum werden mit Hilfe 
von KI neuartige Angriffstechniken mit nichtkalkulierba-
ren Folgen entstehen, und mit Hilfe von KI könnten auch 
sehr wirksame Bio- und Chemiewaffen hergestellt wer-
den. […] Mit immer mehr KI in Waffensystemen und mili-
tärischen Planungsmaßnahmen werden die Menschen zu-
nehmend die Kontrolle über diese Systeme und das ge-
samte Geschehen verlieren. Der aktuelle Aufrüstungs-
schub wird dazu führen, dass auf allen Ebenen der 
Kriegsführung automatische Entscheidungen dominieren 
werden, die in immer geringerem Maße von Menschen be-
wertet und korrigiert werden können. Der aktuelle Kon-
frontationskurs beschleunigt diese Entwicklung auch 
durch die Mitwirkung sehr vieler privater Unternehmen, 
die sich starke wirtschaftliche Vorteile aus dem Aufrüs-
tungsboom ausrechnen.“

Der aktuelle Konfrontationskurs erhöht also jene – 
vielleicht eigentlich geringen – Wahrscheinlichkeiten, 
dass es zu fatalen und unumkehrbaren Entwicklungen 
kommt. Zugleich macht er es extrem unwahrscheinlich, 
dass es in dieser kritischen Phase zu wirksamen Initiati-
ven für eine Entschleunigung und Regulierung der tech-
nologischen Entwicklung und militärischen Anwendung 

https://unsplash.com/de/@vzickner
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von KI kommen wird. Wie folgenschwer das – in alle Zu-
kunft – sein könnte, unterstreicht er mit einer einfachen 
und plausiblen Einschätzung zu den Möglichkeiten von 
Abrüstungsmaßnahmen bei KI-Waffen:

„Die KI kann in allen militärischen Gebieten enorme 
Fortschritte erzielen und bildet die Grundlage für ein 
massives militärisches Wettrüsten. Dieser Prozess kann 
kaum im Sinne einer Rüstungskontrolle gebremst werden. 
Denn es geht hierbei um Software, die beliebig oft kopiert 
und verschlüsselt verteilt werden kann. Automatische 
Lernverfahren bewirken eine ständige Veränderung die-
ser Systeme basierend auf hochkomplexer Software und 
riesigen Datenmengen. Vereinbarungen und Überprüfun-
gen sind hierbei kaum möglich. […] KI-Entwicklungen in 
privaten Unternehmen sind durch Staaten kaum kontrol-
lierbar, und auch ein Export solcher Rüstungssoftware, 
der sehr leicht verschlüsselt über das Internet erfolgen 
kann, ist von Staaten kaum einschränkbar.“

Insofern sind militärische KI und potentielle „Superin-
telligenz“ letztlich sogar gefährlicher als Atomwaffen. 
Bei allen liegt die Wahrscheinlichkeit einer fatalen Ent-
wicklung über Null. Bei Atomwaffen besteht zumindest 
die Möglichkeit, dass sie und die dahinterstehenden Infra-
strukturen in einer besseren Zukunft global abgerüstet 
werden – selbst wenn die aktuellen Trends in die gegen-
teilige Richtung gehen. So lange sie existieren, bilden sie 
ein oder vielleicht das plausibelste Mittel, über das ein es-
kalierender Einsatz militärischer KI zum Untergang der 
Menschheit oder zur Zerstörung des Planeten führen 
könnten.

Schwächen

Es ist wie gesagt durchaus ein Verdienst dieses Buches, 
die anhaltende, aber gerne verdrängte Gefahr durch 
Atomwaffen auch im Zusammenhang mit militärischen 
Anwendungen Künstlicher Intelligenz in Erinnerung zu 
rufen und in den Mittelpunkt zu stellen. Andere Aspekte 
wie der enorme Energiebedarf und die katastrophale Kli-
mabilanz von KI sowie die ungeheure Machtfülle und 
Ideologie privatwirschaftlicher Akteure in diesem Ge-
schäftsfeld werden demgegenüber allenfalls am Rande 
angesprochen. Vieles, was seit den 1980er Jahren an ge-
sellschaftlichen Transformationsprozessen stattgefunden 
hat und an analytischen Zugängen hinzukam, �ndet in 
dem Buch kaum oder keine Resonanz. Das dürfte durch-
aus in einem Zusammenhang oder gar einer Wechselwir-
kung damit stehen, dass in dem Buch ganz überwiegend 
ältere, männliche Personen von hohem militärischen oder 
wissenschaftlichen Rang und Namen zitiert und referen-
ziert werden im Vergleich zu z.B. Vertreter*innen sozialer 
Bewegungen oder neueren Ansätzen einer oft feminis-
tisch inspirierten, sozialwissenschaftlichen Auseinander-
setzung mit Technologie allgemein und Künstlicher Intel-
ligenz im Speziellen. Während Bläsius einen klaren und 
nüchternen Blick auf Geopolitik und Eskalationsdynami-

ken offenbart, dürften manche Einschätzungen zu wirt-
schaftlichen Dynamiken und den vermeintlichen gesamt-
gesellschaftlichen Vorteilen von KI insbesondere bei mar-
xistisch denkenden Menschen manchmal ein kurzes 
Kopfschütteln hervorrufen.

Auf der anderen Seite aber steht die oft geradezu ma-
thematische Klarheit und oft allgemeinverständliche 
Plausibilität, die auch viele der hier zitierten Aussagen 
aufweisen.

Es war dem Autor offensichtlich ein Anliegen, zu war-
nen und das Buch jetzt, möglichst schnell, zu veröffentli-
chen. Trotzdem hätte man dem Buch ein sorgfältigeres 
Lektorat gewünscht und von einem Verlag wie Springer 
auch erwartet – die Kommasetzung ist in einigen Ab-
schnitten abenteuerlich. Manche Wiederholungen und 
Redundanzen wären dabei sicherlich aufgefallen und ge-
strichen geworden. Hoffentlich allerdings nicht alle, denn 
manchmal ist es durchaus hilfreich, dass der Autor an ver-
schiedenen Stellen oder auch direkt hintereinander in un-
terschiedlichen Worten ungefähr dasselbe zu vermitteln 
versucht. Sehr hilfreich sind die kurzen Zusammenfas-
sungen, die den insgesamt zehn Hauptkapiteln vorange-
stellt sind – gerade auch deshalb, weil man sich in deren 
Struktur durchaus ein wenig verheddern kann. Bei einer 
zweiten Au�age ließe sich der Erzählstrang sicher noch 
etwas glätten. Sie wäre dem Buch und dem dahinterlie-
genden Anliegen durchaus angemessen und zu wünschen.

* Dieses aus nur einem Satz bestehende „Statement on AI 
Extinction Risk“ vom 30.5.2023 lautete im Original: 
„Mitigating the risk of extinction from AI should be a glo-
bal priority alongside other societal-scale risks such as 
pandemics and nuclear war.“

Karl Hans Bläsius
Künstliche Intelligenz und Krieg
Welche Risiken entstehen, wenn der Mensch die 
Kontrolle verliert?
Springer Berlin, Heidelberg
Veröffentlichung (Softcover): 24. Februar 2026
247 Seiten, Preis: 24,99
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Im Juli 2020 berichteten zwei Journalisten in den Stutt-
garter Nachrichten über den Beginn einer Hausdurchsu-
chung bei einem IMI-Autor in einem linken Hausprojekt 
in Tübingen:

„Um sechs Uhr morgens liegt der Tübinger Sternplatz 
noch im Schlaf. Nur wenige Leute gehen schon zur Arbeit 
oder warten an der Haltestelle auf den Bus. […] Doch mit 
der Ruhe ist es schlagartig vorbei. Ein weißer Transporter 
fährt vor. Die Türen des Fahrzeugs öffnen sich und Poli-
zisten mit Helm und voller Schutzmontur springen her-
aus. Binnen Sekunden sind sie im Haus. ‚Bullen‘ brüllt 
jemand drinnen laut. Dann sind schon die Zufahrtsstraßen 
gesichert, diverse Zivilfahrzeuge und Mannschaftsbusse 
rücken an. Bewohner werden auf die Straße gebracht, Sa-
chen herausgetragen. […] Zeitgleich stehen starke Ein-
satzkräfte bei acht weiteren Wohnungen im Land [Baden-
Württemberg] vor der Tür. Drei davon sind in Stuttgart, 
die anderen in Fellbach, Ludwigsburg, Remseck, Win-
nenden und Karlsruhe.“ (Stuttgarter Nachrichten, 
3.7.2020, S. 3)

Der Beitrag enthält keinen Hinweis darauf, dass die ge-
radezu atmosphärische Darstellung der Vorgänge in Tü-
bingen auf Zeugenaussagen beruhe. Damit ist eigentlich 
klar: die Journalisten, oder zumindest einer von ihnen, wa-
ren vor Ort – um sechs Uhr morgens sicher nicht zufällig.

Vier Jahre später gehen Videos viral, die den extrem 
rechten Verleger Jürgen Elsässer zeigen, wie er vor dutzen-
den maskierten Polizisten (ebenfalls „um sechs Uhr mor-
gens“) im Morgenmantel die Tür öffnete. Rechte Medien 
beschwerten sich damals (ausnahmsweise zurecht), dass 
auch hier ausgewählte Pressevertreter:innen im Vorfeld in-
formiert worden waren und auch nicht an ihrer Arbeit ge-
hindert wurden. Im Gegenteil: die Inszenierung war ziem-
lich offensichtlich gewollt (anders als im linken Hauspro-
jekt haben die dutzenden uniformierten und vermummten 
Polizist:innen schließlich brav an der Tür geklingelt…).

Zumindest bei Razzien im Maßstab Elsässer ist es gän-
gige Praxis bei der Polizei, die eingesetzten Kräfte bis zu-
letzt über das Ziel im Unklaren zu lassen, um zu verhin-
dern, dass sie die Betroffenen oder Dritte warnen. Es ist 

also offensichtlich, dass zwischen der Polizei- bzw. Ein-
satzleitung und ausgewählten Pressevertreter:innen teil-
weise ein besseres Vertrauensverhältnis besteht, als inner-
halb des Polizeiapparates. Und es ist völlig klar, dass für 
die betreffenden Journalist:innen damit zumindest eine 
gute Story, nachgefragte Bilder und – sofern das Vertrau-
ensverhältnis länger andauert – auch gute Karrierechan-
cen einhergehen.

Es ist außerdem ziemlich offensichtlich, dass z.B. der 
sog. „Rechercheverbund NDR, WDR und Süddeutsche 
Zeitung“ eine geradezu institutionalisierte Form solcher 
Vertrauensverhältnisse zwischen deutschen Sicherheits-
behörden und den betreffenden Medien darstellt. Nach 
außen hin gibt er sich „investigativ“ und manchmal wir-
ken seine Berichte zumindest auf den ersten Blick auch 
kritisch gegenüber der Exekutiven – echte „Skandale“ 
produziert er jedoch nur im Hinblick auf deren jeweilige 
Opponenten oder versucht es zumindest. Ein Großteil sei-
ner Recherchen stützt sich auf namentlich nicht genannte 
Vertreter*innen von „Sicherheitsbehörden“, (vermeintli-
che) Hintergrundgespräche und Dokumente, die „einge-
sehen“ werden konnten: durchgestoßene Informationen 
von Polizei- und Nachrichtendiensten, von denen Klick-
zahlen, Honorare und Karrieren abhängen. Mit durchge-
stoßenen Informationen lässt sich Stimmung machen, ab-
lenken oder auch testen, wie die Öffentlichkeit auf gewis-
se Informationen und Narrative reagiert. Das ist und war 
immer – gesetzlicher Auftrag hin oder her – ein wesentli-
cher Zweck von Nachrichtendiensten oder zumindest eine 
inhärente Tendenz ihrer Arbeitsweise. Angeblich gehei-
me, exklusive Nachrichten sind eine wertvolle Ware.

Die bevorstehende „Reform“ der 
„Nachrichtendienste"

Diese Nachrichtendienste sollen in Deutschland aktuell 
nach regierungsamtlicher Lesart „reformiert“ werden, um 
wahlweise zu „echten Geheimdiensten“ aufgewertet oder 
„westlichen Standards“ angepasst zu werden. Unter ande-
rem sollen BND und Verfassungsschutz künftig zu heim-

Medien, Nachrichtendienste
 und BND-Reform
… und was der Drohnenvorfall bei Leipzig (nicht) damit zu tun hat
von Bernhard Klaus 
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lichen Hausdurchsuchungen, Manipulation von elektroni-
schen Geräten, Löschung und Manipulation von Daten auf 
Speichermedien (und damit der Manipulation von Bewei-
sen) sowie – für diesen Beitrag hier nicht zentral – Sabo-
tage im Ausland ermächtigt werden. Die historische Di-
mension – dass damit eine weitere zentrale Konsequenz 
aus dem deutschen Faschismus abgeräumt wird – wird seit 
der Veröffentlichung des Gesetzesentwurfs und seiner Ver-
abschiedung durch das Bundeskabinett am 12. August 
2026 zumindest ansatzweise diskutiert. Die internationa-
len Vergleiche mit den westlichen Partnern – gemeint sind 
dabei v.a. CIA, MI-6 und Mossad – bleiben unhinterfragt 
und reproduzieren damit ein deutsches Großmachtstreben. 
Der Begriff der „Reform“ bleibt grob verharmlosend – 
schließlich wird die Rechtsgrundlage auf knapp 700 Sei-
ten im Sinne der „Kriegstüchtigkeit“ und des „noch-nicht-
im-Krieg-aber-auch-nicht-mehr-im-Frieden“ quasi neu 
geschrieben. Das allseitige Geschwafel von einer ver-
meintlichen „Stärkung der parlamentarischen Kontrolle“ 
durch die Zentralisierung im beim BND angesiedelten 
„Unabhängigen Kontrollrat“ mit vagen Berichtsp�ichten 
an das hochgradig korrumpierbare, exklusive Parlamenta-
rische Kontrollgremium ist angesichts der geplanten 
Kompetenzausweitungen offenkundiger Blödsinn.

Bevor der umfangreiche, nun in großen Teilen vom 
Kabinett verabschiedete Referentenentwurf zur „Geheim-
diensreform“ öffentlich war, stammten die besten Infor-
mationen hierzu von Florian Flade, Mitglied im o.g. Re-
chercheverbund, der sehr viele der vom Verbund erstell-
ten Beiträge bei tagesschau.de (mit)verantwortet. Ihn hat-
te die IMI bereits 2022 als jemanden beschrieben, „der 
sich gerne investigativ gibt, aber eher als Pressesprecher 
der deutschen Sicherheitsbehörden agiert“ und im Sep-
tember 2025 erste Andeutungen von ihm zur anstehenden 
„Reform“ dahingehend kritisiert, sie enthielten wenige 
Informationen, sondern „breite[n] eher einen Stimmungs-
teppich aus“.

Der „Drohnenvorfall“ am Flughafen Halle/Leipzig

Eine Woche, bevor das Gesetz zur „Reform der Nachrich-
tendienste“ vom Kabinett verabschiedet wurde und damit 
auch eine breitere Berichterstattung zum Thema einsetzte, 
am 5. August 2026, inmitten der parlamentarischen und 
damit auch gewissermaßen nachrichtenmäßigen Som-
merpause, ereignete sich dann ein – durchaus ernstzuneh-
mender – Vorfall auf dem Flughafen Halle/Leipzig, wo 
eine Drohne gefunden wurde, die angeblich mit Spreng-
stoff und einem Zünder versehen war, und zwar zwischen 
ukrainischen Transport�ugzeugen, die Munition in die 
Ukraine transportieren sollten. Tagesschau.de zitierte 
schonmal einen Völkerrechtler mit der Einschätzung, 
dass so ein Vorfall für sich genommen noch nicht als „be-
waffneter Angriff“ gewertet werden könne, „der das 
Selbstverteidigungsrecht Deutschlands auslösen würde“.

Was genau unmittelbar vor Ort stattgefunden hat und 
aufgefunden wurde, ist bis heute – neun Tage später – un-
klar (Redaktionsschluss des Artikels ist der 13.8.2026). 
Angeblich hat ein Angestellter eines Subunternehmens 
die niedrig �iegende Drohne mit einem Fußtritt zu Boden 
gebracht, nach anderen Angaben befand sie sich bereits 
funktionsunfähig am Boden. Nach einigen Angaben war 
sie bereits Stunden zuvor gegen den Flügel einer Trans-
portmaschine („eine besonders emp�ndliche Stelle, da 
dort Treibstoff gelagert wird“) geprallt und hat dabei ihre 
Sprengladung verloren. Nach ersten Informationen be-
fand sich in diesem Flugzeug Munition für die Ukraine, 
nach späteren war sie angeblich leer (warum? Angeblich 
sollte sie am nächsten Tag ihre Fracht dort hinbringen). 
Über die Tage wurden immer weitere Informationen 
nachgeliefert: eine Kollision mit einem anderen Flugzeug 
in der Luft, eine Antenne, die in der Nähe installiert wor-
den war, eine kleine Explosion in der nahegelegenen 
Geisterstadt Kursdorf …

Bundesnachrichtendienst, 
Chausseestraße, Berlin. 
Foto: Carlo von Reyher über 
unsplash.

https://unsplash.com/de/@c_v_r
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Einleitung

Österreichs „immerwährende“ Neutralität befindet sich in 
einem fortschreitenden Erosionsprozess. Diese Entwick-
lung resultiert aus einer Kette verfassungsrechtlicher Ver-
änderungen und sicherheitspolitischer Entscheidungen 
seit dem EU-Beitritt 1995 und der Orientierung und akti-
ven Teilhabe an der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) der EU. Diese hat auf verschiedenen 
Ebenen Konsequenzen für die Neutralität Österreichs und 
stellt sie vor einige Herausforderungen oder überschreitet 
diese de facto. 

Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Ar-
beit die Frage, inwiefern Österreich angesichts aktueller 
sicherheitspolitischer Entwicklungen auf nationaler und 

Österreichs bröckelnde Neutralität
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Eine of�zielle Erklärung einer of�ziellen Stelle zur 
konkreten Situation – wurde die Drohne mit Sprengsatz 
gefunden oder ohne, hätte der Zünder (warum eigentlich 
ein Zünder?) funktionieren können – sucht man verge-
bens (s. PS3). Stattdessen besteht nahezu die gesamte Be-
richterstattung aus vermeintlich durchgestoßenen Infor-
mationen verschiedener Sicherheitsbehörden – und gibt 
damit Anlass für weitere Spekulationen, Geraune und vor 
allem das Gerede von hybrider Kriegführung und einer 
Urheberschaft Russlands. Im konkreten Fall sind es übri-
gens (mal wieder) vor allem die Leitmedien und Politi-
ker*innen aus der zweiten Reihe, die diese Urheberschaft 
nahelegen, während sich Regierungsmitglieder formal 
zurückhalten, entsprechenden Vorwürfen einfach nicht 
widersprechen und ihre ohnehin verfolgte Agenda der 
„Kriegstüchtigkeit“ weiterspinnen – auch in Hinblick auf 
die „Reform“ der „Nachrichtendienste“.

Drohnenvorfall und BND-Reform

Mit dieser Darstellung soll nicht nahegelegt werden, dass 
es sich bei dem Vorfall am Flughafen Halle/Leipzig um 
eine Inszenierung oder gar einen „Inside-Job“ deutscher 
Sicherheitsbehörden gehandelt hat. Sollten sich die vor-
liegenden Darstellungen in ihrer Gesamtheit bewahrhei-
ten, spricht allerdings vieles dafür, dass es sich tatsächlich 
um eine Operation eines Geheimdienstes einer „fremden 

Macht“ handelt – für die der BND zukünftig auch er-
mächtigt werden soll. Er würde nach aktueller Planung 
auch dazu befugt, Daten – und damit Beweise – zu ma-
nipulieren.

PS1: Die Vorwürfe, nach denen die eingangs geschilderte 
Durchsuchung eines IMI-Autors mitsamt einer Trau-
matisierung des gesamten Hausprojekts stattfanden, 
konnten binnen Stunden entkräftet werden – übrigens 
auf der Grundlage der polizeilichen Überwachung ei-
ner anderen Veranstaltung, an der er zur vermeintli-
chen „Tatzeit“ teilgenommen hatte.

PS2: Ein Aspekt, der in diesem Artikel keinen Platz hatte, 
sei hier durch ein Zitat aus einem Leserbrief an die 
„Nachdenkseiten“ nachgereicht: „wie kann es mög-
lich sein, dass eine mit Munition beladene Transport-
maschine auf einem zivilen Flughafen unbewacht!!! 
herumsteht?“

PS3: Auszug aus der Regierungspressekonferenz vom 10. 
August 2026:
„Eine Frage an Frau Dr. Kock vom BMI: Es gibt ei-
nen neuen Medienbericht, wonach der Busfahrer am 
Leipziger Flughafen die Drohne gar nicht aus der Luft 
ge�scht habe, sondern dass sie erst später am Boden 
gefunden wurde, nachdem sie gegen das ukrainische 
Flugzeug geprallt ist. Können Sie dazu ein paar neue 
Einzelheiten nennen? […]
Dr. Kock (BMI): Zu Ihrer ersten Frage fällt mir die 
Antwort relativ leicht: Es handelt sich um laufende 
Ermittlungen des Generalbundesanwalts. Ihre Fragen 
müssten Sie bitte dorthin richten. Das sind Details, 
die im Zuge der Ermittlungen geklärt werden und auf-
geklärt werden.“

N��: IMI-S�����2026/05 (15. J��� 2026)

Österreichs bröckelnde Neutralität
Eine kri�sche Betrachtung vergangener und gegenwär�ger 
Militarisierungen
Lino Siebert 

Österreichs „immerwährende“ Neutralität be�ndet sich in einem 
fortschreitenden Erosionsprozess. Diese Entwicklung resultiert aus 
einer Kette verfassungsrechtlicher Veränderungen und sicherheits-
politischer Entscheidungen seit dem EU-Beitritt 1995 und der Ori-
entierung und aktiven Teilhabe an der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) der EU. Diese hat auf verschiedenen 
Ebenen Konsequenzen für die Neutralität Österreichs und stellt sie 
vor einige Herausforderungen oder überschreitet diese de facto.
Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Arbeit die Fra-
ge, inwiefern Österreich angesichts aktueller sicherheitspolitischer 
Entwicklungen auf nationaler und EU-Ebene noch als neutraler 
Staat betrachtet werden kann. Im Zentrum stehen fünf Kernberei-
che: Die Beistandsklausel nach Artikel 42 Absatz 7 des EU-Vertra-
ges, die Europäische Friedensfazilität (EPF), die European Sky 
Shield Initiative (ESSI), sowie die Aufrüstung Österreichs und die 
neue „Österreichische Sicherheitsstrategie 2024“. Diese Bereiche 
machen exemplarisch die Spannung zwischen Neutralitätsrhetorik und faktischer Militarisierung sichtbar.
Untersucht wird, welche politischen Konsequenzen der fortlaufende Abbau der Neutralität hat und inwiefern Öster-
reich diesen aktiv vorantreibt, um sich innerhalb des Prozesses der Militarisierung der EU als Akteur zu positionieren 
und dies in Anbetracht der politischen Zukunft Österreichs zu manifestieren.
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Die Bundeswehr soll wachsen – von aktuell rund 185.000 
aktiven Soldat*innen auf 260.000 im Jahr 2035 (plus 
200.000 Reservist*innen). Weil die Truppe nicht zuletzt 
dafür eine Menge Platz benötigt, wurde bereits im Oktober 
2025 ein Moratorium für die Rückgabe von 187 bereits 
„ausgemusterter“ (plus 13 dafür vorgesehener) ehemaliger 
Liegenschaften der Bundeswehr verkündet. Dies war und 
ist besonders dort problematisch, wo auf diesen Flächen 
die Planungen (und Investitionen) für den Bau ziviler 
Wohnviertel bereits weit fortgeschritten waren.1 Im An-
schluss daran wurde ein Prüfprozess initiiert, der nun dazu 
geführt hat, dass bei ersten Standorten die Pläne zur Re-
Aktivierung konkretisiert werden sollen (während es für 
einige andere Teilentwarnungen gibt). Damit dann im An-
schluss die Errichtung neuer Unterkünfte zügig über die 
Bühne gehen kann, wurden auf Bundes- wie teils auch auf 
Länderebene Gesetze auf den Weg gebracht, mit denen die 
Bundeswehr von nahezu allen Bauau�agen befreit wird.

Kasernen für den Wehrdienst

Einen relativ ausführlichen Zwischenstand über die 
„Fortschritte“ der Rückführungsabsichten legte das Ver-
teidigungsministerium (BMVg) Anfang Juli mit dem Be-
richt über Sachstand und Fortschritt der Strategischen 
Liegenschaftsreserve vor, in dem es heißt, dass dieser 
Überprüfungsprozess bis Ende des Jahres abgeschlossen 
sein soll. Dort lässt sich auch nachlesen, dass in diesem 
Jahr noch einmal 27 weitere Flächen ins Konversionsmo-
ratorium aufgenommen wurden, allerdings auch schon 40 
wieder daraus entlassen worden sind.

Der Sachstand teilt die Liegenschaften in solche ein, 
bei denen eine Nutzung irgendwann einmal sinnvoll sein 
könnte, und in diejenigen, die schnell zur Verfügung ste-
hen sollen. Denn da sich der mit dem Neuen Wehrdienst 
erhoffte Aufwuchs rasch realisieren soll, müssen ebenso 
schnell neue Unterkünfte her: „Während einige Liegen-
schaften aufgrund eines sich konkretisierenden Bedarfes 
der Streitkräfte unmittelbar in die Nutzung überführt wer-
den müssen (z.B. für den Neuen Wehrdienst und Heimat-
schutz), kann die Bundeswehr bei anderen Liegenschaf-

ten noch keine konkrete Verwendung, sondern nur einen 
grundsätzlichen Bedarf für den vorgesehenen Aufwuchs, 
benennen.“2

Vor diesem Hintergrund wurden im Juli 2026 die ersten 
acht Liegenschaften „auserkoren“, die sich für eine ge-
nauere Begutachtung „quali�ziert“ hätten, wie das Vertei-
digungsministerium in einer Pressemitteilung erklärte. 
Eine „�nale Entscheidung über die Reaktivierung und 
Nutzung der Liegenschaften“ sei zwar „noch nicht getrof-
fen“, aber für die aufgeführten Gelände würden „die Pla-
nungen für eine möglichst rasche Reaktivierung und Nut-
zung durch die Bundeswehr nun in die nächste Phase“ ge-
hen. Genannt werden folgende Liegenschaften:
• Rantzau-Kaserne in Boostedt (Schleswig-Holstein); 
• Hinrich-Wilhelm-Kopf-Kaserne in Cuxhaven (Nieder-

sachsen); 
• Unterof�zier-Krüger-Kaserne inkl. des ehemaligen 

Standortübungsplatzes (StOÜbPl) in Kusel (Rhein-
land-Pfalz); 

• Kanaal-van-Wessem-Kaserne in Soest (Nordrhein-
Westfalen); 

• Wegberger Militärkomplex als StOÜbPl in Mönchen-
gladbach (Nordrhein-Westfalen); 

• Ray Barracks inkl. des ehemaligen US-Übungsplatzes 
Ockstadt als StOÜbPl in Friedberg (Hessen);

• Kurpfalz-Kaserne in Speyer (Rheinland-Pfalz); 
• Graf-Stauffenberg-Kaserne inkl. des ehemaligen 

StOÜbPl in Sigmaringen (Baden-Württemberg).3

Im August 2026 wurde die Liste dann auf zunächst einmal 
fünf Standorte reduziert (Speyer, Kusel, Sigmaringen, 
Soest und Friedberg): „Diese ehemaligen Kasernen samt 
der zugehörigen Übungsplätze sollen für die Neuen 
Wehrdienstleistenden vorbereitet werden.“4

Die Reaktionen in den Kommunen fallen gemischt aus: 
Während die Stadt Sigmaringen zum Beispiel schon seit 
Jahren um eine Rückkehr der Bundeswehr gebuhlt5 hatte, 
dürfte sich die Begeisterung in Speyer in engen Grenzen 
halten. Dort war auf dem Gelände der Kurpfalz-Kaserne 
ein Wohn- und Gewerbegebiet für rund 1.100 Menschen 
geplant worden, dessen Mischkonzept von der Stadt fol-
gendermaßen beschrieben wurde: „Ein urbanes Gebiet 

Neues von der Infrastrukturfront
Re-Ak�vierung erster Bundeswehr-Liegenscha�en konkre�siert und neue 
Gesetze beschlossen

von Jürgen Wagner

https://www.bmvg.de/resource/blob/6120446/0056d2c1fec0947fac3a5ab501b42d2e/dl-moratoriumsbericht-data.pdf
https://www.bmvg.de/resource/blob/6120446/0056d2c1fec0947fac3a5ab501b42d2e/dl-moratoriumsbericht-data.pdf
https://www.bmvg.de/resource/blob/6120446/0056d2c1fec0947fac3a5ab501b42d2e/dl-moratoriumsbericht-data.pdf
https://www.bmvg.de/de/presse/erste-entscheidungen-liegenschafts-moratorium-6120460
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mit rund 4 Hektar Größe. Es soll ein Mix aus unterschied-
lichen Nutzungen mit Gewerbe, Dienstleistungen, sozia-
len Einrichtungen, Kultur aber auch mit einem Anteil von 
Wohn�ächen entstehen. Bezahlbarer Wohnraum soll ins-
besondere für junge Familien angeboten werden. Auch 
gemeinschaftliche Wohnformen sind angedacht. Diese er-
möglichen es, in Gemeinschaft mit anderen zu leben und 
trotzdem die Selbstständigkeit zu erhalten.“6 Dementspre-
chend „frostig“ �el die Reaktion aus Speyer in Form von 
Anke Illg, der Sprecherin der Oberbürgermeisterin, aus: 
„Die Stadt Speyer nimmt zur Kenntnis, dass das Bundes-
ministerium der Verteidigung ein hohes Interesse an der 
Liegenschaft geäußert hat.“7

Auch in Friedberg (Hessen) lösten die jüngsten Ent-
wicklungen keine Jubelstürme aus, wo die 74 Hektar gro-
ße Fläche der Ray Barracks betroffen ist. Davon sind 65 
Hektar als Bauland vorgesehen, die nun aber von der 
Bundeswehr wieder vereinnahmt werden könnten. Selbst 
der Friedberger CDU-Abgeordnete Thomas Pauls sieht 
dies kritisch: „Für die Entwicklung Friedbergs und der 
Region wäre eine Reaktivierung der Ray Barracks ein 
schwerer Einschnitt. […] Doch wenn die Friedberger Ray 
Barracks reaktiviert werden, wären die jahrelangen Pla-
nungen für die Stadtentwicklung mindestens in großen 
Teilen hinfällig.“8 Es seien bereits 13 Millionen Euro in 
das Areal investiert worden, dieses Geld wolle man wie-
der zurück, ließ die Stadt Friedberg verlauten. Bürger-
meister Kjetil Dahlhaus, Stadtverordnetenvorsteher 
Bernd Wagner (CDU) sowie die Erste Stadträtin Christine 
Diegel zeigten sich in einer gemeinsamen Stellungnahme 
zwar „zuversichtlich, dass ein Teil des Geländes noch für 
die ursprünglich geplante Stadtentwicklung verbleibt und 
genutzt werden kann.“ Aktuell gebe es allerdings „noch 
mehr offene Fragen als geklärte“.9

Kommunika�onsdesaster

Für Ärger sorgt bei vielen Kommunen nicht zuletzt, dass 
sie auf den bislang entstandenen Kosten gegebenenfalls 
wohl sitzengelassen werden: „Viele Städte und Gemeinden 
hatten bereits sehr konkrete Pläne für eine zivile Nutzung, 
haben Planungen für neue Stadtviertel vorangetrieben und 
auf eigene Rechnung Gutachten und Entwürfe anfertigen 
lassen. Dieses Geld werden sie nun voraussichtlich nicht 
wiedersehen. Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius 
(SPD) erteilt Entschädigungen eine Absage.“10

Die Bundeswehr wird zwar nicht müde zu betonen, sie 
sei bemüht in den Dialog zu treten und konsensuale Lö-
sungen mit den betroffenen Städten und Gemeinden zu 
�nden – ebenso klar macht sie aber, dass sie im Zweifels-
fall das letzte Wort haben wird. 

Auch über die Art, wie die Bundeswehr ihre Entschei-
dung kommuniziert hat, gibt es Unmut. Stellvertretend 
für wohl viele Orte kritisiert der parteilose Bürgermeister 
der Brandenburger Gemeinde Am Mellensee, Tobias Krü-
ger: „Es ist keine Art und Weise der Kommunikation, wie 

man [auch] berücksichtigen sollte, dass es auch eine kom-
munale Planungshoheit in jeder Kommune in Deutsch-
land grundgesetzlich verbrieft gibt und wenn man dann 
im Prinzip einfach mal eine E-Mail schreibt und sagt, hier 
passiert jetzt erstmal nichts, dann ist das schon ziemlich 
schwierig.“11 Die Kommune habe auf der nun von der 
Bundeswehr möglicherweise beanspruchten Fläche So-
laranlagen geplant und sei auf die damit verbundenen 
Einnahmen angewiesen, so die Kritik. 

Auch scheint es bislang mit der Einbindung noch nicht 
allzu weit her zu sein. Krüger kritisiert, die Bundeswehr 
komme ihrer Informationsp�icht nicht nach, was wohl 
aber das Mindeste wäre: „Das wäre das Gebaren, das sich 
dann so anbietet. Wir nennen das dann Bürgerinformati-
onsveranstaltung. Da würde ich dann meine Sporthalle 
wieder zur Verfügung stellen und dann erwarte ich, dass 
diejenigen, die da was machen wollen, meine Bürger mit 
informieren. Also da halte ich keine Informationsveran-
staltung ab, sondern da erwarte ich von denjenigen, die 
hier eine Entwicklung planen, dass sie Rede und Antwort 
stehen und meinen Einwohnern dann konkret sagen, was 
haben sie denn hier vor, welcher Zeitraum. Das sind ja 
auch immer die Frage, wann und wie schnell passiert hier 
eigentlich was. […] Ich fordere als allererstes eine klare 
Kommunikation. Also, ich will wissen, an welchem Punkt 
be�ndet sich gerade die Planung für unsere Flächen, weil 
dieser Schwebezustand, in dem wir uns jetzt gerade be�n-
den, der ist für mich inakzeptabel.“12

Militärisches Bauen

Wo es die Bundeswehr für geboten hält, will sie sich au-
genscheinlich von kommunalen Bedenken nicht behin-
dern lassen. Genauso verhält es sich mit diversen bau- 
oder umweltrechtlichen Hürden, die eine rasche Errich-
tung neuer Unterkünfte verzögern könnten. Daher kün-
digte Verteidigungsminister Boris Pistorius bereits in sei-
ner Rede bei der Bundeswehr-Tagung im Herbst 2025 ein 
Infrastrukturgesetz an, mit dem er diverse Prüfungspro-
zesse frontal anging: „Zuständigkeitsfragen zwischen 
Bund und Ländern, endlose Genehmigungsverfahren, 
komplexe umweltrechtliche Prüfungen, die Projekte über 
Jahre verzögern können, darf es nicht mehr geben.“13

Im schlussendlich vom Kabinett am 1. Juli verabschie-
deten Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetz 
werden beispielsweise Umweltverträglichkeitsprüfungen 
(UVP) für die Bundewehr faktisch außer Kraft gesetzt. 
Mit UVPs soll frühzeitig bewertet werden, wie sich ge-
plante Großprojekte auf Mensch, Tier, P�anzen, Boden, 
Wasser, Klima und Kulturgüter auswirken. Sie sollen 
künftig aber einem schnellen Kasernenbau nicht mehr im 
Wege stehen: „Mit dem in der vergangenen Woche vom 
Bundeskabinett beschlossenen Infrastrukturbeschleuni-
gungsgesetz können mögliche neue Bundeswehr-Stand-
orte dann bei Bedarf zügig wieder in die militärische Nut-
zung überführt werden.“14
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Noch weiter gehen einzelne Bundesländer, wie etwa 
der Freistaat mit dem Gesetz zur Förderung der Bundes-
wehr in Bayern von 2024, über das es in einer kritischen 
Einordnung hieß: „Militärische Infrastruktur […] soll in 
Bayern zukünftig schneller hergestellt werden als anders-
wo. Dies erreicht man, indem man bürokratische Hürden 
beim militärischen Bauen reduziert. So sollen Bauvorha-
ben auf bestehenden militärischen Geländen komplett 
ohne Genehmigungen auskommen können, örtliche Bau-
vorschriften nicht zum Zuge kommen. Das soll nicht nur 
die Geschwindigkeit des Bauvorhabens erhöhen, sondern 
auch dessen Kosten senken und zuletzt auch die bayeri-
sche Baubehörde entlasten … und es soll nach Möglich-
keit mehr Geld nach Bayern �ießen, denn schließlich 
gäbe es da einen Investitionsstau. Umweltschutz, Arten-
schutz, Arbeitsschutz, Lärmbelästigung, Energiegesetz – 
alles keine Kriterien mehr? Ein Freibrief fürs Militär die 
Landschaft so zu benutzen, wie es ihm gefällt.“15

Ein weiteres Beispiel ist das am 20. Januar 2026 vom 
Landeskabinett verabschiedete Dritte Gesetz zur Ände-
rung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vorschrif-
ten im Land Nordrhein-Westfalen. In einer Pressemittei-
lung des Landes wurde unter anderem Finanzminister 
Marcus Optendrenk (CDU) bezüglich der Tragweite des 
Gesetzes folgendermaßen zitiert: „Für militärische Bau-

ten in unserem Land muss künftig kein Baugenehmi-
gungsverfahren mehr angestrengt werden. Das ist eine 
bahnbrechende Neuerung, um Bauvorhaben für die Bun-
deswehr schneller und unbürokratischer von der Planung 
zur Umsetzung zu bringen.“16

Noch weiter ging Baden-Württemberg, wo im Februar 
2026 das Gesetz zur Förderung von Bauvorhaben der 
Bundeswehr in Kraft trat. Dabei handelt es sich um einen 
Bau-Turbo, mit dem dann tatsächlich so gut wie alle 
rechtlichen Hürden abgeräumt wurden. In einer Presse-
mitteilung zum Gesetz äußerte sich Nicole Razavi, Minis-
terin für Landesentwicklung und Wohnen: „Wir befreien 
die Bundeswehr beim Bau von Anlagen, die der Verteidi-
gungsfähigkeit Deutschlands dienen, von allen materiell-
rechtlichen Vorschriften des Landes. Das betrifft unter an-
derem das Bauordnungsrecht, das Denkmalrecht, das 
Straßenrecht, das Wasserrecht und das Naturschutzrecht. 
[…] Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen, sind 
im Sinne des Gesetzes alle Anlagen, die unmittelbar der 
Landesverteidigung dienen wie zum Beispiel Gefechts-
stände, Geschützstellungen, Funkanlagen, Flugplätze, 
Kasernen oder Versorgungslager. Nach höchstrichterli-
cher Rechtsprechung können darunter aber auch zum Bei-
spiel Wohnsiedlungen für Militärpersonen und ihre Ange-
hörigen fallen.“17

Eine der zur weiteren Begutachtung „auserkorenen“ Liegenschaften: Hinrich-Wilhelm-Kopf-Kaserne (Cuxhaven). 
Quelle: Ra Boe / Wikipedia, CC BY-SA 3.0

https://www.bayern.landtag.de/plon-webanzeige/dokumentanzeige%3Fnr%3D1556%26wp%3D19%26format%3Dpdf
https://www.bayern.landtag.de/plon-webanzeige/dokumentanzeige%3Fnr%3D1556%26wp%3D19%26format%3Dpdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17474.pdf&ved=2ahUKEwj2_OKmm8qVAxX7W_EDHRM6CwgQFnoECBgQAQ&usg=AOvVaw2hPOPKIIdJ5DgzT_s3whsl
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17474.pdf&ved=2ahUKEwj2_OKmm8qVAxX7W_EDHRM6CwgQFnoECBgQAQ&usg=AOvVaw2hPOPKIIdJ5DgzT_s3whsl
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17474.pdf&ved=2ahUKEwj2_OKmm8qVAxX7W_EDHRM6CwgQFnoECBgQAQ&usg=AOvVaw2hPOPKIIdJ5DgzT_s3whsl
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/gesetze-und-verordnungen/gesetzblatt/detail/2026-22
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/gesetze-und-verordnungen/gesetzblatt/detail/2026-22
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Trotz Teilentwarnung bi�erer Beigeschmack

Mit den acht nun ins Auge gefassten Kasernen dürfte das 
Ende der Re-Aktivierungen noch lange nicht erreicht sein. 
Schließlich steht dem Gros der Flächen erst noch die Eig-
nungsprüfung bevor. Außerdem benötigt die Bundeswehr 
nicht nur für den personellen Aufwuchs weitere Standorte 
– zusätzliche Flächen werden unter anderem auch für wei-
tere Munitionslager und Übungs�ächen benötigt.

Aufatmen gab es jedoch jüngst in Heidelberg, wo auf 
dem Gelände des Patrick-Henry-Village Wohnraum für 
rund 10.000 Menschen entstehen soll. Nachdem sich die 
Zeichen zwischenzeitlich verdichteten, dass der Großteil 
des Geländes zurück in eine Kasernennutzung überführt 
werden könnte, wurde Ende Juli 2026 weitgehend Ent-
warnung gegeben. In einer Presseerklärung informierte 
die Stadt Heidelberg, eine Kasernennutzung sei vom 
Tisch und die Planungen für das Wohngebiet könnten bis 
auf „zwei Verfügbarkeits�ächen“ fortgesetzt werden.18 Es 
ist allerdings nicht die of�zielle Pressemitteilung der 
Stadt Heidelberg, sondern ihr Facebook-Account, auf 
dem zu erfahren ist, um welchen Umfang und Zeithori-
zont es sich bei diesen „Verfügbarkeits�ächen“ handelt. 
Demzufolge beanspruche die Bundeswehr „nur“ zwei 
Flächen mit zusammen acht Hektar für mindestens fünf 
bzw. zehn Jahre, was knapp zehn Prozent der Gesamt�ä-
che entspricht.19

Etwas anders gelagert ist der Fall bei einem weiteren 
großen geplanten Wohngebiet – Holtenau-Ost, wo Wohn-
raum für 5.000 Menschen entstehen sollte. Die Liegen-
schaft sei für die Bundeswehr aufgrund ihrer strategischen 
Lage zu interessant, um sie nicht zu beanspruchen, wie aus 
dem Sachstandsbericht des Verteidigungsministeriums 
hervorgeht: „Hinzukommen können im Einzelfall Liegen-
schaften, die aufgrund von Lage, Potenzial und spezi�-
schem militärischen Bedarf von den Streitkräften zwin-
gend benötigt werden (Kiel-Holtenau als Beispiel).“20

Auch hier gibt es allerdings eine (Teil-)Entwarnung – 
aus einem Standortdialog zwischen der Stadt Kiel und 
(zumeist) Bundeswehr-Akteuren entstand eine Absichts-
erklärung, in der festgehalten wird, dass in Holtenau-Ost 
noch 700 Wohnungen entstehen könnten und die Bereit-
schaft signalisiert wird, andere Flächen als Ausgleich auf-
zutun: „Der Bund erkennt dem Grunde nach an, dass der 
Stadt ein struktureller und geldwerter Nachteilsausgleich 
zusteht. Zusammen mit vom Bund bereitzustellenden Al-
ternativ�ächen im Kieler Stadtgebiet sollen insgesamt 
Perspektiven für rund 2.275 Wohnungen entstehen – das 
entspricht in der Summe mehr als die ursprünglich für 
Holtenau Ost geplanten 2.250 Einheiten.“21 Inwieweit die 
Stadt aber für ihre bisherigen (weitgehend nichtigen) und 
künftigen Planungskosten tatsächlich adäquat kompen-
siert wird, geht aus der Erklärung nicht hervor. 

Augenscheinlich ist das Verteidigungsministerium 
durchaus bemüht, zumindest im Falle der ganz großen ge-
planten zivilen Wohnviertel halbwegs tragfähige Kom-

promisse zu �nden. Allerdings hinterlässt der ganze Vor-
gang dennoch einen überaus bitteren Beigeschmack: Ein-
fach so kann das Verteidigungsministerium großangelegte 
Planungen auf Eis legen und in seiner Kommunikation 
zumindest Vertreter kleinerer Ortschaften wie den Bür-
germeister der Brandenburger Gemeinde Am Mellensee, 
Tobias Krüger, kommunikativ links liegen lassen. Und 
vor allem ist es am Ende – ungeachtet aller tatsächlichen 
oder vermeintlichen Dialogbereitschaft – die Bundes-
wehr, die letztinstanzlich Entscheidungen von erheblicher 
Tragweite für die Kommunen fällt und damit die Zeiten-
wende bis weit in die Fläche hineinträgt. 
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Über den in diesem Jahr gestarteten Neuen Wehrdienst 
soll sowohl der geplante Aufwuchs der aktiven Truppe als 
auch der der Reserve gewährleistet werden. Im Anschluss 
an den Neuen Wehrdienst mussten die Absolvent*innen 
nach bisheriger Gesetzeslage über die sogenannte Grund-
beorderung der Reserve noch einmal sechs Jahre zur Ver-
fügung stehen. Allerdings war die Teilnahme an Übungen 
freiwillig und konnte auch von Arbeitgeberseite bisher 
abgelehnt werden. Da dies aber absehbar nicht ausreichen 
dürfte, um die anvisierte Zielgröße zu erreichen, wurde 
bereits länger über eine Verlängerung der Grundbeorde-
rung und eine Abschaffung der doppelten Freiwilligkeit 
diskutiert, die nun beide Teil des neuen Reservestär-
kungsgesetzes sind, das am 1. Juli 2026 vom Kabinett 
verabschiedet wurde.1

Freiwilligkeit unter Druck

Um den immensen Personalbedarf zu decken, kommt der 
Reserve eine zentrale Bedeutung zu. Aus dem Entwurf für 
eine neue Strategie der Reserve vom April 2026 geht her-
vor, dass für das Jahr 2033 eine Zielgröße von 200.000 
Reservist*innen vorgesehen ist (aktuell sind es rund 
60.000). Außerdem soll die Reserve künftig enger in die 
aktive Truppe integriert werden. Der Entwurf spricht von 
einer „grundsätzlichen Neuaufstellung“. Man wolle künf-
tig die Bundeswehr „im gesamten Aufgabenspektrum 
verstärken“ und zwar „bis hin zum Einsatz im hochinten-
siven Gefecht“.2

Vor diesem Hintergrund wurde schon in der Unterrich-
tung des Wehrbeauftragten vom März dieses Jahres über 
Pläne für eine faktisch unbefristete Verlängerung der 
Grundbeorderung berichtet: „Die neue Beorderung soll 
dann – statt der bisher sechsjährigen Grundbeorderung – 
grundsätzlich bis zum Ende der Dienstleistungsüberwa-
chung (längstens bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res) erfolgen, was zu einem weiteren Anstieg der Gesamt-
zahl der Beorderten führen dürfte.“3

Und auch die bislang gültige doppelte Freiwilligkeit 
mit dem Widerspruchsrecht zur Teilnahme an Übungen 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer geriet zusehends unter 

Druck. Ebenfalls bereits im März meldete sich etwa Tho-
mas Röwekamp (CDU), der Vorsitzende des Verteidi-
gungsausschusses im Bundestag, folgendermaßen zu 
Wort: „Wir können uns in der aktuellen sicherheitspoliti-
schen Lage keine Reserve leisten, die nur auf freiwilliger 
Basis funktioniert. […] Wenn wir die Bundeswehr ernst-
haft stärken wollen, brauchen wir mehr Verlässlichkeit 
und Verbindlichkeit. […] Das doppelte Freiwilligkeits-
prinzip führt heute dazu, dass wir im entscheidenden Mo-
ment nicht sicher planen können. Unsere Reserve muss 
im Ernstfall schnell verfügbar und einsatzbereit sein, da-
für braucht es klare Verp�ichtungen.“4

Reservistengesetz beendet Freiwilligkeit 

Es war also keine große Überraschung, dass im neuen Re-
servestärkungsgesetz, das vom Kabinett am 1. Juli 2026 
beschlossen wurde, sowohl die bisherige zeitliche Befris-
tung wie auch die doppelte Freiwilligkeit beendet werden. 
Wurden demzufolge sechs bis zwölf Monate Wehrdienst 
geleistet, „kann eine verp�ichtende Heranziehung zu ei-
ner Reservedienstleistung bis zum Ablauf des Monats er-
folgen, in dem sie oder er 45 Jahre alt wird.“ Bei mehr als 
zwölf Monaten Neuem Wehrdienst (gilt auch für Berufs-
soldat*innen und Soldat*innen auf Zeit) „kann eine ver-
p�ichtende Heranziehung zu einer Reservedienstleistung 
bis zum Ablauf des Monats erfolgen, in dem sie oder er 65 
Jahre alt wird“.

Bei einem Dienst unter einem Jahr kann eine Verp�ich-
tung zu Reserveübungen für bis zu drei Wochen erfolgen, 
bei bis zu vier Jahren sind es vier Wochen, bei bis zu 13 
Jahren sechs Wochen und darüber bis zu zwölf Wochen. 
Um die Aufgabe der Freiwilligkeit für die Arbeitgebersei-
te zu versüßen, war ebenfalls schon länger über Pläne ei-
ner �nanziellen Kompensation berichtet worden.5 Im Re-
ferentenentwurf sind nun für Unternehmen unter 250 Be-
schäftigten pro Arbeitnehmer*in mit mehr als 30 Tagen 
Reservistendienst „pauschal 500 Euro“ vorgesehen. An-
gesichts dieser vergleichsweise überschaubaren Kompen-
sation äußerte sich Arbeitgeberpräsident Rainer Dulger 
äußerst kritisch: „Die doppelte Freiwilligkeit hat sich als 

Heikles Reservegesetz
Ein neues Gesetz verdonnert Absolvent*innen des Neuen Wehrdienstes 
dauerha� zum Reservedienst

von Jürgen Wagner 
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Zusammenfassung
Die Studie untersucht die Entwicklung der Presse- und 

Meinungsfreiheit in Deutschland, insbesondere seit der 
2022 ausgerufenen „Zeitenwende“. Sie analysiert, wie 
Medien in die Legitimation von Aufrüstung und Kriegs-
politik eingebunden werden, und zeigt, dass insbesondere 
antimilitaristische Positionen zunehmend Repressionen 
ausgesetzt sind. Neben ökonomischen Abhängigkeiten 
und strukturellen Verflechtungen zwischen Medien, Poli-
tik und Wirtschaft dokumentiert die Studie auch direkte 
staatliche Eingriffe. Ein Überblick über kritische Studien 
und Fallbeispiele belegt, dass es sich historisch nicht um 
eine neue Erscheinung handelt. Am Beispiel der aktuel-
len Sanktionierung des Journalisten Hüseyin Doğru wird 
gezeigt, wie kritische Medienschaffende unter Druck 
geraten und der Vorwurf der „Desinformation“ zur Dele-
gitimierung journalistischer Arbeit genutzt wird. Die 
Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass sich im Zuge 
der Militarisierung eine Einschränkung der Pressefreiheit 
beobachten lässt, die zunehmend auch direkte Repressio-
nen umfasst.
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tragfähiges Modell bewährt, um die Interessen von Bun-
deswehr und Wirtschaft in Einklang zu bringen.“6

Blaues Wunder

Spiegel Online fasst die Konsequenzen des Reservisten-
gesetzes folgendermaßen zusammen: „Der damalige Bun-
desverteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) hat-
te die Reservep�icht vor Jahren beendet, als auch die 
Wehrp�icht ausgesetzt wurde. Seitdem waren Reserve-
übungen für frühere Soldaten und Soldatinnen freiwillig. 
Sowohl sie selbst als auch die Arbeitgeber konnten ein 
Veto erheben. Dies würde bei Verabschiedung des Reser-
vestärkungsgesetzes automatisch ungültig.“7

Bis auf die Verp�ichtung zur Beantwortung des Bun-
deswehr-Fragebogens und die Musterungsp�icht für 
männliche Jugendliche ist der Neue Wehrdient bislang 
noch weitgehend freiwillig. Es darf allerdings mit Blick 

auf die Reserve bezweifelt werden, dass den meisten Ju-
gendlichen klar ist, dass es mit der Freiwilligkeit nicht 
mehr ganz so weit her ist, wenn sie sich erst einmal für 
den Wehrdienst entschieden haben.

Im Handelsblatt wird Verteidigungsminister Boris Pis-
torius mit den Worten zitiert, der Wehrdienst sei zwar frei-
willig, wer ihn aber antrete, müsse wissen, „dass dann an-
schließend für ihn eine Verp�ichtung daraus folgt, auch 
Reserveübungen durchzuführen“. Es sei zwar das Ziel, 
dass Reservedienstleistende von sinnvollen Übungen pro-
�tieren, am Ende zähle jedoch vor allem eins: „Aber für 
uns ist wichtig, das kann nicht auf Freiwilligkeit basieren. 
Deswegen wird es eine Verp�ichtung geben. […] Das ist 
der einzige Weg, um wirklich den verlässlichen, stabilen 
Aufbau einer neuen Reserve zu gewährleisten“, so Pisto-
rius. Und: „Die Arbeitgeber mögen es mir nachsehen.“8

Anmerkungen

6   Arbeitgeber im Konkurrenzkampf mit der Bundeswehr, 
faz.net, 31.5.2026.

1   Das Gesetz kann u.a. hier abgerufen werden: Reserve-
stärkungsgesetz: Einsatzbereite Reserve – abwehrberei-
te Truppe, bmvg.de, 1.7.2026.

2 Strategie der Reserve, SLL-011, Version 1.

8   Bundeswehr: Pistorius: Reserve „kann nicht auf Frei-
willigkeit basieren“, tagesspiegel.de, 29.5.2026.

3   Unterrichtung durch den Wehrbeauftragten, Drucksa-
che 21/4200, 3.3.2026.

4   Militärs fordern Rückkehr zur Reservep�icht, Spiegel 
Online, 6.3.2025.

5   Reserve: Ende der Freiwilligkeit (II), IMI-Aktuell
2026/317.

7   Pistorius plant Rückkehr der Reservep�icht, Spiegel 
Online, 28.5.2026.

Reservisten beim Herrieden-Schießen in Oberdachstetten. 
Foto: Georgios Moumoulidis über Dvids.
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Man habe „bahnbrechende Fortschritte“ auf dem Weg zum 
militärischen Ausgabenziel von 5 Prozent des Bruttoinlands-
produktes (bzw. 3,5 Prozent für Militärausgaben im engeren 
Sinne) gemacht, so die wichtigste Aussage von NATO-Gene-
ralsekretär Mark Rutte beim NATO-Gipfel in Ankara, auf 
dem auch eine Reihe konkreter Beschaffungsprojekte be-
kanntgegeben wurden. Weit am oberen Ende des Spektrums 
hat sich Deutschland mit seinen rasant steigenden Ausgaben 
etabliert, während Spanien als einziges NATO-Land die dies-
bezügliche Absichtserklärung nicht unterzeichnet hat und sich 
seither beharrlich dem neuen Ausgabenziel widersetzt.

Rutte hat leider recht: Die Militärausgaben der NATO-Staa-
ten stiegen von 896 Mrd. Dollar (2015) auf 1.097 Mrd. Dollar 
(2020) und dann 1.630 Mrd. Dollar (2025) in der Tat steil an. 
Ohne die USA ergibt sich eine Erhöhung von 289 Mrd. Dollar 
(2015) über 326 Mrd. Dollar (2020) auf 654 Mrd. Dollar 
(2025). Seit der beim letztjährigen Gipfeltreffen vereinbarten 
Erhöhung des Ausgabenziels auf 5 Prozent des Bruttoinlands-
produktes (BIP) für Militärausgaben im weiteren und auf 3,5 
Prozent im engeren Sinne (Verteidigungshaushalte, Militärun-
terstützung …) sind die für dieses Jahr kurz vor dem Gipfel 
vorgelegten NATO-Schätzungen noch einmal explodiert: Sie 
werden mit 1.810 Mrd. Dollar (NATO) bzw. 777 Mrd. Dollar 
(NATO exkl. USA) angegeben.

Blickt man auf die NATO-Staaten ohne die USA, so sind 
dies allerdings immer noch „nur“ 2,53 Prozent des BIP (hinzu 
kommen bereits heute sicherheits- und verteidigungsrelevan-
te Investitionen von 1,4 Prozent des BIP). Ein Anstieg auf 3,5 
Prozent des BIP würde also in diesem Jahr Ausgaben von 
1.075 Mrd. Dollar erfordern. Zum Vergleich: Das Stockhol-
mer Friedensforschungsinstitut SIPIRI schätzt die russischen 
Militärausgaben in diesem Jahr auf rund 190 Mrd. Dollar. 
Um Russland im Krieg mit der Ukraine weiter unter Druck zu 
setzen, wurden Kiew zudem 140 Mrd. Euro Militärhilfe für 
dieses und kommendes Jahr zugesagt, die ganz ohne die USA 
aufgebracht werden sollen.

Natürlich ging es auf dem Gipfel auch darum, für was und 
wie dieses ganze Geld ausgegeben werden soll. Dazu wurden 
zwei neue Initiativen angekündigt. Bei der ersten handelt es 
sich um eine neue Plattform, die den Zugang von Unterneh-
men zu NATO-Beschaffungsvorhaben erleichtern soll. Dazu 
äußerte sich NATO-Generalsekretär Rutte folgendermaßen: 
„Deshalb starten wir heute das ‚NATO Front Door‘-Portal für 
die Industrie. Dies ist eine neue Plattform, die sicherstellen 
soll, dass die Industrie über Möglichkeiten informiert ist und 
die ihre Zusammenarbeit mit dem Bündnis vereinfacht. Die 
Tür steht nun offen. Diese Front Door ist die zentrale Anlauf-
stelle für alles – von Ausschreibungen bis hin zu Innovations-
veranstaltungen. Ich möchte Sie alle ermutigen, die Plattform 
zu besuchen, über sie mit uns in Kontakt zu treten, sie zu tes-

ten und uns Feedback zu geben.“
Bei der zweiten Initiative handelt es sich um die „NATO 

Engine“, die auf die Steigerung der Produktionskapazitäten 
abzielt, wie bei defence-network.com nachzulesen ist: „Im 
Rahmen dieser Initiative würden Produktionsstätten mit ver-
fügbaren Kapazitäten identi�ziert und schließlich im Idealfall 
freie Kapazitäten in der Industrie mit denjenigen zusammen-
geführt, die schnell produzieren wollen. ‚Und wir hoffen, 
dass dies zu einer drastischen Steigerung der Produktion 
führt‘, betont der NATO-Generalsekretär in seiner heutigen 
Rede. ‚Dies wird der Motor sein, der unsere Produktion noch 
weiter ankurbelt‘.“

Darüber hinaus wurden auf dem Gipfel auch noch eine 
Reihe konkreter Rüstungsbeschaffungen im Gesamtwert von 
über 50 Mrd. Dollar bekanntgegeben, die zum Beispiel bei 
Reuters aufgelistet werden: Angeschafft werden sollen wohl 
zehn GlobalEye-Aufklärungs�ugzeuge von Saab zum Stück-
preis von 400 bis 450 Mio. Dollar. Norwegen, Finnland, 
Deutschland und Dänemark haben eine Kaufabsichtserklä-
rung für fünf Triton-Aufklärungsdrohnen von Northrop 
Grumman unterzeichnet und es sollen weitere Airbus A400M 
Transport�ugzeuge angeschafft werden.

Außerdem vereinbarten Lockheed  Martin und Rheinme-
tall die Produktion von ATACMS in Deutschland, Raketen 
mit einer Reichweite von rund 300 Kilometern, die künftig in 
Unterlüß hergestellt werden sollen. Die eigentliche mutmaß-
lich auf dem Gipfel endgültig eingetütete sprichwörtliche 
Bombe platzte erst einen Tag nach seiner Beendigung mit der 
Regierungserklärung von Friedrich Merz, die USA würden 
nun doch Tomahawk-Marsch�ugkörper liefern, die in 
Deutschland stationiert werden sollen. 

Deutschland will das 3,5-Prozent-Ziel nicht wie beim letz-
ten NATO-Gipfel vereinbart spätestens 2035, sondern bereits 
2029 erreichen. Dementsprechend steil ging es mit den deut-
schen Militärausgaben von 46 Mrd. Dollar (2015) über 59 
Mrd. Dollar (2020) auf 112 Mrd. Dollar (2025) und geschätz-
te 147 Mrd. Dollar in diesem Jahr bergauf.

Es geht auch anders: Auch wenn es nicht so ist, als würde 
Spanien auf einen radikalen Abrüstungskurs setzen, ist es 
doch das einzige NATO-Land, das sich aktuell dem Rüs-
tungswahn relativ konsequent widersetzt, wie die taz
schreibt: „Nein ist Nein. Daran lassen der sozialistische Mi-
nisterpräsident Pedro Sánchez und seine Verteidigungsminis-
terin Margarita Robles […] keinen Zweifel. Spanien wird, 
egal wie groß der Druck auch sein mag, den Rüstungshaus-
halt nicht bis 2035 auf fünf Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) erhöhen. [Die Regierung] hält weiterhin an den 
bisherigen 2,1 Prozent fest. Alles andere sei sozial nicht ver-
träglich, da Kürzungen in anderen Haushaltsposten daraus 
folgen würden.“

„Sozial unverträglich“
von Jürgen Wagner

NATO-Gipfel konsta�ert 
bahnbrechende 
Rüstungsfortschri�e

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/rutte-bahnbrechende-fortschritte-bei-fuenfprozentziel-201003424.html
https://www.nato.int/en/news-and-events/articles/news/2026/07/07/defence-investment-update-record-spending-in-europe-and-canada
https://www.nato.int/en/news-and-events/articles/news/2026/07/07/defence-investment-update-record-spending-in-europe-and-canada
https://www.nato.int/en/news-and-events/articles/news/2026/07/07/defence-investment-update-record-spending-in-europe-and-canada
https://www.sipri.org/publications/2026/sipri-insights-peace-and-security/budget-fifth-year-war-military-spending-russias-budget-2026
https://defence-network.com/die-neuheiten-des-nato-gipfels-2026-in-ankara/
https://defence-network.com/die-neuheiten-des-nato-gipfels-2026-in-ankara/
https://www.reuters.com/business/autos-transportation/defence-companies-sign-deals-nato-industry-forum-2026-07-07/
https://www.imi-online.de/2026/07/09/us-tomahawks-absage-der-absage/
https://taz.de/Vor-dem-Nato-Gipfel/!6193866/
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Die NATO ordnet ihre Kommandostrukturen mit Blick 
auf Russland neu. In diesem Zusammenhang wurde nun 
auch eine Neuaufteilung der Zuständigkeiten an der NA-
TO-Ost�anke bekannt gegeben, wo das derzeit in Müns-
ter ansässige Deutsch-Niederländische Korps künftig für 
Estland und Lettland verantwortlich sein soll. Die deut-
schen Führungsansprüche in der Region bilden sich damit 
auch zunehmend in den sich herausbildenden neuen NA-
TO-Kommandostrukturen ab.

Streitkrä�emodell und Verteidigungspläne

Im Juni 2022 verabschiedete die NATO ein neues Streit-
kräftemodell, mit dem die Zahl der Truppen von 40.000 
auf 300.000 Soldat*innen erhöht wurde, die in hoher Be-
reitschaft innerhalb von 30 Tagen verlegt werden können 
(weitere 500.000 werden bis Tag 180 vorgehalten). Beim 
Gipfel im Vilnius verabschiedete die NATO dann Vertei-
digungspläne, wo drei geographischen Zuständigkeiten – 
Nord (JFC Norfolk), Nord-Ost (JFC Brunssum) und Süd-
Ost (JFC Neapel) – konkrete Truppen zugeordnet wurden.
Im Dezember 2025 wurde eine weitere Veränderung vor-
genommen und die Zuständigkeit für die Verteidigungs-
planungen für Dänemark, Schweden und Finnland von 
Brunssum auf Norfolk übertragen. Zur Funktion dieser 
Hauptquartiere lässt sich beim Bundeswehrverband nach-
lesen: „Die operativen Hauptquartiere der Nato (JFC) 
sind unter der Führung des strategischen Hauptquartiers 
in Mons für die Planung und Ausführung von militäri-
schen Operationen zuständig. Im Ernstfall würden von ih-
nen aus Streitkräfte geführt, im Friedenszeiten planen sie 
unter anderem Übungen und Abschreckungsmaßnah-
men.“

Deutschland sieht seinen Schwerpunkt in der „Vertei-
digung“ der Ost�anke (einschließlich Nordsee) und stell-
te daher fast immer den Kommandeur des JFC Brunssum, 
zuletzt ab Juni 2025 den ehemaligen Luftwaffeninspek-
teur Ingo Gerhartz. Anfang 2026 deuteten sich dann noch 
größere Bewegungen in der NATO-Kommandostruktur 

an, als gemeldet wurde, die USA beabsichtigten zwei bis-
lang stets von US-Soldaten besetzte Kommandoposten an 
Großbritannien (JFC Norfolk) respektive Italien (JFC 
Neapel) abzutreten. Das dritte Kommando (JFC Brunss-
um) solle künftig im Rotationsprinzip zwischen Deutsch-
land und Polen geführt werden. Dementsprechend wurde 
bereits im Februar 2026 gemeldet, der polnische General 
Wieslaw Kukuła werde Gerhartz als Chef des JFC Bruns-
sum folgen.

Eine Kommandoebene darunter ist JFC Brunssum das 
Multinationale Korps Nordost (HQ MNC NE) mit Sitz im 
polnischen Stettin zugeordnet, dem bis zu 60.000 Sol-
dat*innen unterstehen. Auch hier wechseln sich Deutsch-
land und Polen mit dem Kommando ab: Auf Generalleut-
nant Jürgen-Joachim von Sandrart (2021 bis 2024) folgte 
Generał Dariusz Parylak (2024 bis heute). Den Aufgaben-
bereich des MNC NE, zu dem von deutscher Seite vor al-
lem die 10. Panzerdivision (Veitshöchstheim) gehört, 
wird von der Bundeswehr folgendermaßen beschrieben: 
„Dem Hauptquartier obliegt die einheitliche Befehlsge-
walt für die NATO-Aktivitäten in Estland, Litauen, Lett-
land und Polen. Als höchstes NATO-Kommando in der 
Region hat das HQ MNC NE die Verantwortung für die 
NATO-Bodentruppen, die bereits an der Nordost�anke 
der Allianz stationiert sind. Bei Bedarf ist das Hauptquar-
tier bereit, zahlreiche weitere Truppen zu befehligen und 
zu kontrollieren, darunter auch die Landeinheiten, die im 
Krisenfall schnell verlegbar sind.“

Als Truppenstellende Rahmennationen für das MNC 
NE fungierte bislang neben Deutschland und Polen auch 
Dänemark. Mitte August 2026 wurde dann bekanntgege-
ben, Litauen werde sich als vierte Rahmennation am 
MNC NE beteiligen. In einer Pressemitteilung der Bun-
desregierung heißt es dazu: „Der Beitritt Litauens stellt 
einen bedeutenden Meilenstein für die Weiterentwicklung 
des Korps dar. Außerdem stellt er die Lasten- und Verant-
wortungsverteilung innerhalb des Korps auf eine breitere 
Basis. Litauen verfügt als unmittelbar an der NATO-Ost-
�anke gelegener Bündnispartner über viel Erfahrung im 

Neue NATO-Strukturen an der 
Ostflanke
Das Deutsch-Niederländische Korps übernimmt die Zuständigkeit für 
Le�land und Estland

von Jürgen Wagner

https://www.dbwv.de/ticker/nato-passt-kommandostruktur-an-neue-bedrohungslage-an
https://www.dbwv.de/ticker/nato-passt-kommandostruktur-an-neue-bedrohungslage-an
https://de.euronews.com/2026/02/11/polnischer-general-erstmals-chef-nato-kommando
https://www.bundeswehr.de/de/organisation/heer/struktur/multinationales-korps-nordost
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/litauen-soll-nato-staerken-2449336
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Umgang mit sicherheitspolitischen Herausforderungen 
im Baltikum. […] Gleichzeitig setzt der Beitritt ein deut-
liches Signal der Geschlossenheit und Solidarität inner-
halb der NATO.“ 

Deutsch-Niederländisches Korps: 
Estland und Le�land

Bereits am 28. Mai 2026 informierte das Verteidigungs-
ministerium in einer Pressemitteilung nun über eine er-
neute Umgestaltung der Zuständigkeitsbereiche. Mit dem 
Deutsch-Niederländischen Korps (1GNC) wird neben 
Stettin ein zweites Kommando für die Region geschaffen, 
das Mitte des Jahres die Zuständigkeit „in der Region Est-
land und Lettland“ übernehmen soll.

Mit dem turnusmäßig zwischen den Niederlanden und 
Deutschland wechselnd befehligten Korps festigt 
Deutschland seine Ansprüche, „an der Ost�anke der 
NATO eine Führungsrolle“ zu übernehmen, unterstreicht 
die BMVg-Pressemitteilung nur wenig verklausuliert: 
„Damit wird dem I. Deutsch-Niederländischen Korps 
eine erhebliche Verantwortung für die Leitung von Übun-
gen und anderen vorbereitenden Aktivitäten übertragen, 
sowie im Ernstfall für die Verteidigung der Ost�anke. 
Diese Verantwortung liegt aktuell beim Multinationalen 
Korps Nordost (MNC NE). Mit der Aufstellung eines 
zweiten Hauptquartiers in der Region, neben dem MNC 
NE, demonstrieren Deutschland und die Niederlande ihre 

Bereitschaft und ihre Fähigkeit, Verantwortung für die 
Abschreckung und die Verteidigung der NATO-Ost�anke 
zu übernehmen.“

Einen Eindruck von den hier im Raume stehenden Di-
mensionen gibt die Frankfurter Rundschau: „Ein Armee-
korps umfasst im Vollbetrieb typischerweise 40.000 bis 
60.000 Soldaten. Im Friedensbetrieb existiert es als 
schlanke Kommandostruktur mit Kernfähigkeiten wie 
Artillerie, Luftabwehr und Sanitätsdienst – bereit zur 
schnellen Aktivierung.“ Dem 1GNC wäre bei Vollbetrieb 
auch die 1. Panzerdivision (Oldenburg) unterstellt, stän-
dig sind in dem aktuell in Münster beheimateten Kom-
mando rund 1.200 Soldat*innen tätig.

Brisant ist der Beitrag der Frankfurter Rundschau vor 
allem, weil er von Plänen berichtet, zumindest Teile des 
Stabes von Münster nach Estland zu verlegen: „Estlands 
Verteidigungsminister Hanno Pevkur bestätigte gegen-
über dem estnischen öffentlich-rechtlichen Sender ERR, 
dass die NATO die Stationierung des deutsch-niederlän-
dischen Korps in Estland prüft. Als bevorzugten Standort 
nannte er Pärnu – eine Stadt im Westen des Landes mit 
Hafen, Flugplatz, Bahnanbindung und direkter Straßen-
verbindung nach Riga. ‚Wenn die Entscheidung für Est-
land fällt, dann wäre Pärnu der beste Standort. Wir haben 
das bereits mit der Stadt besprochen‘, sagte Pevkur.“

Die neue NATO-Kommandostruktur in Osteuropa 
nimmt Gestalt an – und Deutschland be�ndet sich dabei 
buchstäblich an vorderster Front.

https://www.bmvg.de/de/presse/deutsch-niederlaendische-korps-presseerklaerung-6108048
https://www.bmvg.de/de/presse/deutsch-niederlaendische-korps-presseerklaerung-6108048
https://www.fr.de/politik/bis-zu-60-000-soldaten-nato-plant-massive-verstaerkung-fuer-das-baltikum-kommandostruktur-enthuellt-zr-94325083.html
https://www.fr.de/politik/bis-zu-60-000-soldaten-nato-plant-massive-verstaerkung-fuer-das-baltikum-kommandostruktur-enthuellt-zr-94325083.html
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„Autonome Waffen wählen und bekämpfen
Ziele ohne menschliches Eingreifen. Dazu ge-
hören z.B. bewaffnete Quadrokopter, die nach
Menschen suchen und sie eliminieren, wenn sie
bestimmte vordefinierte Kriterien erfüllen. [...]
Technologien mit künstlicher Intelligenz (KI)
sind an einem Punkt angelangt, an dem die Ent-
wicklung solcher Systeme — zumindest prak-
tisch, wenn auch nicht legal — innerhalb von
Jahren und nicht Jahrzehnten möglich ist. […]

Wenn eine der militärischen Großmächte die
Entwicklung von KI-Waffen vorantreibt, ist ein
globaler Rüstungswettlauf  praktisch unvermeid-
lich. Und der Endpunkt dieser technologischen
Reise ist offensichtlich: Autonome Waffen wer-
den die Kalaschnikows von morgen werden.
Anders als Atomwaffen benötigen sie keine
kostspieligen und schwer zu beschaffenden
Ausgangsstoffe, also werden sie allgegenwärtig
und für alle maßgeblichen Militärmächte günstig
zu produzierende Massenware werden. […]

Einen militärischen Wettlauf  um KI-Waffen
zu beginnen ist eine schlechte Idee und sollte
durch ein Verbot autonomer Angriffswaffen,
die nicht von Menschen gesteuert werden, un-
terbunden werden.“
Autonomous Weapons Open Letter: AI & Ro-
botics Researchers, Februar 2016

FACTSHEET

Seit Jahren warnen KI-Forscher*innen, Völkerrechtler*innen und
Vertreter*innen verschiedener UN-Organisationen vor der Ent-
wicklung, dem Einsatz und der Weiterverbreitung sog. tödlicher au-
tonomer Waffensysteme (Lethal Autonomous Weapon Systems,
LAWS). Es handelt sich dabei um Waffensysteme, die ohne das Ein-
greifen von Menschen über den Einsatz tödlicher Gewalt entschei-
den – umgangssprachlich werden sie auch als „Killerroboter“ be-
zeichnet.

Mittlerweile kommen u.a. in den Kriegen in der Ukraine und de-
nen mit israelischer Beteiligung viele Waffen zum Einsatz, die über
ein hohes Maß an Autonomie verfügen und zumindest potentiell als
LAWS agieren und eingesetzt werden können. Ob und in welchem
Umfang das bereits geschieht, ist jedoch unklar und umstritten –
und wird es vermutlich auch noch bleiben. Denn die Frage, wo
menschliche Kontrolle aufhört, ist ungeklärt. Viele Systeme – zum
Beispiel Kamikazedrohnen – können eigenständig Ziele vorschla-
gen und im Zielanflug verfolgen. Sie folgen unterschiedlichen Rege-
lungen, falls die Funkverbindung abbricht, die durch ein einfaches
Update oder das Bedienungspersonal geändert werden können. Au-
ßerdem kommen immer mehr unbemannte Systeme in sog. Schwär-
men zum Einsatz, die als ganzes von einzelnen Menschen gesteuert
werden oder gar autonom zuvor definierte Aufgaben erfüllen, etwa
ein bestimmtes Gebiet zu überwachen. Auch bei Systemen zur sog.
„Entscheidungsunterstützung“, die z.B. Ziele vorschlagen (die dann
auch mit konventionellen Waffen angegriffen werden können), han-
delt es sich streng genommen nicht um tödliche autonome Waffen-
systeme – obwohl sie z.B. in Gaza Berichten zufolge massenhaft
und nahezu ohne menschliche Kontrolle zur Bombardierung ziviler
Ziele beigetragen haben. Wir schlagen deshalb vor, statt LAWS in
einem engeren Sinne v.a. „Potentiell autonome Waffensysteme“ zu
untersuchen und zu problematisieren und versuchen, das mit die-
sem Factsheet zu umreißen.

Appell von 2016

tonom im Internet aktiv. […] Auch bei
vollautonomen Waffensystemen sind un-
vorhersehbare Interaktionen zwischen den
automatischen Systemen möglich, die in
eine Kettenreaktion von autonom geführ-
ten Angriffen und Gegenangriffen mün-
den können. Hierbei kann in sehr kleinen
Zeitintervallen eine Eskalationsspirale ent-
stehen, die von Menschen nicht be-

Karl Hans Bläsius: Künstliche Intelligenz
und Krieg - Welche Risiken entstehen,
wenn der Mensch die Kontrolle verliert?,

Potentiell
autonome
Waffen-
systeme
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Das Factsheet kann wie 
immer kostenlos auf der IMI-
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kostenlos (gegen Porto) bei 
uns bestellt werden. 
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